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Für die Rechtsſtellung der Deutſchen in Polen & 
und für die Entwicklung des Minderheitenrechts. in & 
der ganzen Welt haben 

die Haager Gutachten 
des Ständigen Internationalen Gerichtshofes über 
die Anſie dlerfrage und die Staatsangehörigkeit der 


„Geburtspolen“ eine ſolche Bedeutung gewonnen, daß x 
wir unſeren Leſern in einer > 
& 
* 
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Sonderbeilage, 
die wir der heutigen Ausgabe der „Deutiden Nund⸗ 


| I |&au* beifügen, den Wortlaut dieſer biltoriihen K 


Dokumente mitteilen. Wir empfehlen die Beilage, auf 
deren dauernden Wert wir nicht erſt hinzuweiſen 
brauchen, zu falzen und aufzubewahren. 
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Das Konitzer Urteil. 


Von Eugen Naumann. » 


Vorſitzender der Deutſchen Vereinigung 
im Seim und Senat. 


Am 6. Oktober, morgens um 2 Uhr, verurteilte das 
Bezirksgericht in Konitz den früheren Magiſtratsſekretär 
Scherf zu 4 Jahren 7 Monaten Zuchthaus, den Ma⸗ 
ſchinenbaumeiſter Schulz zu 2 Jahren Gefängnis, den 
Stadtrat a. D. Rhode zu 1½ Jahren Gefängnis, den 
Photographen Graeve zu 1½ Jahren Gefängnis, Frau 
auer u 6 Monaten Gefängnis, Pfarrer Natter 
und Wodege zu je 2 Wochen Gefängnis. Die Verhand⸗ 
lung fand unter Ausſchluß der Öffentlichkeit ſtatt; ſelbſt 
der Abg. Ka rau, den die Deutſche Vereinigung im Seim 
und Senat entſandt hatte, wurde nicht zugelaffen. 


N Was vorauszuſehen war, iſt eingetreten: obwohl die 
n Konitz zu ſchweren Freiheitsſtrafen verurteilten deut⸗ 
chen Männer ſofort gegen das Urteil Reviſion eingelegt 
gaben, ſieht die polniſche Preſſe in dem noch nicht rechts⸗ 
kräftigen Urteilsſpruch eine causa finita; und auf dieſem 
Fundament“ wird dann der Galgen für den verhaßten 
5 eutſchtumsbund errichtet! Seht Ihr's — ſo ſchallt es aus 
Nen polniſchen Blätterwalde und von den Bänken der 

echten — vor der Welt verſichern die Deutſchen ihre 


449% 


salität, beteuern die Harmloſigkeit der Beſtrebungen 


ter völkiſchen Organifation, und in Wahrheit treiben ſie 
Pionage und Geheimbündelei! 


ke nic beſich e folder Auwürfe und Verdächtigungen glaube 


cht ſchweigen zu dürfen. Denn als langjähriger Vor⸗ 


f euder des nunmehr aufgelöſten Deutſchtumsbundes trage 


5 
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Under Verantwortung für ſein Verhalten und für die von 
verfolgten Ziele. 
Was beſagen die Auffehen erregenden Verurteilungen 


0 Amlerer lieben Konitzer Brüder? Es iſt ſchwer, fih heute 


Dom ein klares Bild über den Urteilsſpruch zu machen. 
neun die Gerichtsverhandlung hat hinter verſchloſſe⸗ 
Aba Türen ſtattgefunden. Nicht einmal einem unſerer 
geordneten wurde verſtattet, der Verhandlung beizuwoh⸗ 
fiker Eine Begründung des Spruches wurde vom Vor⸗ 
ſtbenden nicht gegeben, und eine Urteilsausfertigung be⸗ 
Eidet ſich bislang nicht in den Händen der Verurteilten. 
A Wertung des Spruches iſt daher einſtweilen nur 
Möglich an Hand der Auklageſchriften und an der Sand der 
di itteilungen der Angeklagten und ihrer Verteidiger über 
Pr Verhandlung, insbeſondere über die Plaidoyers der 
okuratur. f / 
» Danach wurde wohl als Hauptbelaſtungsmaterial ein 
em 14. September 1922 datierter Brief angeſehen, den Herr 
3 erf von Herrn Winkler, einem früheren Redakteur 
Au „Konitzer Nachrichten“, erhalten hatte. Winkler war im 
wiegt 1922 nach Deutſchland abgewandert, und gab nun, 
kan aus dem Briefe zu entnehmen iſt, ſeinem alten Be⸗ 
v nten Scherf das erſte Lebenszeichen von drüben. Er 
Juprettet ſich in dem Briefe zunächſt über die unerfreulichen 
Suſtände in Deutſchland, klagt über Parteilichkeit und 
auf werfältareit bei Betreuung der Flüchtlinge, ſchuldert, 
5 das Perſönliche übergehend das Erniedrigende der ver⸗ 
bablichen Bettelgänge. Weiter berichtet er voller Freude 
ſefüber, daß er ſehr bald eine ihm zuſagende Beſchäftigung 
unden habe, und erzählt, daß ſich nach und nach alle feine 
auofeligfeiten bei der Sammelſtelle in Deutſchland ein⸗ 
= en. Dann kommt eine Muſterkarte zum Nachweiſe der 
Dentſchland ſpürbaren Preishauſſe: es folgen Betrach⸗ 


leßlich nochmals bewegliche Klagen über die traurigen 
muſtände in Deutſchland. Und nach alle dem drei Schreib⸗ 
zel chinenſeiten füllenden Geplauder in wenigen Schluß⸗ 
üb en die Bitte: „Nun teilen Sie mir auch einmal etwas 

ap die dortigen Verhältniſſe mit.“ Nichts natürlicher, 
un daß Winkler hierbei als Journaliſt und alter Verfechter 
bolsrer Rechte im beſonderen Nachrichten über neuere be⸗ 
für dliche Übergriffe erbat, um in der Preſſe auch weiterhin 


ie Beſſerung unſerer Lage eintreten zu können. — 
Das tft allen. N 15 


Beantwortet hat Scherf den Brief nicht. 


Gleichwohl mußte der Brief dazu herhalten, um Scherf 
Spionage zu bezichtigen. Es iſt ein abſolutes 
anten daß jemand für irgendwelche einzelnen Briefe ver⸗ 
f wortlich gemacht wird, die er von irgendwem erhält, es 
einedenn, daß ſie ſich als charakteriſtiſcher Ausſchnitt aus 

nem im übrigen unbekannt gebliebenen Schrift⸗ 
hat el kennzeichnen. Gerade ein ſolcher Schriftwechſel 
dat aber nicht ſtattgefunden. Und ſelbſt wenn der Brief 
zurch Scherf beantwortet worden wäre: — was hat die Bitte 
an kun plex um Material für die Preſſe mit „Spionage“ 


Spionage! Ein böſes Wort! Der Spionage macht ſich 


190 über die Wahlausſichten des Minoritätenblocks, und 


auch nicht einmal angedeulet, von welchem milttärt⸗ 


In Bromberg mit Beſtellgeld monatlich 110 000 Mark. f 
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Bromberg, Donnerstag den 


ig, wer militäriſche Geheimniſſe verrät. 


in Polen 


ſchen Geheimnis Scherf Kenntnis gehabt haben ſoll; erſt 
recht iſt nicht zu erkennen, wem Scherf dieſes ſagenhafte 
Geheimnis anvertraut hätte. 5 

Aber der Winklerſche Brief war es nicht allein, der den 
Staatsanwalt um die Sicherheit des Staates beſorgt gemacht 
hat: ein deutſcher Fürſorgekommiſſar in Düſſel⸗ 
dorf hatte anläßlich einer Entſchädigungsforderung eines 
früheren Konitzer Bürgers, des Gaſtwirts X., einen Frage⸗ 
bogen nach Konitz geſandt, und dieſer Fragebogen iſt von 
Scherf ausführlich beantwortet worden. Offenbar hatte K., 
um einen Verdrängungsſchaden zu erhalten, vor dem Für⸗ 
ſorgekommiſſar angegeben, daß der Rückgang des Deutſch⸗ 
tums in Konitz und Umgegend und die wirtſchaftliche und 
politiſche Lage des zurückgebliebenen Deutſchtums die Auf⸗ 
rechterhaltung ſeines Gaſtwirtſchaftsbetriebes unmöglich ge⸗ 
macht hätte, daß er alſo zur Abwanderung gezwungen, — 
daß er verdrängt worden wäre. Daher eine ganze An⸗ 
zahl von Fragen, die darauf abzielen, feſtzuſtellen, ob und 
inwieweit der Wirtſchaftsbetrieb des X. durch den Wechſel 
der Verhältniſſe beeinträchtigt worden war: prozentuales 
Verhältnis der deutſchen zur polniſchen Bevölkerung gegen⸗ 
über der Vorkriegszeit; wirtſchaftliche Lage der orts⸗ 
anſäſſigen deutſchen Bevölkerung, auf die der X.ſche Betrieb 
eingeſtellt war; Umfang des Reiſeverkehrs, Vereinsfeſtlich⸗ 
keiten uſw. Dieſe Fragen ſind nun von Scherf beantwortet 
worden, und zwar bezüglich der Kardinalfrage, ob X. zur 
Abwanderung gezwungen geweſen wäre, dahin, daß X. 
ebenſowenig wie drei andere namentlich aufgeführte 
Perſönlichkeiten zur Abwanderung gezwungen ge⸗ 
weſen wäre, daß die deutſchen Gaſtwirte in Konitz tadellos 
exiſtieren könnten, und daß X. die Umſtände, die ihn zur 
Abwanderung genötigt hätten, ſelbſt verſchuldet habe. 

Auch hier bleibt es das Geheimnis der Prokuratur, was 
die von Scherf erteilte Auskunft mit Spionage zu tun hat. 


Eigentlich verdiente Scherf für ſein Verhalten eine Aus⸗ 


zeichnung; denn er iſt Verunglimpfungen des pol⸗ 
niſchen Staates im Auslande, zu denen ſich Ab⸗ 
gewanderte aus perſönlichem Intereſſe hinreißen ließen, 
unter Darlegung der wirklichen Verhältniſſe entgegen⸗ 
getreten. 

Unter den Daten, die Scherf dafür beibrachte, daß X. noch 
auf genügenden deutſchen Beſuch ſeiner Gaſtwirtſchaft hätte 
rechnen können, figurierte auch die Feſtſtellung, daß ſich 
auch die Klotzſchen Mühlen noch in deutſcher Hand befän⸗ 


den. Dieſe Mitteilung ſcheint als ganz beſonders bedenklich 


gewertet worden zu ſein. Denn ſie hat in dem bekaunten 
Interview, das der Außenminiſter Seyda kürzlich dem 
Warſchauer „Temps“⸗Korreſpondenten gewährte, eine Rolle 
geſpielt. Wenn es für die Beteiligten nicht ſo bitter ernſt 
wäre, müßte man laut auflachen. Täglich wurden ſo und ſo 
viele Deutſche aus dem Lande gewieſen. Hätten deutſche 
Amtsſtellen die Abſicht gehabt, Böſes gegen den polniſchen 
Staat vorzubereiten, ſie hätten, weiß Gott, Gelegenheit genug 
gehabt, ſich bei jenen Vertriebenen über die Lage in Polen 
ausgiebig zu informieren. Alle die täglich in Deutſchland 
eingetroffenen Flüchtlinge hätten mit der Sicherheit des 
Wetterglaſes — den Druck anzeigen können, der auf unſerem 
wirtſchaftlichen und politiſchen Leben laſtete. Zu folder In⸗ 
formation bedurfte es nicht unſerer Gutachten zu den An⸗ 
trägen auf Verdrängungsentſchädigung, die drüben zu den 
Akten der Fürſorgeſtellen und der Sonderſpruchgerichte 


ku ratur beſtimmend geweſen, 
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Vollbürger betrachtet. Was Wunder, daß unfere Orga⸗ 
niſation, die zunächſt als eine Organiſation polniſcher 
Staatsbürger deutſcher Stammeszugehörigkeit gedacht war 
— im Lande ſelbſt ein weites Betätigungsfeld vor Augen —, 
nebenher auch darauf bedacht ſein mußte, den aus dem Lande 
Gewieſenen jenſeits der Grenze den Neuaufbau einer 
Exiſtenz zu ſichern. Haben wir dabei gegen die Inter⸗ 
eſſen des polniſchen Staates gehandelt? Sicher nicht! 
Denn unſer Beſtreben ging ja gerade dahin, dem Unweſen 
zu ſteuern, das vielfach mit der Behauptung angeblicher Ver. 
drängung drüben getrieben wurde. Mögen Tauſende und 
Abertaufende in der Tat im wahrſten Sinne des Wortes 
verdrängt worden ſein: viele ſind ohne direkten 
Zwang abgewandert, und gerade wir haben uns dafür ein. 
geſetzt, daß nicht jeder Abgewanderte drüben wahllos unter⸗ 
ſtützt wurde, daß ſich nicht jeder als Verdrängter aufſpielen 
durfte. Anfragen über die Umſtände, die den und jenen 
zur Abwanderung veranlaßt hatten, ſind auch an pol⸗ 
niſche Behörden ergangen. Oft genug fam dann der 
polniſche Beamte zu uns, und bat, wir möchten die Ant⸗ 
wort geben; unſeve Verſicherung, daß die Abwanderung 
keine erzwungene geweſen, würde mehr Gewicht haben, als 
eine gleichlautende von ihm ſelbſt abgegebene Erklärung. 
Als ich es ſeinerzeit von der Sejmtribüne aus beklagte, daß 
polniſche Staatsangehörige deutſchen Stammes durch die 
eigenen Landesbehörden von ihrer Scholle gewieſen wurden, 
antwortete mir der Abgeordnete Korfanty von derſelben 
Stelle: die Tatſache der Vertreibung ſei zwar zu bedauern, 
die Geſchädigten könnten ſich ja aber an die deutſchen Be⸗ 
hörden wenden, die ſeien zu ihrer Schadloshaltung ver⸗ 
pflichtet! Und nun ſoll es mit einem Mal ſtrafbar fein, 
wenn wir für die ungezählten Unglücklichen, die buchſtäblich 
aus ihrem Eigentum herausgeworſen wurden, finanzielle 
Unterſtützung, Unterkommen und neue Exiſtenzmöglichkeiten 
in Deutſchland ſicher zu ſtellen ſuchten? Wer will uns nach 
allem, was vorgefallen, ſolche ſelbſtverſtändliche Einſtellung 
auf die Nöte des Tages zum Vorwurf machen? 


Ich bitte den Herrn Prokurator davon Akt zu nehmen, 
daß ſich unſere deutſchvölkiſche Organiſation zum Ziele ge⸗ 
ſetzt hatte, die Rechte der deutſchen inderheit 
zu wahren. Wie der Ständige Internationale Gerichts⸗ 
hof im Haag in einem ſeiner beiden bekannten Urteile aus⸗ 
führt, iſt die deutſche Minderheit in Polen nicht auf den 
Kreis der polniſchen Staatsbürger beſchränkt. Vielmehr 
wird die deutſche Minderheit unabhängig von der Staats⸗ 
zugehörigkeit durch alle Einwohner Polens gebildet, die 
deutſchen Stammes ſind. Es verfängt alſo wenig, 
daß unſere Organiſation zunächſt als eine Vereinigung pol⸗ 
niſcher Staatsbürger deutſchen Stammes gedacht war. 
Name und Satzung bringen als Zweckbeſtimmung deutlich 
zum Ausdruck, daß durch die Organiſation die Rechte der 
gel amten deutſchen Minderheit vertreten werden ſollten. 

enn ſich die Linie, in der wir uns betätigen wollten, ver⸗ 
ſchoben hat, ſo deshalb, weil wir nicht auf feſtem Rechts⸗ 
boden, ſondern im Chaos ſtehen. Hier der Minderheiten⸗ 
ſchutzvertrag mit ſeinem zweifelsfreien Inhalt, dort eine 
Interpretation ſeitens der heimiſchen Behörden, die den In⸗ 
halt des Vertrages in ſein Gegenteil verkehrt. Hier Willens⸗ 
äußerungen, Gutachten und Entſcheide der höchſten, zu 
unſerem Schutze berufenen internationalen Inſtanzen, dort 
eine Praxis der heimiſchen Amtsſtellen, die ſich über alle 
jene maßgeblichen Verlautbarungen hinwegſetzt. Hier über 
die wichtigſten der uns berührenden Fragen on) 
Auffaſſung Polens, dort die diametral entgegengeſetzte Auf⸗ 
faſſung Deutſchlands! ; 


Iſt es dem Herrn Prokurator unbekannt geblteben, daß 
uns von den leitenden Staatsmännern zuge⸗ 
ſichert war, bei den unter Zwang abgegebenen Options⸗ 
erklärungen ſollte Widerruf geſtattet ſein, daß daraufhin 
hunderte von Optanten ihre Option widerriefen, und von 
Monat zu Monat darauf harrten, wieder als polniſche 
Staatsbürger anerkannt zu werden? Weiß der Herr Pro⸗ 
kurator nichts davon, daß uns der Herr Miniſterpräſident 
Sikorski in Wiederholung der von ihm im Sejm ge⸗ 
machten Mitteilung die beruhigende Erklärung abgab, die 
Frage Option wie der geſamte das Staatsbürgerrecht 
berührende Fragenkomplex würde bei den deutſch⸗polniſchen 
Verhandlungen in Dresden erledigt werden? Weiß der 
Herr Prokurator nicht, daß tatſächlich die beiderſeitigen 
Unterhändler in Dresden zu einer Verſtän digung ge⸗ 
langt find, und daß wiederholt von den polniſchen Dele⸗ 
gierten im Haag und in Genf die direkte Verſtändigung 


a renn Deutſchland und Polen gerade über die uns be⸗ 


brenden Staatsangehörigkeitsfragen als wahrſcheinlich, 
wenn nicht gar als nahe bevorſtehend bezeichnet 
wurde. Und nebenherlaufend wiederum eine Verwaltungs⸗ 
praxis, die alle jene Zuſagen, Verſprechungen und Ver⸗ 
tröſtungen Lügen zu ſtrafen ſchien. Bei ſolchem tollen 
Durcheinander iſt das Moment des Staatsbürger⸗ 


rechtes — ſo bitter es klingt — ein ſo zweifelhafter Faktor 
geworden, daß es ein müßiges Beginnen wäre, feſtſtellen 
zu wollen, ob unſere Mitglieder das polniſche Staatsbürger⸗ 


recht beſitzen, ob ſie es noch oder ob ſie es wieder beſitzen. 
Wenn der Anſiedler, der Domänenpächter, der das pol⸗ 
niſche Staatsbürgerrecht beſaß, mit der glei⸗ 
chen Selbſtverſtändlichkeit herauskomplimentiert 
wurde, wie ſein reichsdeutſcher Berufs⸗ und Standes⸗ 
nach dem Friedensvertrage 


denen obendrein ihre pol⸗ 
che Staatszugehbrigkeit von den heimiſchen 
ed ar, eines ſchönen Tages aus⸗ 
gewieſen oder liquidiert werden konnten, wenn 


Lehrer, die das polnische Staatsbürgerrecht beſaßen, und 
die lebenslänglich augeſtellt waren, über Nacht außer 
Tätigkeit geſetzt werden konnten, wenn heute noch 
immer nicht zwiſchen Polen und Deutſchland ein Überein⸗ 
kommen bezüglich der Option getroffen iſt, ſo hat ſich das, 
was die polniſchen Staatsbürger deutſchen Stammes aus 
der Geſamtheit der deutſchen Minderheit rechtlich beraus⸗ 
zuheben ſchien, vollſtändig verflüchtigt. Der Vorwurf der 
Prokuratur im Konitzer Prozeß, daß der Deutſchtumsbund 
entgegen ſeinen Satzungen auch nichtpolniſche Staats⸗ 
bürger zu ſeinen Mitgliedern gezählt habe, entbehrt ſomit 
jeder inneren Begründung. Soll ctwa in dieſer Tatſache 
gar das Moment gefunden werden, das die Anwendung des 
§ 128 St.⸗G.⸗B. rechtfertigt? Wir haben gar nicht daran 
gedacht, „vor der Staatsregierung geheim zu halten“, daß 
unſer Mitgliederkreis über diejenigen hinausreicht, denen 
bisher ihr polniſches Staatsbürgerrecht noch nicht ange⸗ 
zweifelt wurde, und die des vollen ſtaatlichen Schutzes teil⸗ 
haftig geworden ſind. Gerade darum geht ja ſeit Jahr und 
Tag unſer Hauptbemühen, den Tauſenden unter uns, denen 
ihr polniſches Staatsbürgerrecht abgeſtritten wird, ſeine 
Anerkennung zu erwirken. 

Auf all' und jede Bekrittelung des Deutſchtumsbundes 
durch die Prokuratur will ich an dieſer Stelle nicht eingehen. 
Nur noch einige wenige Bemerkungen ſeien mir geſtattet. 
Unter anderem wurde ſeitens der Prokuratur bemängelt, 
daß der Deutſchtumsbund ohne beſondere behördliche 
Genehmigung Beiträge erhoben habe. Mir iſt bis⸗ 
her noch keine geſetzliche Beſtimmung bekannt ge⸗ 
worden, nach der es zur Erhebung von Vereinsbeiträgen 
einer beſonderen behördlichen Genehmigung bedürfte. 

Der Hauptvorwurf des Staatsanwaltes ſcheint der ge⸗ 
weſen zu ſein, der Deutſchtumsbund habe dahin gearbeitet, 
daß die Annullierung der Domänenpächter und Anſiedler 
nicht anerkannt werde, ſowie dagegen, daß Polen einſeitig 
die Option regele, und daß wir uns zur Durchſetzung unſerer 
Anſchauungen an den Völkerbund gewandt hätten. 


Ja! und dreimal ja! Das haben wir getan, 
in aller Öffentlichkeit. 


Damit aber haben wir uns bei aller „Bekämpfung von 
Maßregeln der Verwaltung“ und trotz der „Oppoſition 
gegen die Vollziehung von Geſetzen“ keiner ungeſetz⸗ 
lichen Mittel bedient. Und das iſt gerade das Kriterium 
für die Anwendbarkeit des $ 129 R.⸗St.⸗G.⸗B. Der Weg 
zum Völkerbundrat, dem hohen Garanten und Beſchützer 
unſerer Minderheitenrechte, iſt uns feierlich zugeſtanden in 
dem von Polen unterzeichneten, und in der polniſchen Geſetz⸗ 
ſammlung veröffentlichten Minderheitenſchutzverträge. Daß 
wir es bei Beſchreitung dieſes Weges nicht an der ſchuldigen 
Achtung vor der Staatsautorität haben fehlen 
laſſen, bezeugt die Tatſache, daß der Völkerbundrat unſere 
Eingaben angenommen, daß er ſie mit aller Sorgfalt ge⸗ 
prüft, und daß er in den beiden Streitfragen, deren beſchleu⸗ 
nigte Beantwortung uns beſonders wichtig war, Ent⸗ 
ſcheidungen getroffen hat, die unſerer Rechts auf⸗ 
faſſung voll entſprechen. Es iſt unverſtändlich, wie 
angeſichts dieſer beiden, in der Sitzung des Völkerbundrates 
vom 27. September getroffenen Entſcheidungen, die ſich auf 
die Haager Gutachten vom 10. und 15. September gründen, 
in der am 4. Oktober verhandelten Konitzer Strafſache Vor⸗ 
würfe gegen unſere völkiſche Organiſation erhoben werden 
konnten, die das Gericht dazu beſtimmten, achtbarſte 
Männer wegen der bloßen Zugehörigkeit zu dieſer Orga⸗ 
niſation mit hohen Freiheitsſtrafen zu belegen. 


Es iſt das Charakteriſtiſche aller politiſchen Prozeſſe daß 
die Juſtiz in ihnen einen ſchweren Stand hat. — In ſeinem 
Schlußplaidoyer ſoll der Prokurator auf ein Bild, das Polen 
in Ketten darſtellt, hingewieſen und an die Richter die ein⸗ 
dringliche Mahnung gerichtet haben: „Wenn Ihr nicht wollt, 
daß Polen wieder in ſolche Feſſeln geſchlagen wird, dann 
verurteilt dieſe Angeklagten!“ 


Wer kann ſich ſolcher Argumentation verſchließen ?!! 


Die Nationale Arbeiterpartei gegen die 
Regierung 


Der parlamentariſche Klub „ Ar⸗ 
beiterpartei hielt, wie aus Warſchau gemeldet wird, 
am Montag eine Sitzung ab, in der beſchloſſen wurde, in der 
ſcharfen Oppoſition gegen die Regierung aus⸗ 
zuharren. 

Nach dem „Kurj. Porn” iſt die Stellungnahme gegen 
die Regierung erfolgt wegen ihrer Wirtſchaftspolitik. Weiter 
werfe man der Regierung vor, daß ſie eine offene und ge⸗ 
heime Agitation gegen das republikaniſche und demokratiſche 
Syſtem des Staates dulde. — Im Endergebnis habe fi, wie 
der „Kurj. Pozu.“ ſchreibt, die Politik des N. P. R. nach der 
Seite der Linken verſchoben. In der verfloſſenen Woche 
ging das Gerücht, dem der N. P. R. nicht entgegentrat, 
über gewiſſe in den Kreiſen dieſer Partei herrſchende Ten⸗ 
denzen, wonach beabſichtigt ſei, die polniſchen Berufsorga⸗ 
niſaitonen mit denen der P. P. S. zu vereinigen. Wenn 
es ſoweit kommen follte, dann würde dieſe Fuſion die voll⸗ 
ſtändige Unterordnung der N. P. R. unter die Sozialiſtiſche 
Partei (P. P. S.) bedeuten. 0 


et eee, 


Ins franzöſiſch⸗yolniſche Naphtha⸗ 
Abkommen. 


Das Warſchauer Miniſterium des Auswärtigen ver⸗ 
Sffentlicht jetzt den Wortlaut des am 6. Februar 1922 in 
Paris unterzeichneten franzöſiſch⸗ polniſchen 
Naphthaabkommens. Das Abkommen enthält die 
Beſtimmungen, unter denen die franzöſiſchen Unternehmen 
in Polen arbeiten können. Den franzöſiſchen Geſellſchaften 
wird freie Ausfuhr von Naphtha und Naphtha⸗ 
produkten zugeſichert. Die Feſtſtellung der für den polni⸗ 
ſchen Bedarf erforderlichen Naphtha⸗ und Naphthaprodukten⸗ 
menge behält ſich die polniſche Regierung vor. Die Aus⸗ 
fuhrzölle ſind in polniſcher Währung zu entrichten. Von 
der Kapitalſteuer iſt das in der Naphthainduſtrie arbeitende 
franzöſiſche Kapital befreit, ebenſo von der Beteiligung an 
etwaigen Zwangsanleihen. 


Zwei Preſſeprozeſſe. 


Der verantwortliche Redakteur der „Kattowitzer Zei⸗ 
tung“, Ernſt Bechſtein, hatte ſich am 16. Oktober vor dem 
Schöffengericht zu verantworten wegen eines am 
22. Auguſt veröffentlichten Artikels, welcher ſich unter dem 
Titel; „Der dentſch⸗ polniſche Ausweiſungs⸗ 
konflikt“ mit den Ausweiſungen von Deutſchen aus 
Polen und von Polen aus Deutſchland und dem darüber er⸗ 
gangenen Notenwechſel beſchäftigt und ſich nach der Anklage 
gegen das Auſehen und die Autorität des Staates richten 
ollte. In dieſem Artikel war u. a. geſagt worden, daß die 
Polenausweiſungen aus Deutſchland ſämtlich auf amtlichem 
Wege erfolgt feier, nd aus Polen, ohne mit ſolchen 
Lappalien erſt die B n zu belästigen, 600 000 Deutſche 


durch die belannte „Nebenregierung“ über die Grenze ge⸗ 
jagt worden ſeien, ferner daß ſich die Warſchauer Regierung 
darüber kaltblütig hinwegſetzte. 

Der Angeklagte erklärte, dieſem Artikel ſeien die Aus⸗ 
führungen polniſcher und deutſcher Zeitungen zugrunde ge⸗ 
legt worden. Und ſeines Wiſſens ſei keine von dieſen Zei⸗ 
tungen, welche die in dem inkriminterten Artikel kurz ange⸗ 
führten Umſtände über die Ausweiſungen in ausführlichen 
Details gebracht hätten, deshalb vom Staatsanwalt belangt 
worden. Auf das Verlangen des Richters, dieſes Preſſe⸗ 
material, auf welches er ſich zu ſeiner Verteidigung beruft, 
vorzulegen, führte der Angeklagte aus: Die Eigenart der 
Tätigkeit eines Journaliſten bei einer Tageszeitung bringe 
es mit fi. daß dieſer noch nach Wochen auf Ereigniſſe und 
Daten zurückgreifen müſſe, die er in ſeinem Gedächtnis auf⸗ 
geſpeichert, im Bedarfsfalle ſofort, oft in einer Zeit von 
wenigen Minuten zu Papier bringen müſſe, ohne daß es 
möglich wäre, bei der jagenden Haſt, mit der der Redakteur 
arbeiten müſſe, die betreffenden Zeitungen, aus welchen er 
fein Gedächtuismaterial geſchöpft habe, nochmals heranzu⸗ 
ziehen, die er übrigens nicht wochenlang aufbewahren könne. 

Übrigens gebe der Artikel zu, daß der Ausweiſungs⸗ 
konflikt noch nicht geklärt jet, was in dem Satze zum Aus⸗ 
druck komme: „Hoffentlich wird die Deutſche Regierung den 
Widerſpruch, der in den beiden Noten enthalten iſt, bald⸗ 
möglichſt aufklären.“ Die ganzen Ausführungen ſeien da⸗ 
her nur als bedingt anzuſehen und ſtellten nur den Stand 
der Dinge dar, wie er ſich dem Verfaſſer des Artikels ſ. Zt. 
geboten habe. 

Der Staatsanwalt beantragte wegen abſichtlicher 
und bewußter Beleidigung der polniſchen Regierung ſechs 
Monate Gefängnis bei ſofortiger Verhaftung. Der 
Verteidiger nahm energiſch gegen dieſen Strafantrag Stel⸗ 
lung, indem er anführte, eine ſolche harte Strafe ſei wohl 
verftändlich für einen Verbrecher, der ſeinen Mitmenſchen 
mit dem Meſſer niedergeſtoßen habe, aber der Angeklagte ſei 
ein anſtändiger, bisher nicht vorbeſtrafter Menſch. ein 


deutſcher Redakteur in Polen, der in Minderheitenfragen 


naturgemäß auf einem anderen Standpunkt ſtehe, wie ein 
Pole. Es dürfte die Anſicht nicht Platz greifen, daß ein 
deutſcher Redakteur wegen ſeines Berufes vor den Gerichten 
für vogelfrei angeſehen würde. Der Verteidiger ſtreifte 


dann kurz die eigenartige heikle politiſche Lage Oberſchle⸗ 


fiens, die einem deutſchen Redakteur mehr als anderswo ge- 
fährlich werden könne. Gewiß ſei dieſer zur Vorſicht ver⸗ 
pflichtet, aber es könne nicht bewieſen werden, daß der An⸗ 
geklagte mit Abſicht und Bewußtſein den polniſchen Staat 
habe beleidigen wollen. — Im Gegenteil drückte er (durch 
den oben wörtlich zitierten Paſſus) den Wunſch aus, daß 
der zwiſchen den beiden Regierungen beſtehende Konflikt ge⸗ 
klärt und beſeitigt werden möchte. 

Nach etwa ſtündiger Beratung des Gerichtshofes 
wurde der Angeklagte zu zwei Millionen Mk p. Geld: 
ftrafe verurteilt. Gegen das Urteil wurde Berufung ein⸗ 
gelegt. 1 5 


Vor dem Bromberger Kreisgericht hatte ſich 
am 22. p. M. der Hauptſchriftleiter der „Poſener Neueſt. Nach⸗ 
richten“ Alfrod Loake wieder einmal zu verantworten. 
Zur Anklage ſtanden zwei Artikel der „Deutſchen Nach⸗ 
richten“, für die Loake ſeinerzeit verantwortlich zeichnete, 
in Nr. 27 vom 16. 5. 22 unter den Überſchriften „Der offene 
Brief wirbt“ und „Auf Schritt und Tritt freundlicher 
menſchlicher Behandlung ſicher“. Nach Anſicht der Staats⸗ 
anwaltſchaft ſollen dieſe Artikel eine Beleidigung der Polizei 
enthalten und geeignet ſein, das Anſehen der Behörden, 
namentlich im Auslande, herabzuſetzen. (Vergehen aus 88 
185, 186. 192 und 196 St.⸗G.⸗B.) Wegen des Artikels „Der 
offene Brief wirbt“ war Loake bereits am 16. 6. d. 3. zu 
drei Monaten Gefängnis verurteilt worden. f 

In der geſtrigen Verhandlung wies der Angeklagte 


darauf hin, daß die Aufnahme der Artikel lediglich zu dem 


Zweck erfolgt war, um ein Eingreifen bzw. eine Klarſtellung 
des Sachverhalts durch die zuſtändigen Behörden zu ver⸗ 
anlaſſen. Falls in den Artikeln tatſächliche Unrichtigkeiten 
enthalten waren, ſo wäre der übliche Weg der geweſen, dem 
verantwortlichen Redakteur der „Deutſchen Nachrichten“ auf 
Grund des § 11 des Preſſegeſetzes ein Berichtigung zuzu⸗ 
ſenden, deren Abdruck zweifellos erfolgt wäre. Dies ſei je⸗ 
doch nicht geſchehen. Eine beleidigende Abſicht habe dem 
Angeklagten völlig fern gelegen. Im übrigen müſſe er den 
Schutz des $ 193 des St.⸗G.⸗B. in Anſpruch nehmen, da die 
„Deutſchen Nachrichten“ berufen geweſen ſeien, die Inter⸗ 
eſſen der deutſchen Minderheit in Polen zu vertreten. 

Da einer der Hauptbelaſtungszeugen nicht zur Stelle 
war, beſchloß das Gericht nach kurzer Beratung die Ver⸗ 
tagung. Gleichzeitig wurde der Beſchluß gefaßt, den 
Angeklagten von dem abermaligen Erſcheinen vor Gericht 
in dieſer Angelegenheit zu entbinden. 


der Streik der Eiſenhahnmaſchiniſten 


in Galizien. 


Warſchau, 23. Oktober. (PA T.) Im Allgemeinen iſt 
die Streiklage unverändert. Im Bezirk der 
Krakauer und Lemberger Direktion ſtreiken auch 
weiterhin die Maſchiniſten, im Bezirk der Krakauer auch 
die Heizer. In Lemberg haben ſich die Heizer nicht nur 
nicht dem Streik angeſchloſſen, ſondern diejenigen von ihnen, 
die die vorgeſchriebene Prüfung abgelegt haben, haben den 
Dienſt der Maſchiniſten übernommen. Im Bezirk der Direk⸗ 
tion Stanis lau brach der Streik nur im Stanislauer 
Lokomotivſchuppen aus. In den anderen Eiſenbahn⸗ 
dtrektionen im Staate herrſcht Ruhe. Der Streik der 
Maſchiniſten in Skalmierzyce wurde raſch und friedlich 
nach einſtündiger Dauer beigelegt. 

Auf dem vom Maſchiniſtenſtreik betroffenen Gebiet wurden 
nur einige Perſonen⸗ und Güterzüge in Betrieb geſetzt. 
Der Eiſenbahnminiſter hat die Direktionen beauftragt, eher 
den Perſonenverkehr zugunſten des Güterverkehrs einzu⸗ 
ſchränken. Trotz dieſer Anordnung übt der Streik auf die 
Lebensmittelverſorgung der Bevölkerung einen ungünſtigen 
Einfluß aus. Die in Betrieb geſetzten Züge werden an 
Stelle der Maſchiniſten von Eiſenbahningenieuren, Ma⸗ 
ſchinenmeiſtern und im Bezirk Lemberg von geprüften 
Heizern geführt. Das Kriegsminiſterium hat den Eiſen⸗ 
bahnbehörden drei Kompanien des Eiſenbahnregiments zur 
Verfügung geſtellt. Zwei Kompanien blieben in Krakau, 
die dritte wurde nach Lemberg geſchickt. Die Ruhe wurde 
bis jetzt nicht geſtört. Es beſteht die Hoffnung, Daß der 
Streik in allernächſter Zeit liquidiert werden wird. Es 
hervorzuheben, daß zwiſchen den ſtreikenden Maſchiniſten 
und ihren Berufsorganiſationen in bezug auf die Verant⸗ 
wortlichkeit für die Inſzenierung des Streiks eine Spaltung 
befteht, Dieſe 3 ſucht eine Organiſation auf 
die Schultern anderer abzuwälzen. n 


— 


Bor der Gründung des Baltiſchen 
Sreibundes. 


Kowno, 16. Oktober. Wie die Korreſpondenz „Wupo“ 
von unterrichteter Seite erfährt, iſt der litauiſche Miniſter⸗ 
präſident Galvanauskas von ſeiner Lettland⸗Eſtland⸗ 
Reiſe höchſt befriedigt zurückgekehrt. Er hat in Reval und 
Riga Beifall für die Gründung eines Baltiſchen Drei⸗ 
bundes gefunden. Einzelheiten ſollen bei einer Außen⸗ 
miniſter⸗Konferenz der drei Staaten, ſpäteſtens 
am 10. Dezember beraten werden. Außerdem ſoll dieſe 


iſt⸗ 


Konferenz Grundlagen finden für die Aufhebung der 3 
landspäſſe im Verkehr der baltiſchen Staaten untereinaf ei de 
über gegenſeitige Wirtſchaſtsverträge und über eine Gun 
mäßige Regelung der wirtſchaftlichen Bezie 

gen zu Deutſchland und zu Rußland. 


Die Eintagsfliege. 
Ernüchterung in Paris. EEE 


Die franzöſiſche Freude über die Vorgänge im 

land hat bereits etwas nachgelaſſen. Der edle 255 
jauchzt zwar in der „Victofre“: „Hoch die freien R ins 
länder!“, aber die Kommentare der Mittagszeitungen daß 
gen bereits etwas weniger begeiſtert. Die Meldung den 
auch in Mainz die unabhängige Republik ausgerufen wo 1480 
ſei, hat ſich nicht beſtätigt, obwohl fie vom „Echo de 1 
in Fettdruck verkündet worden iſt. Einige Zeitungen aten 
finden das Blamable der Lage für Frankreich und guter 
dringend davon ab, dieſen lokalen Putſch zweifelhaſer⸗ 
Geſellen auch nur durch duldendes Wohlwollen zu WI 
ſtützen, „Wir müſſen jedes Urteil über die Zwedmäßigin, 
und die Gerechtigkeit dieſer Erhebung vermeiden“, I wir 
der „Gaulois“. „Ehe wir uns darüber freuen, wollen fer 
fragen, was wir dabei gewinnen können.“ Noch ſch 


urteilt Philippe Millet im „Paris Midi“, der ſchon früßer i 


einmal mit deutlicher Verachtung vor jeder See 

der Verräter warnte. dieſe aalen 

tags republik, 5 her‘ 

ehr 

ſchwinden werde, und daß Frankreich dann die Schaben 
einiger Übernattonaliſten 

könnte: Die „Stoßtrupps“ 


anderen Franzoſen als ziemlich verdächtig. Ber Dei 
dieſe Menſchen bewaffnet? Wie können ſie im beſetzee ter 
biet mit Maſchinengewehren Politik treiben, wenn N 
und Franzoſen es nicht dulden wollen?“ fragt der „ 2 
tidien“. Die Abendzeitungen ſind in ihren Berichten en 
ſichtlich zurückhaltend. Der „Temps“ hat offenbar die 
zeugung gewonnen, daß Vorſicht der beſte Teil au klingt 
diplomatiſchen Tapferkeit iſt. Das heutige Bulletin lung 
ziemlich kleinlaut. Die Methode der ruhigen Entwi 175 
ſei zu empfehlen. Aber leider ſtehe nicht die ga 
Bevölkerung hinter der Bewegung. 


Das franzöſiſche Portemonnaie. 


. Engliſche Kritik. ‚u 
Die Entwickelung der rheiniſchen Bewegung wirt ren 
London mit großer Aufmerkſamkeit verfolgt. Über Faſt 
Ausgang wagt man noch kein Urteil zu fällen. De 
allgemein iſt die Auffaſſung, daß die ganze Rheine 
bewegung ein künſtliches Gebilde ſei, das ei 
Wurzeln nicht im rheiniſchen Volk, ſondern im franzöfi 
Portemonnaie habe. Von den Kreiſen abgeſehen, die trob 
zöſiſcher als die Franzoſen ſind, gibt man ſich hierüber ung 
aller franzöſiſcher Ableugnungsverſuche keinerlei Tausch z 
hin. So ſchreibt „Mancheſter Guardian“, daß nie rer 
eine Unabhängigkeitsbewegung mit geringe ins 
Unterſtützung der öffentlichen Meinung lich⸗ 
Werk geſetzt worden ſei. Keine verantwortliche ne rer 
keit habe gefunden werden können, die ſich zu ihrem Ill ſel 
hingeben oder ſich auch nur zu ihr geſellen wolle. Ge 
möglich, daß in ſeparatiſtiſchen Kreiſen die Hoffnung geizie⸗ 
werde, durch eine Trennung vom Reich die rheiniſchen Kir, 
parationsverpflichtungen zu vermindern. Da aber Aiamen 
reich immer mehr zu der Anſicht neigt, daß Reparakio er 
nur aus dem beſetzten Teil des Reiches herausgezogen W ct 
den könnten, ſo dürften die Separatiſten in dieſer Sin 
eine Enttäuſchung erleben. Die „Pall Mall Gaze en 
ſagt rund heraus, daß das rheiniſche Volk wohl ke 
Prozeß mit den rheiniſchen Separatiſten machen u Die 
wenn fie nicht durch die Franzosen geſchützt würden. wo⸗ 
ganze Sache erinnere an das weſtfäliſche Königreich Nasen 
leons, das zuſammengeſtürzt ſei, ſobald die Franzüſiſchur 
Bajonette verſchwanden. Ein Zerfall des Reichs würde nd 
die Ideale der deutſchen Einheit aufs neue heiligen aer 
außerdem Deutſchland einen großen Teil der Tür pana din 
Welt gewinnen. Auch Lloyd George, dem in Cineinnati lik 
Telegramm über die Ausrufung der Rheiniſchen Republik 
vorgelegt wurde, hat mit feiner Anſicht ni zurückgehalte 3 
er fagte, er zweifle nicht daran, daß franzöſiſchen 
Held hinter der Bewegung ſtege. Ebenfo fei er vom erſzer 
Augenblick, da Poincaré das Ruhrgebiet beſetzt Babe, — 
Meinung geweſen, daß dieſer hiermit die Zerſtückeln ei 
Deutſchlands beabfichtige. Dagegen zweifelt „Mandeiet 
Guardian“, ob Boincarö die Verbreitung der die 
Bewegung gerade im jetzigen Augenblick wünſche, denn ud 
Loslöſung des Rheinlandes jei eine „heikle Operation acht 
Poincaré habe zurzeit andere Aufgaben. Er müſſe zung 15 
die Welt von Frankreichs Unſchuld und Deutſchlands er 
in der zu erwartenden Tragödie im beſetzten lich. 
biet überzeugen. Wie aber ſei dies möglich, wenn Deu nd 
land nicht einmal die formelle Souveränität im Rheinla 
behalte? * . 


Parallele. 


Zur heutigen Spannung zwiſchen Deutſchlan 
und Frankreich finden die „Basler Nachrichten 
eine Parallele in der Situation von Breſt⸗Litows 


Keine genaue Parallele ſelbſtverſtändlich! Die Weltgeſchichte 
iſt phantaſievoll genug, um ſich nicht zu wiederholen. Aber 
2 


Sie wiſſen doch 
das wirklich Gute bleibt immer das 
Billigſte. Dies ift im Beſonderen bei 
dem altbewährten „Aechten Franck“ 
der Fall. Er iſt der preiswerteſte, 
weil er der ausgiebigſte iſt. Es genügt 
davon im Verbrauche ſchon die Hälfte 
als von minderem Kaffee ⸗Zuſatze. 
Deshalb verwenden Sie im eigenen 
Intereſſe nur ſolche Kiſtel und Pakete 
Kaffee⸗Zuſatz, welche mit der Fabriks⸗ 
marke: Kaffeemühle und mit der Firma 

Heinrich Franck Söhne verſehen ſind. 
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% iſt doch ſehr intereſſant zu beobachten, wie damals und 


ein Siegerſtaat ähnlich denkt und ähnlich handelt. 
Es ußland war im Spätherbſt 1917 wehrlos geworden. 
uſedente der Gewalt des Siegers nichts mehr entgegen⸗ 
laben. Dieſer nützte die Lage aus und belud ſich mit 
Sorg was er vorläufig tragen konnte. Er halſte ſich die 
che ge um den ganzen Nordweſten des ehemaligen europäi⸗ 
15 Rußland vom Schwarzen Meer bis zum finniſchen 
Veſſnaſen. auf, obwohl im Rücken die formidable Macht der 
ke ſtaaten ni n daſtand. Alle Zweifel an der Richtig⸗ 
auf dieſer Politik wurden niedergeſchlagen mit dem Hinweis 
5 ge Notwendigkeit, die Voltsernährung der Zentral⸗ 
chte zu ſichern. m 
* Heute iſt Deutſchland wehrlos geworden. Es hat 
io dem Weltkrieg auch noch den Ruhrksiea verloren. Sein 
Pi baer nützt die Lage aus und belädt ſich mit allem, was 
We Drläufig tragen kann. Er halſt ſich die Sorge um ganz 
auf eutſchland von Baden bis zur holländiſchen Grenze 
1 — wobl im Rücken England und Amerika ſtehen. Alle 
ei an der Richtigkeit dieſer Politik werden nieder- 
eachlagen mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit, die 
edarationen zu ſichern.“ 


Eine portugieſiſche Stimme über beutſche Difaiplin. 


dentenournal do commercio“ m Liſſabon ſchreibt: Wir 
auf G, daran, daß Deutſchland. befiegt durch die Welt, Die, 
Bund der kommerziellen Rivalität ihrer 
men d Peitbewerberin, ſich gegen fie verband, feine enor⸗ 
alk, Sähigteiten, den Widerstand durchzuführen der Difz i- 
ſich N verdankte, der das ganze Land unterworfen war, daß 
die ferner in den Schulen einer der mächtigſten Herde 
Mach außerordentlichen Kraft befand, die in der weltlichen 
ſchen dasſelbe vermag wie die des Glaubens in der ſeelt⸗ 
„nämlich fie verſetzt Berge. 
ter nd wenn Deutſchland, blutend vom Kriege ber und er- 
kn td unter inneren Unruhen, es noch heute erreicht, dem 
A ddes Wahnſinns und des Todes zu widerſtehen, 
ri don Rußland her weht, ſich erhebend wie eine Bar⸗ 
nur . der übrigen Nationen Europas, verdankt es dies 
Geiſteg n Reſt ſeines methodiſchen und diſsiwplinierten 


der Kampf am Rhein. 


Über den 8 ini 
f ortgang der rheinischen Separationsbewe⸗ 

Aung ws aus Berlin berichtet: 
men Düſſeldorf hat die Bewegung an Umfang zugenom⸗ 
und ’y Bewaffnete Separatiſten durchziehen die Straßen 
| tier den jeden Widerſtand mit Gewalt zu erſticken. In 
ten iſt die Polizei entwaffnet. Ein Verſuch der Separa⸗ 
binde; dort die öffentlichen Gebäude zu beſetzen, wurde ver⸗ 
Abenden In Düren ſind Rathaus und Reichsbank von den 
meiſter ündlern beſetzt. In Erkelenz wurde auf dem Bürger⸗ 
en 37 und Landratsamt die Fahne der ſogenannten rheini⸗ 
waffngtevublit durch eine etwa 20 Mann ſtarke ſchwer be⸗ 
linete ſonderbündleriſche Truppe gehißt, die auch die Ver⸗ 
er Sea übernahm. In Eſchweiler erſchienen Abgeſandte 
uf eparatiſten bei der Stadtverwaltung, um über Aus⸗ 
dung . der Rheinlandrepublik zu verhandeln. Die Verwal⸗ 
feht efindet ſich noch in den bisherigen Händen. Allerdings 
In Nad der Polizeiwache ein ſonderbündleriſcher Poſten. 
begun Ems ist die Republik aleichfalls ausgerufen Die Be- 
Alage ſoll ſich auf Limburg ausgedehnt haben. Von 
5 en⸗Gladbach zogen ſeparatiſtiſche Stoßtrupps nach 
der Jen, wo die Rheinlandfahne gehißt wurde, von dort ging 
kerung weiter nach Krefeld. In Jülich ſetzte ſich die Bevöl⸗ 
Sache zur Wehr, worauf die Sonderbündler unterrichteter 
gerufew ieder abzogen. In Reizt wurde die Republik aus⸗ 
ein — Das gleiche ſoll in Wiesbaden der Fall geweſen 
beſetzt o Rathaus und Regierungsgebäude durch die Bündler 
mit S find. In Mainz wurden anrüdende Separatiſten 
erſter Süffen empfangen, worauf fie fih zurückzogen. In 
Fepara inie war das 5. Polizeirevier das Angriffsziel der 
Laſtanttiſten, Zwei Polizeibeamte wurden verletzt. n 
E omobilen verließen die Bündler die Stadt. In 
das N zogen etwa hundert bewaffnete Separatiſten vor 
rathaus. Franzöſiſche Kavallerie verdrängte die Be⸗ 
Patatift, g. wobei drei Perſonen verletzt wurden. Ein Se⸗ 
er Me der auf einen Deutſchen geſchoſſen hatte, wurde von 

enge ſchwer verprügelt. 

ſich Laufe der Nacht iſt es den Separatiſten gelungen, 
Daufe r öffentlichen Gebäude in Bonn, darunter des Rat⸗ 
nden zu bemächtigen, die jetzt in ihrer Hand ſind. Es 
der St zurzeit Verhandlungen zwiſchen den Separatiſten und 
adtverwalkung ſtatt. 


Po Zur Ergänzung ſeien noch folgende Mitteilungen der 
ace 2. Stde. 2. wiedergegeben: A 

Beute a 23. Oktober. PA. Die Separatiſten haben 

e ublit t die öffentlichen Gebäude beſetzt und die Rheiniſche 

Weile) in „ Die Stadtverwaltung verſieht auch 

5 re Geſchäfte. 
tun hen Gladbach 3. Oktoßer. PAT, Die Bevölte: 
a die Separatiſten aus der Stadt hinaus. 

ung den 23. Oktober. PAT. Die republikaniſche Bewe⸗ 

odesbe ſich auf die Städte Mainz, Düren, Bernkaſtel und 

Kämerg ausgedehnt. In Kanne (7) kam es zu 

wei den zwiſchen den Separatiſten und den Kommuniſten. 

en unde wurden getötet, ſechs Kommuniſten wur⸗ 

et. 

M dhe 23. Oktober. PAT. Der Separatiſtenführer 

es richtete an den interalliterten Oberkommiſſar 

reiben, in dem er von der Bildung der proviſoriſchen 


itteilung machte. Die neue Regierung wird 


Verha ung 

Die Stalun en mit den Okkupationsbehörden einleiten. 

nommendt üffeldorf wurde um 3 Uhr nachmittags einge⸗ 

die ik Die Polizei verbarg ſich der Bürgermeiſter und 
dtiſchen Beamten arbeiten weiter. 


Aachen wieder in deutscher Hand? 


Ernſte Kämpfe. 
Be 


dangener Lin, 23. Oktober. 
Ian ir amtlichen Mitteilungen hat dort 


" Ban 
Un . be de dre dee, und zwar mit, dem beit 


Kläupenr 
tur mer tel, 23. Oktober. Die Belgiſche Telegraphen⸗Agen⸗ 
gie Schutz daß in Aachen ernste Kämpfe ausgebrochen ſeien. 

tab teil m habe von der Waffe Gebrauch gemacht. Der 


Frahm 28. Oktober. 
e reyublit Aachen, verſuchte die dortige deutſche Polizei, 
lie: oe . 1 Wen fabrenben i a 
ener S uf die in Automobilen fahrenden Republi⸗ 


doe gegaulſe ab, die das Feuer erwiperten. Es ſoll au 
dachen oben haben. Das Ergebnis des Kampfes, der in 
ange iſt, iſt nicht bekannt. Die Schießerei 


auer 
La 1 weiter an. 


Felrelariakehelen geftern abend auffeindiſge Banden das 

dankref ri der rheinijhen Separatiſten. 
berater ſchbedeichnet Die Dentichen, die fih gegen die Hoch 
chen Separatiften wehren, als „aufſtändiſche Ban⸗ 


den“.) Die Republikaner zerſtreuten die Angreifer, wobei 
es viele Verwundete gab. i 

Aachen, 23. Oktober. PAT. Im Laufe des heutigen 
Nachmittag wurden den Separatiſten die von ihnen beſetzten 
öffentlichen Gebäude wieder entriffen. Die Standarte 
der Rheiniſchen Republik, die über dem Rathauſe 
wehte, wurde vernichtet. Lediglich das Regierungs⸗ 
gebäude befindet ſich noch in den Händen der Separatiſten. 
Die belgiſchen Behörden, die ſich vollſtändig neutral ver⸗ 
hielten, haben den verſchärften Belagerungs⸗ 
zuſtand angeordnet. a . 


Kommuniſtiſche Unruhen in Hamburg. 


Hamburg, 23. Oktober. (PA T.) Wie das amtliche 
Preſſe⸗Bureau mitteilt, verſuchten die Kommuniſten, die 
gegenwärtige Situation auszunutzen. Zu dieſem Zwecke 
unternahmen fie eine Umſturzaktion. uf der Linie 
Lübeck—Büchen zerſtörten fie die Eiſenbahn⸗ 
ſchienen. Heute früh drangen kommuniſtiſche Kampf: 
abteilungen in das Polizeigebände, wobei es zu Kämpfen 
kam. Viele Perſonen wurden verletzt. | 

Wien, 23. Oktober. (PA T.) Die Wiener „Allgemeine 
Zeitung“ meldet aus Hamburg, daß die Stadt ſeit 3 Uhr 
früh der Schauplatz von Straßenkämpfen iſt. Die Kommu⸗ 
niſten machten ſich die Unzufriedenheit der Bevölkerung in⸗ 
folge der Teuerung zunutze und riefen Unruhen hervor. In 
der Nacht nahmen fte im Sturm die Polizeiwachen ein, wo⸗ 
bei ein Teil der Poliziſten entwaffnet wurde. Nach einem 
längeren Kampfe, der zahlreiche Opfer zur Folge 
hatte, gelang es den Behörden, den größten Teil der be⸗ 
ſetzten Polizeiwachen zurückzuerobern. 


der Einmarſch in Gachſen. 


Die zur Wiederherſtellung verfaſſungsmäßiger Zuſtände 
in Sachſen beſtimmten Truppen der Reichswehr haben 
ſich planmäßig am 21. Oktober unter Führung des Generals 
Felſch im Raume Königsbrück—Biſchofswerder Dresden, 
unter Führung des Generals von Ledebour um Leipzig 
und Eilenburg und unter Führung von Oberſt Föhren- 
bach um Hof verſammelt. Bei den Truppen Hof han⸗ 
delt es ſich um württembergiſche Verbände. s 
Am 22. 10. haben die Truppen den Vormarſch ange⸗ 
treten und die Gegend von Lohmen, die Gegend nördlich 
von Dresden und Meißen, Naunhof — Wurzen, Oelsnitz.— 
Plauen erreicht. Auf Kavallerie, die in Meißen einrückte, 
wurde geſchoſſen. Die Truppen erwiderten das Feuer. 
Es gab mehrere Verletzte. Ein Kommuniſtenführer wurde 
verhaftet. - 
= 


Zuſammen arbeit der Sozialiſten mit den 
Kommuniſten in Dentichland. 


Berlin, 23. Oktober. Der Einmarſch der Reichswehr in 
Sachſen hat die politiſche Lage ungemein verſchärft. Der 
Kongreß der Arbeiterräte, der in Chemnitz unter dem 
Einfluß der Kommuniſten tagte, wählte eine Kommiſſton, 
die die Einzelheiten eines Generalſtreiks ausarbeiten 
ſoll. Die Proklamierung des Streiks wurde bis zur Klä⸗ 
rung der Situation vertagt. Die Zuſammenaxbeit der 
deutſchen Sozialdemokratie mit den Kommu⸗ 
niſten tritt, wie die Oſt⸗Agentur meldet, immer mehr in 
die Erſcheinung. In einer ſozialiſtiſchen Verſammlung in 
Leipzig gelangte ein Antrag zur Annahme, den Reichs ⸗ 
präſidenten aus der Partei auszuſchließen. 
Allgemein wird angenommen, daß die Anweſenheit der 
Reichswehr in Sachſen nicht zur Beruhigung der Bevölke⸗ 
rung beitragen, ſondern daß es zu blutigen Unruhen 
kommen werde. Die Situation wird durch die Arbeitsloſig⸗ 
keit kompliziert. i 


Die Nichter des Weltiribunals. 


Der Ständige Internationale Gerichts⸗ 
hof im Haag, deſſen Gutachten über die Rechtslage der 
deutſchen Minderheit in Polen heute in einer Sonderbei⸗ 
lage der „Deutſchen Rundſchau“ zum erſtenmal in 
deutſchem Druck erſcheinen, ſetzt ſich aus 15 Mitgliedern, 
11 aktiven und 4 Vertretern zuſammen, die gewählt wurden 
von der Verſammlung des Völkerbundes und dem Völker⸗ 
bundrat, ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit, „aus 
der Zahl von Perſonen, die ſich des höchſten morali⸗ 
ſchen Anfehens erfreuen“ und die zur Ausübung der 
höchſten richterlichen Tätigkeit in ihrer Heimat fähig ſind, 
oder unſtreitig hervorragende Kenntniſſe des internationalen 
Rechtes beſitzen. = 

Aktive Richter der „eour permanente“ find: ö 

A. Weiß (Frankreich), Mitglied des Inſtituts, Pro⸗ 
feſſor der Rechte in Paris, Rechtsbeirat im fran⸗ 
z öſiſchen A n e 

Vicomte Robert Finlay (England), 
kanzler, Rektor der Univerſität in E b 

John Baſſet Moore Ke Staaten), früherer 


5 rofeſſor an der Univerſität in 
olumbia. 
R. Altamira (Spanten), Senator, Univerſitätspro⸗ 


e 
Außenminiſterium, Profeſſor 


in Rom. 

Ren 3 En, früherer Miniſter, braſilia⸗ 
niſcher Senator. a 1, 

: ! 0 e en (Cuba), Univerſitätsprofeſſor in 

Havanna, tor au 5 

Max Huber (Schweiz), Rechtsbeirat der politiſchen 
Abteilung in der Schweiz. 

B. C. J. Loder (Niederlande), Mitglied des hochſten 
Gerichts in Holland, Präſident des Ständigen 
Internationalen Gerichtshofes. 

Didzik Nuholm (Danemark), Ehrenftantsrat in Däne⸗ 
mark, Vizepräſident des Gemiſchten Internatio⸗ 
nalen Gerichtshofes in Cairo. 

Jorozu Oda (Japans, Rektor der Univerſität in 
Di 
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Hofes in Belgrad. 
Nepublik Polen. 
Dmowski und Seyda. 


In einem Interview mit der „Rzeczposp.“ erklärte 
Roman Dmowski, er halte Herrn Seyda für den geeignet» 
ſten Mann auf dem Poſten des Außenminiſters. Das bes 
deutet, jo bemerkt der „Dziennik Bodg“ dazu, daß er ſich 
nicht danach reißt, die Erbſchaft nach ihm zu übernehmen, 
aber auch, daß er nicht ausdrücklich ablehnt. 


von Bea 


Wie man wei, erfreut ſich die Königin Wilhelmine von 


Um die deutſchen Liquidationsgüter. 


Warſchau, 23. Oktober. (PA T.) Der Miniſterrak nahm 
in ſeiner geſtrigen Sitzung einen Antrag des Miniſters für 
Agrarreform an, nach welchem die deutſchen Liqui⸗ 
dattonsgüter in den Wojewodſchaften Poſen und 
Pommerellen in Zukunft parzelliert und nicht im 
Ganzen verkauft werden ſollen, wie dies bisher der Fall 


war. 
2 


Auf Grund der Sparſamkeitsaktion, die vom Eiſenbahn⸗ 
miniſterium angeorduet wurde, follen mit Ende dieſes 
Jahres etwa 7000 Eiſenbahnangeſtellte aus dem 
Dienft entlaſſen werden. 


Aus Stadt und Land. 


Bromberg, 24. Oktober. 


8 „Blinde Paſſagiere“. Neuen Vorſchriften des Eiſen, 
bahnminiſteriums zufolge find Reiſende, die entweder gar 
keine oder eine falſche Fahrkarte beſitzen, wenn ſie die ſo⸗ 
fortige Bezahlung der Strafe ablehnen, gleich auf der 
nächſten Station aus dem Abteil zu entfernen und zur Ver⸗ 
antwortung zu ziehen. 

8 5 0 


* een nee 22. Oktober. Wegen Fälſchung 
nlohnliſten, Offnens von Einſchreibe⸗ und 
Werlbriefen wurde die Poſtbeamtin Stanistawa Myt⸗ 
kowska in Gondek zu 2½ Jahren Zuchthaus vers 
urteilt. — Der Arbeiter Valentin Wonniak in Maly Piaskiz 
Kr. Samter, verließ Frau und Kinder und begab 
ſich auf die Wanderſchaft. In Opalenitza hörte er von einer 
Heiratspartie, wo ihm reiche Ausſteuer und Heirats⸗ 
gut winkten. Er begab ſich zu dem Landwirt Koza in Buko⸗ 
wice, wo ſich W. als Witwer und Freier um die Hand der 
Franziska Hoza vorſtellte. Man einigte ſich auch recht bald 
und das Paar ging zum Probſt und beſtellte das Aufgebot. 
Dann ließ ſich W. einige Tage ſpäter eine größere Summe 
Geldes geben und verſchwand unter Mitnahme einer golde⸗ 
nen Uhrkette, welche W. dem Bruder ſeiner Braut ſtahl. 
Die Familie benachrichtigte die Polizei, welche feſtſtellte, 
daß W. bereits verheiratet und Vater von zwei Kindern 
ſei. Als W. wieder bei ſeiner Verlobten erſchien, ereilte ihn 
fein Schickſal. Er wurde feſtgenommen und dem Unter⸗ 
ſuchungs richter vorgeführt. Die 4. Strafkammer des Laud⸗ 
gerichls verurteilte W. zu einer Strafe von 2 Jahren und 
3 Monaten Gefängnis. | 
* Wirſitz (Wyrzysk), 23. Oktober. Auf dem Wege von 
Wirſitz nach Niezuchowo wurde ein Kaufmannslehrling, der 
auf ſeinem Rade in geſchäftlichem Auftrage fuhr, von zwei 
Wegelagerern überfallen und feiner Barſchaft in 
Höhe von 835000 M. und des Rades beraubt. Die Täter 
konnten bisher noch nicht ermittelt werden. 


Aus Kongreßpolen und Galizien. 


* Warſchau (Warszawa), 20. Oktober. Die ef 
Polleſi Panſtwoweſ“ veröffentlicht das Ergebnis der is 
herigen Maßnahmen gegen die „ſchwarze Börſe“. 
Danach ſind in der Zeit vom 19. März bis 17. Oktober d. I 
389 Perſonen, die unerlaubten Handel mit Fremdoͤvaluten 
getrieben haben, zur Beſtrafung gemeldet ſowie nachſtehende 
Beträge beſchlaanahmt worden: 32069 Dollar, 4961 Pfund 
Sterling, 803 Schweizer und 29 120 franz. Franken, Infolge 
der energiſchen Bekämpfung der „ſchwarzen Börſe“ durch die 
Regierung ſollen fich etwa 25 Prozent der Valutaſpekulanten 
25 dieſem gewinnbringenden Unternehmen zurückgezogen 
haben. Ay 
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möglichſt ſogleich bei Ihrem Poſtamt, damit die regel 
mäßige Zuſtellung nicht unterbrochen wird. 


Kleine Rundſchaun. 


* Die Königin, das kleine Mädchen und die Handſchube 


4 


Holland, die vor kurzem ihr Regierungsjubiläum feierte, 
einer großen Popularität. Vor einiger Zeit ſpazierte 
Königin in der Umgebung von La Have, als fie ein kleines 
Mädchen von großer Schönheit bemerkte, das einer beſchei⸗ 
denen Arbeiterfamilie angehörte. Die Königin blieh en. 
ſprach freundlich mit dem Kind und umarmte es. Die kleine 
wollte hierauf ihrer Königin ein Zeichen des Dankes geben, 
ſtrickte aus eigenem Antrieb zwei Handſchuhe für fie, 
trug ſie ins königliche Schloß. Die Königin, gerührt v 
dieſer liebevollen Aufmerkſamkeit. ſchickte ihrerſeits dem 


habaierigen Angehörigen wurde. : 
* Der Vergeßliche. In Grünberg in Schleſien erſchien 
dieſer Tage in einem Bäckerladen ein Herr, kaufte einige 
Kleinigkeiten und entfernte ſich wieder. Nach ungefähr 10 
Minuten wurde die Ladentür aufgeriſſen und derſelbe Herr 
ſtürzte aufgeregt in einem unbeſchreiblichen Zuſtand in den 
Laden. Die eine Geſichtsſeite war eingeſeift, die andere 
friſch raſiert. Als er den Ladentiſch ſah, entrang ſich ein 
„Gott ſei Dank“ feiner Bruſt. Dort lag noch immer feine 
init Geldſcheinen gefüllte Brieftaſche, die er beim Einkauf 
hatte liegen laſſen. Die Erklärung für ſein Ausſehen lag 
nunmehr auf der Hand: er hatte beim Raſieren in einem 
in der Nähe liegenden Barbiergeſchäft ſeinen Verluſt ge⸗ 
merkt und war dem ſicherlich ſehr verdutzt dreinſchauenden 
Friſeur unter dem Raſiermeſſer davongelaufen. 
— — — —ͤ—ũA—ę— m — 
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Habe mich niedergelassen 


in Mrocza 


als prakt. Arzt. 


Dr. H. Raczyishi 
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Alteiſen 


kaufen laufend zu höchſten Tagesprel 


Bein. Schmidt, 


an Gefagt, vom i wee fr 3 | F. u ERDE SE: J Bydgoszez, ul. Torusska Nr. I 
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oder Geiretürin. | 
Bewerbungen mit guten Zeugniſſen ” 18 ei auf auch gebr., aber gut erhalt., St am 
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ſtelle dieſer Zeitung. 
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meine Fabrikate zu versuchen! 


> > bevor es teurer wird — sich ME I 
Vorsäume Ueberall: POLA-AMATOR-LEGIONKA | 
mit e Juljan Kröl, Bydgoszca | 


AN Be un zu verlangen! 


2. Blatt. Deutſche Rundſchau. Nr. 244. 


Bromberg, Donnerstag den 25. Oktober 1928. 


5 II N (Grieſinger), Alfred Streller lin der Titelrolle) und | eine ſehr ausgedehnte Diskuſſion, da anfangs viele Stadt⸗ 
5 Ommere en. Paul Thober (Kutſcher Lubowski). Damit ſoll nicht ge⸗ verordnete ſich gegen dieſen Verkauf geäußert hatten. Nach 
“sagt fein, daß nun die übrigen Kräfte nicht richtig ihren beendeter Ausſprache wurde aber der Antrag mit ſtarker 

24. Oktober. Mann ftanden; im Gegenteil, ihre Rollen gaben einem Teil | Mehrheit angenommen. Für den Antrag wurde die trau⸗ 

Srandenz (GErudziadz). von ihnen gar nicht einmal die Gelegenheit, ihr Können zu rige Finanzlage der Stadt geltend gemacht gegen ihn wurde 


1 957 entfalten. Ganz beſonders lobenswert war der Baron von | auf die Zukunftsmöglichkeiten einer vorteilhaften Ver⸗ 
m Richtpreiſe. Das Komitee zur Bekämpfung der Teue, | Boden des Herrn Albert Schultz. Erſt zehn Tage vor der [wertung des Geländes bei Haſen⸗ und Kanalbauten hinge⸗ 
70000 bg folgende Fleiſchpreiſe beitätiet: Rindfleiſch | Aufführung hatte er die Partie übernommen, und ſpielte die | wieſen. 

100 000 96.000 M., Kalbfleiſch mit Knochen 76000, Schnitzel [ziemlich ſchwierige Rolle mit anerkennenswertem Geſchick dr. Schöntal (Kr. Graudenz), 29. Oktober. Am Toten⸗ 
dis 130 Hammel mit Knochen 76000, Schweinefleisch 100 000 | und (tm fünften Akt) mit ungekünſtelter Natürlichkeit. Ein | ſonntag findet in der ev. Kirche zu Mockrau die Ent⸗ 
uche 00: roher Speck 136 000, geſalzener Speck 155 000, ge. wahres Kabinettsſtück war die Szene des dritten Aktes, in | hüllung der Gedächtnistafeln der gefallenen Krieger 
Bis 1856 160000, Wurſt 80000-140000, Schinken 160000 der ſic Or Klaus von der Gefellfaft abgeſondert hatte und des Kirchſpiels Mockrau ſtatt. Pfarrer Diehl ⸗Mockrau 
000, Schmalz 200 000 M. * | feiner Tochter ein Erlebnis aus früheren Jahren erzählte. | Hat zu diefer Feier einen gemiſchten Kirchenchor zuſammen⸗ 

Häute, Die Beſchaffung der Brennmaterialien macht für [ Die dazu hinter der Bühne geſpielte Muſik eines Streich; | geſetzt. Die Geſangproben finden jeden Sonntag nachm und 
Kouſer mit Zentralheizung außerordentlich hohe | trios mit Flöte paßte ſich dem geſprochenen Wort ſehr gut auch abends in der ev. Kirche zu Mockrau ſtatt. — Am Sonn⸗ 
oſten. Die Summen, welche die Mieter aufbringen follen, [an, fo daß die Szene einen ergreifenden Eindruck Dintegieh. tag, 7. Oktober, weilte die erite Herrenmannſchaft des Yan d- 
und in manchen Fällen ganz unerſchwinglich. So fordert Leider waren die Pauſen zwiſchen allen Akten von ſehr [ſportpereins „Verein für Bewegungsspiele Schöntal“ 
Mas uswirt 3. B. für eine mittlere Wohnung 25 Millionen [langer Dauer, ein Umſtand, der bei den jedesmal erforder⸗ (V. f. B. S.) in Graudenz, um gegen die 3. Herrenmann⸗ 
90 . ein anderer Hauswirt⸗für eine kleinere Wohnung fo. | lichen Bühnenumbauten und dem Mangel eines Schnür⸗ ſchaft des Graudenzer Sportklubs ein Fußballgeſellſchafts⸗ 
r 70 Millionen Mark. Man iſt daher in manchen Fällen | bodens und anderer techniſcher Dilfsmittel mit in den Kauf | ſpiel auszutragen. Graudenz war nur mit 10 Mann ange⸗ 
Btunen, auf die Dampfheizung zu verzichten und ſich | genommen werden mußte. Die O rcheſterabteilung | treten, Schöntal fiegte verdient mit 2: 1 (Halbzeit 1: 00. — 
ich Aufſtellen eines Eiſenofens zu behelfen. * der Bühne, diesmal durch einen ausgezeichneten Piſton⸗ | Der Landiportverein „Schönſee“ (Kr. Culm) hat die 

Baggerarbeiten im Schulzſchen Hafen. Vor einer bläſer unterſtützt, ſorgte in anerkennenswerter Weiſe für | 1. Herrenmannſchaft des V. f. B. S. nach Schönſee zu einem 
Reihe von Jahren baute die Firma Schulz, Inhaberin eines muſikaliſche Unterhaltung, hatte aber das Pech daß infolge | Fußballſpiel gegen eine kombinierte Herrenmannſchaft der 

ampfſägewerkes, hart an der Weichfel einen eigenen Hafen der herrſchenden Hitze nicht weniger als drei Violin⸗ —.— Landſportvereine „Schönſee“ und „St. Weſtſalen“ einge⸗ 
der beſonders zum Lagern des Holzes, das auf dem Strom ] Cello» und eine Baßſafte fprangen. Der entſtandene Schaden laden. 


berabgefläßt wird, benutzt wird. Das früher im Sommer beträgt über eine Million Mark — Anerkennenswert 


ud Herbſt im Hafen geborgene Holz wurde über Winter war, das Beſtreben der Theaterleitung, pünktlich mit der 
J | TULna%, York hierin and) wglerhäßl werten die Kirchliche Woche in Thorn. 
Dam i x enthalt.] würde. Leider war dies nicht allgemein der Fall. Man Aus allen evangeli 
zer, und Schiffe der Gtrombanvermaltung nehmen ſole Hier aber ieftig mehr uach auf die Suicauer | pom mereklen DIS sum adlichten Boten, ind Tele 


guch in dem S tier. In d f 4 
8 zen, als Ale ee ee de und Darſteller nehmen und nicht durch verſpäketes Ex nehmer an der Kirchlichen Woche nach Thorn gekommen, 


Unruhe 8 
eihjel v ändig zu Löſch⸗ ſcheinen und rückſichtsloſes Platzaufſuchen ſtörende mehr als man bei dieſen ſchwierigen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
zabes weden dort at. Die ee dd — — — verbreiten. * hältniſſen erwarten durfte. Aber dieſe erfreulich große An⸗ 
ve am Ufer erbaut. In letzter Zeit war der Hafen ſtark teilnahme an der umfaſſendſten Veranſtaltung der unterten 
walcblickt, ſo daß eine gründliche Vertiefung notwendig Von der Weichſel bei Thorn. Dienstag früh hatte evangeliſchen Kirche zeigt, wie groß das Bedürfnis danach 


r. Da hier ſolche Flußbagger nicht vorhanden find, die 20 or 2.44 Meter über Null erreicht; mit iſt, eine evangeliſche Einheit zu werden und über 
Nurtige Arbeiten ausführen können, wendete ſich die A are Sch ar Anwachſen muß wohl noch . der en 2 8 ee 
Saen Schulz an die Etrombauverwaltung, die auch beim | gerechnet werden. — Aus Danzig kehrte Dampfer „Baltyk to nicht n 1 9 7 en Gans 9 . 
Face Pon Danzig Überlaſſung eines Baggers bean⸗] ohne Ladung zuruck. Von vberbalb kommend paifierte ein nach Einigkeit bas Suchen nach Sem immer feſteren u. 
Barmer = — - Er 55nd Flehnen⸗ SAN, BR Sage l a A lespere ſammenſchluß und das Zuſammenwachſen in eine 
1 7 ieſige Motorboot „ ; i i ri 
uch abholen. Zu dem Bagger gehört noch ein wohnſchiff, (oberhalb Thorn) vier Traften ab, die vor dem jenſeitigen eee Sehr 75 2 gelegen nig Je 
bunte, ontdprähme, ein weiterer Prahm und mehrere Beis | üfer feitnemacht haben. für das Glaubensleben jedes Gemelndegliebes bringen 
ere Tr 8 5 W 8 = Thorner Marktbericht. Der Dienstag-Wohenmarft Darum iſt die Kirchliche Woche auch diesmal wieder, trotz 
Hafeneinf bet 0 1. D Arbeit find temlich ſchwieri zeichnete ſich durch gänzliches Fehlen von Eiern und Kat» | aller dagegenfprechenden Schwierigkeiten und Zeitnöte ge⸗ 
1° der ne en fest if er Bagger wird durch aan P 1 wagt worden und dieſes Wagnis wird nicht bereut werden. 
2 4 1 1 u haben. 7 
(% Suhfrennbtänt, Ab ats Sorscn, AB 
kin, eu te € lick font ie in si Schlic Verkäufern bereits 180.000 amd 200000 000 be 200 M. Nöte des einzelnen evangeliſche Brud liebe Dedas 6 
a Sind eh ker Ale 2 werden Bid | Eier und Kartoffeln galten 120 000-130 000 ham, 200.000 MI- fühl der Zuſammen ehr keit nicht en vergeſſen T fen. 
Dampfe sn Sind — gefünt, 15 eh 1 den. als Höchitpreife. Nach den bisher gemachten. Erfahrungen — gehörigkeit nich n vergeſſen laſſen. 
Happen u den Strom geſch 2112 5 — 7 Waffer 0 — darf man wohl nicht mehr darauf rechnen dag vom Lande Leider wartete der Teilnehmer an der Kirchlichen Woche 
Bagger geöffnet und der Schlick fin ei > — u irgend etwas zu dieſen Preifem hereingehracht wird. Die | eine große Enttäuſchung. Wie ſchon wiederholt bekannt ge⸗ 
atzun eee, gehört zu den = ec 5 ne Be⸗ | Unruhe der Hausfrauen, die ſchon die ſchlimmſte Kartoſſel⸗ macht, war geplant worden, daß diesmal Miſſionsinſpektor 
rägt 75 it nur acht Mann ſtark. a” N ber | not für den Winter befürchten, iſt aroß. — Gut beſchickt war | Beyer den evangeliſchen Gemeinden durch Predigt und 
au ein ur einige Zentner täglich. Er be 1 en = t Hein. der Gemitfemarkt, wo die Preife gegen früher nur teilweiſe ] relintöfe Vorträge dienen ſollte. Aber alle ſorgfältigen 
ei Be Paternoſterwerk befindliche Be 2 = e 5 heren kleinen Schwankungen unterworfen waren. Es gab ferner Vorbereitungen von ſeiten der Veranſtalter ſind, wie es nun 
diefeg = ſtrombauverwaltung hatte bedeutend arb ere Bagger] ſehr viel Pilze zu kaufen. Meister und Steinpilze kamen | ſchon Gewohnheit geworden iſt, durch die Verweige⸗ 
en m yſtems. Der größte war wohl der Bagger „Tafner“, auf 25 00030 000 M. die Mandel, Grünlinge auf 3000 und [rung der Einreiſegenehmigung nutzlos gewor⸗ 
beit z an in früheren Jahren hier in der den der Are] Rehfüßchen auf 4000 M. das Maß. Bei den wahnſinnſa ae» | den. Auch das Oberhaupt der unierten evangeliſchen Kirche 
anch 2 beobachten Gelegenheit hatte. Verwen a 1 ſtiegenen Fleiſchyreiſen machten die Pilzenverkäuferinnen in Polen, Generalſuperintendent D. Blau, wird durch 
dieſen och Kreiſel⸗ und Saugbagger, ſowie Spülſchiffe. Bei [ante Geſchäſte. Apfel wurden mit 12 000.30 000 M. Birnen | Krankheit daran gehindert, der Kirchlichen Woche beizu⸗ 
ine der Schlick nicht durch Prähme fortgeſchafft, mit 800020 000 M. und Nüſſe mit 60 000 M. das Pfund ver⸗ wohnen. Die Veranſtaltungen ſelbſt werden aber durch das 
mit gr durch lange eiſerne Rohrleitungen wurden die Kat kauft. Fiſche waren wenig vorhanden. Hechte ſtellten ſich Nichterſcheinen der beiden Redner keineswegs gekürzt, ſon⸗ 
. aſſer vermiſchten Stoffe dorthin geleitet, vn. = ge⸗ auf 60000 M. je Pfund. Zu erwähnen wären noch die | dern es find andere Herren ſofort freundlicherweiſe dafür 
n ſollten. Die Arbeit wurde durch dieſe 3 Höchſtpreiſe am „ſchwarzen Brett“ für Quark (15 000 —20 000 eingeſprungen. 
8 g weſentlich erleichtert. e - Mark) und für Milch (14000 M. der Liter). Der Brotpreis Der erſte Nachmittag brachte wie gewöhnlich einen Feſt⸗ 
der: Deutſche Bühne Grandenz. Der Spielplan iſt folgen⸗ | war noch mit 12000 M. pro Pfund angegeben, obwohl es | gottesdienſt in der ehrwürdigen Thorner Altſtädtiſchen 
woch Sonntag, 28. Oktober: „Die verfunfene Glocke“, Mitt bereits ſeit Montaa mit 15 000 M. in den Bäckereien ver- | Lirche, in dem Geheimrat D. Staemmler aus Pofen die 


ven 3. Oktober: „Die javaniſche Puppe“. Sonntag, 4. Non] kauft wurde. *Feſtpredigt hielt. Was die diesjährige Kirchliche Woche 
er: „Die verſunkene Glocke“. ; 1 — Krammarkt. Am 209. Oktober findet hierſelbſt ein fein fol, davon gab die lebendige Predigt ein anſchauliches 
— zweitägiger Krammarkt ſtatt. ** ns is tol die en 3 5 ole ſle ig: we 
0 auf dem die evangeliſche Kirche ſteht, daß ſie als lebendige 
Thorn (Toruũ). 45 Sandtzeio regen p fr Te A Ölieder dem heiligen Zweck, zu dem fie beſtimmt find, 

nokreiſes zur Einziehung. Beſitzern mit einer ei 
Deutsche Bühne, eh de 15 155 15 Mark wird die Anleihe nach dieſer Den erſten Abend hatte die Thorner evangeliſche Ge⸗ 


Die z w it der „Deutſchen Bühne in der Gebäudeſteuer berechnet, bei den übri⸗ meinde für ihre Gäſte wiederum in der feſtlich geſchmückten 
Forum“ 2. . 4e. 5 29255 an en n e durch „ nach der Gebäudeſteuer. Wer alle vier | Altſtädtiſchen Kirche veranſtaltet. Nach einer Begrüßung 
Be fünfaktſge Luſtſpiel „Dr. Klaus“ von Adolph L'Ar⸗ | Raten auf einmal bezahlt, ſpart hierbei, da die Anleihe in [durch den Ortsgeiſtlichen Pfarrer Heuer, der der Kirch⸗ 
trade eingeleitet. Auf das Stück näher einzugehen, das fi) | Ztotus erhoben wird und diefer wohl bald wieder höher lichen Woche und dem epangeliſchen Leben in unſerem Gebiet 

ni „eines Alters immer noch auf den Spielplänen der | notiert werden wird. ein mutiges „Dennoch!“ als Loſung gab, eröffnete Geheim⸗ 


in Jen behauptet und in früheren Jahren auch des öfteren rat D. Staemmler die Tagung und rief die Gemeinden, 


or 2 alt all⸗ —— die Männer, die Frauen und die Jugend auf zur tätigen 
Mein Veen sein ürte e EN ee 1 N : Mitarbeit und freudigen regen Anteilnahme am kirchlichen 
Hagel anhafteten und bei der manche Feinheiten noch beſſer „ Dirſchan (Tezew), 28. Oktober. In der geſtrigen Leben. Dann ſchilderte Pfarrer Heuer in längeren Aus⸗ 
tten herausgearbeitet werden können — nach der langen [Stadtverordn etenſitzung wurde über den Ver⸗ führungen die Geſchichte des Evangeliums in Thorn. Thorns 


mmer erſtmaligen Auftreten einer in der Weichſel gelegenen ſtädtiſchen Geländes | Steine reden und legen Zeugnis ab von der unerſchütter⸗ 

e neuer Schanſpielkräfte on dies nicht weiter Wun⸗ > N 15000 Quadratmetern an die 9 — e Holz. lichen Treue glaubensſtarker Männer, von der alles daran⸗ 

lich — fand bei dem den Saal füllenden Publikum herz⸗ firma Noſſowiez Beſchluß gefaßt, welche dieſe bpakzelle ſetzenden Opferwilligkeit der Bürger, die um den Bau einer 
che und freundliche Aufnahme, was ſich nicht nur bei dem | zurzeit in Pacht hat. Der Magiſtrat Schlägt diefen Verkauf | Kirche ringen mußten und mit unſagbaren Schwierigkeiten 

Glaus bei den Aktſchlüſſen, ſondern ſelbſt bei offener [vor und hat mit der Firma dieſerhalb bereits Verhandlun⸗ ihren evangeliſchen Glauben durch alle Anfechtungen und 
ſiöene zeigte. Zu den Damen und Herren, von denen wir | nem gepflogen. Verlangt wurde für die Fläche, die vor | Untefdrüdungen hindurch retteten. und das berrkichſte 
bleſer pielzeit hoffentlich noch eine größere Reihe ebenſo ahren mit 70 Pfg. pro Quadratmeter gekauft wurde, 1000 | Zeugnis von Bekenntnisfreudiakeit, der ſchreckliche Tod der 
Fr ausgearbeiteter Partien erwarten dürfen, rechnen wir Mund Sterling, was aber von der Firma als zu hoch be» | neun Thorner Bürger am 7. Dezember 1724, er mahnt das 
fel. Kesbeth Petſchu lat (Julie), Frl. Rita Macie» zeichnet wurde, worauf Ran ſich ſchließlich nach längeren | heutige Geſchlecht, das fo leicht müde werden und feine Sache 
ewski (Emma), Frl. Elsbeth Krienke (Frau von | Verhandlungen auf 900 Pfund Sterling geeinigt hat. Wie | aufgeben will, auszuhalten, treu zu fein und zu wirken für 


ctingen) und ferner die Herren Bruno Alexander | vorauszuſehen war, ſchloß ſich an dieſen Magiſtratsvorſchlag [ Gottes Reich und feine Kirche. 
u. Handelsge 


schaft | Graudenz. Thorn. 
Aktiengesellschaft e rs 
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Hurtownia Drzewa „Wisla“ A. G., 
1 Danzig. Bennerttifksgafle 11. 


Stunde vor Beginn. 


Aus Stadt und Land. 


S Einziehung der Kriesnoten. Der Finangminiſter hat 
eine Verfügung über die Einziehung der Kriesnoten aus 
dem Verkehr erlaſſen. Vom 1. 12. 23 bis zum 31. 5. 24 wer⸗ 
den die Zentralkaſſen und die Polniſche Landesdarlehnskaſſe 
die Kriesnoten (datiert mit dem 9. 12. 16, unterſchrieben 
durch das Generalgouvernement Warſchau am 31. 11. 1916) 
gegen ſpätere Emiſſionsſcheine eintauſchen. Nach Ablauf 
dieſes Termins hört der Umtauſch auf und die Kriesnoten 
verlieren jeden Wert. 
§ Das Büro der hieſigen Handelskammer bleibt wegen 
interner techniſcher Arbeiten von Donnerstag mittag ab bis 
einſchließlich Sonnabend für das Publikum ge⸗ 
ſchloſſen. 
Die Poſtſparkaſſe P. K. O. erhöht vom 1. November 
ab die Manipulationsgebühren von 500 auf 2000 M. und die 
Kaution auf 100 000 M. 5 
ME Wochenmarktbericht. Auf dem heutigen Wochenmarkt 
auf dem Friedrichsplatz (Stary Rynek) war Butter aus⸗ 
reichend vorhanden. Trotzdem ſie billiger geworden iſt und 
mit 200 000 Mark angeboten wurde, war die Kaufluſt gering. 
Das lag zum Teil auch daran, daß die Polizei diejenigen 
Käufer, die zu hohe Preiſe zahlten, abführte. Auch Eier 
waren heute da, koſteten aber die Mandel 210 000 bis 250 000 
Mark. Die Gemüſepreiſe bewegten ſich in den bisherigen 
Grenzen. Zwiebeln koſteten 14 000—15 000, Wruken 5000, 
Mohrrüben 4000-5000, Birnen 1000020 000, Weißkohl 4000, 
Rotkohl 6000, Tomaten 25 0000 000, Apfel 8000-16 000, 
Pflaumen 15 000 —20 000, Rote Rüben 5000 Mark. Haſen 
koſteten heute 300 000 Mark das Stück. 
S, Zu teuer bezahlt. über ein beſonderes Woche n⸗ 
markterlebnis berichtet uns eine Hausfrau folgendes: 
Auf dem Wochenmarkt am 20. Oktober habe ſie von einer 
Landfrau ein Pfund Butter gekauft zum Preiſe von 
220000 Mark. Kaum ſei fie weiter gegangen, fo habe 
ein Schutzmann ſie aufgefordert, mit ihm behufs Vernehmung 
zur Polizei zu kommen, da ſie die Butter zu hoch 
bezahlt habe; der Richtpreis ſei 180 000 Mark. Auf der 
Polizei ſei daun nach einiger Wartezeit ein Protokoll über 
den Tatbeſtand aufgenommen worden. Auf die Frage der 
Dame, weshalb man nicht die Verkäuferin ebenfalls 
zur Polizei gebracht habe wegen zu hoher Preis⸗ 
forderung, ſei die Antwort erteilt worden, da könne die 
Polizei nicht einſchreiten; es ſei freier Handel. — Die 
Einſenderin ſtellt nun die Frage, wie ſich eine Käuferin ver⸗ 
halten ſolle, wenn ein höherer als der Richtpreis verlangt 
werde. Dieſe ſchwierige Frage würde freilich nur dann 
praktiſche Bedeutung haben, wenn ſolche Fälle wie der ge⸗ 
ſchilderte öfter vorkämen, was wir aber nicht annehmen 
können. Wir glauben vielmehr, daß es ſich hier nur um 
einen Einzelfall handelt, bei dem der betreffende Schutz⸗ 
mann etwas gar zu dienſteifrig vorgegangen iſt. Denn im 
allgemeinen wird ein Einſchreiten der Marktpolizei gegen 
ein Überbieten der Preiſe doch nur dann am Platze ſein, 
wenn es ſich um offenſichtliche Einhamſterung von Waren 
handelt, alſo um den Kauf größerer Mengen durch eine 
Hand, wodurch allerdings die anderen Käufer geſchädigt wer⸗ 
den würden. Hier handelte es ſich aber nur um ein einziges 
Pfund Butter, das zweifellos für den eigenen Bedarf dienen 
ſollte, und nicht etwa, um damit noch einen höheren Preis 
durch Verkauf an Dritte zu erzielen. Der Widerſpruch, der 
darin liegt, daß die Käuferin wegen Zahlung eines hohen 
Preiſes zur Polizei wandern muß, die Verkäuferin aher trotz 
Überſchreitung des maßgebenden Richtpreiſes unbehelligt 
bleibt, bildet dabei noch eins der bekannten „Rätſel der 
Natur“. — Die Einſenderin ſelbſt rechtfertigt, wie zum 
Schluſſe bemerkt ſei, die Forderung des geforderten Butter⸗ 
preiſes gewiſſermaßen damit, daß ſie berichtet, eine Landfrau 
habe ihr geklagt, daß ſie für drei Meter Mantelſtoff 22 Mil⸗ 
lionen Mark habe zahlen müſſen. „Ich möchte doch einmal 
ausrechnen, wieviel Butter ſie verkaufen müſſe, um ſich 
einen Mantel machen zu laſſen.“ Dieſe Gegenüberſtellung 
beleuchtet klar und deutlich die wirtſchaftlichen Momente, 
die in dem Warenaustauſch zwiſchen Stadt und Land ohne 
Unterlaß zutage treten. Mit Richtpreiſen und polizeilichen 
Eingriffen allein wird man dieſen Erſcheinungen vergeblich 
beizukommen ſuchen. 
§ Spurlos verſchwunden iſt ſeit geſtern der Lehrling 
Edmund Neumann von der Firma „Roluik“ aus Mar⸗ 
gonin. Er wurde zum Einkaſſieren von Geldern nach 
Bromberg geſchickt, hat auch 182 Millionen einkaſſiert 
und iſt jetzt verſchwunden. Ob ein Verbrechen, ein Un⸗ 
glücksfall oder vielleicht eine Unterſchlagung vorliegt, iſt 
noch nicht aufgeklärt. a 
IS ſJn polizeilicher Aufbewahrung auf der Kriminal⸗ 
polizei, Zimmer 71, befindet ſich ein goldener Trauring, 
ferner ein Geſetzbuch der Zarin Katharina II. in ruſſiſcher 
und polniſcher Sprache von antiquariſchem Werte. Es iſt 
betitelt „O szlacheetwie“ und trägt einen Stempel mit der 
Ortsangabe Warſchau. 
are; e eee wurden geſtern 12 Perſonen: 6 Diebe, 
Betrunkene, eine „Sittendirne, ein Wohnungsloſer und 
en Gehlee r: ‚ 
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Handels⸗Rundſchau. 


Lettländiſche Warentransporte auf deutſchen Bahnen. Wie aus 
Riga berichtet wird, hat das deutſche Verkehrsminiſtertum der 
8 der lettländiſchen Bahnen den Vorſchlag gemacht, 
die Zahlung für Warentransporte auf deutſchen Bahnen in Dollar 
einzufajfieren. Bisher wurde die Zahlung in deutſcher Mark er⸗ 
hoben. Wie weiter dazu berichtet wird, hat die Eiſenbahnverwal⸗ 
tung dem Vorſchlage zugeſtimmt. ; 


Geldmarkt. 


Die polniſche Mark am 23. Oktober. Es wurden Kagan für 
u 


100 Polenmark: in Danzig 10 972 500—11 027 500, zahlung 
Warſchau 9476 250—9 523 750; in Zürich, Auszahlung Warſchau 
0,0005; in Kattowitz 9090 900. 

Warſchauner Börſe vom 23. Oktober. Schecks und Um ſätz e: 
Belgien 69500, Danzig und Berlin 0,000001, London 6 850 000 bis 
6 270 000, Neuyork 1 390 000 —1 395 000—1 890 000, Paris 81 500, Prag 
41 500, Wien 19,70, Schweiz 247 400—247 000, Italien 62 500. — 
Deviſen (Barzahlung und Umſätze): Dollar der Vereinigten 
Staaten 1 390 000. » 


Amtliche Deviſenkurſe der Danziger Börſe vom 23. Oktober. 
In 1000 Mark. Banknoten: 1 amerik. Dollar 99 750 000 Geld, 
100 250 000 Brief, 100 polniſche Mark 10 972,5 Geld, 11 027,5 Brief. 
Tl. Ausz.: 1 Pfund Sterling 593 512 500 Geld, 596 487 500 Brief, 
Zürich 1 Frank 23 940 000 Geld, 24060 000 Brief. Verkehrsfreier 
Scheck: Warſchau 9476,25 Geld, 9523,75 Brief. 

Fertige Aktien Die Aktien der 2. Emiſſion der „Miyn Zie⸗ 
miansti” liegen in der Poznanski Bank Ziemian bereit, ferner 


die Aktien der 5. Emiſſion der Geſellſchaft „Tkanina“ in der Bank 
Zwigzku Spötek Zarobkowych, Centrale. 


Berliner Deviſenkurſe. 


Für drahtliche 
Auszahlungen 
in 


22. Oktober 
Ge Brief 


23. Ottober 
Geld | rief 


SHolland 1 ld. |21548000 T | 21654000 II 15861000 T | 15639000 J 
Buen.-Hir.Bei. 17955000 T | 18045000 112768000 T | 12832000 T 
Belgien i Fres. 2713200 T | 2726800 T| 821400 T| 840374 T 
Norwegen Kr. | 8478750 T | 8521250 T| 3478253 JJ 3563023 T 

änemarf Kr. 9675750 T | 9724250 JI 2531794 T| 2635871 T 
Schweden Kr. 14583500 T | 14636500 1 10473750 T | 10526250 T 
uuland IMmE | 1476300 T | 1483700 II 1057350 T| 1062650 T 
alien 1 Lire | 2423850 T | 2466150 T| 1789515 T| 1798485 T 
England pf. St. 249375000 | 2506250007 | 179550000T | 1804500001 
Amerika 1 Doll. 55860000 T 56140000 II 39900209 T | 40100000 J 
Frautreich Fr. 3192000 T 3208000 T| 754820 1 792141 1 
Schweiz 1 Fre. 9875250 T | 9924750 T| 2427904 T| 2573433 T 
Spanien 1 Peſ. 7381500 T | 7418500 II 1964508 T| 2184367 T 
Tokio 9 55 27451250 T 27588750 T| 62038582 T| 6474012 7 
Rio de Jan. 
1 Milteis | 5087250 T | 5112750 T| 1356725 T| 1582901 T 
Otſch.⸗Oeſterr. u 
100 Kr. abgeſt. 778050 T 781950 T| 464585 T 567415 T 
Prag 1 Krone | 1645875 T | 1654125 T| 1185030 T| 1190907 T 
BDudapcek 1 Kr. 3092250 T 310775 T 699124 T 699124 T 


Züricher Börſe vom 23. Oktober. (Amtliche Notierungen.) 
Warſchau 0,0005, Neuyork 5,61, London W,21½, Paris 32,25, Wien 
0,007875, Prag 16,27%/2, Italien 24,85, Belgien 27,75. i 

Die Landesdarlehnskaſſe zahlte heute für 1 Million deutſche 
Mark 10, 1 Dollar, aroße Scheine 1395 000, kleine 1381 050, 1 Gold⸗ 
mark 319 070, 1 Silbermark 137 190, 1 Pfund Sterling 6 720 000, 
1 franz. Franken 86150, 1 Schweizer Franken 267 000, 1 Zloty, 
Serie B und O 160 000. 


Aktienmarkt. 


Kurſe der Poſener Börſe vom 28. Oktober. Bankaktien: 
Kwilecki, Potoekt i Ska. 1.—8. Em. 24 000—22 500. Bank Prze⸗ 
mysloweöow 1.—2. Em. 29 000. Bank Zw. Spölek Zarobk. 1.—11. Em. 
48 000—45 000. Polski Bank Handl., Poznan, 1.—9. Em. 35 000 bis 
40 000. Pozn. Bank Ziemian 1.—5. Em. 8000. — Induſtrie⸗ 
aktien: Arcona 1.—4. Em. lexkl. Kupon) 50 000. R. Barci⸗ 
kowski 1.—6. Em. 20 000 —19 000. H. Cegielski 1.—9. Em. 24 000 bis 
23 000. Centrala Skör 1.—5. Em. 52 500—50 000. Galwana Byd⸗ 
goszez 1.8. Em. 32 000 —31 000. C. Hartwig 1.—6. Em. 10 000 bis 
10 500. Hartwig Kantorowicz 1. Em. 65 000. Hurtownia Dro⸗ 
geryina 1.3. Em. 4500—4000. Hurtownia Zwiazkowa 1.—8. Em. 
4500—4000. Herzfeld⸗Viktorius 1.—2. Em. 120 000 —190 000. Juno 
1.—2. Em. 10 000. Luban, Fabryka praem. ziemn. 14. Em. (exkl. 
Kupon) 1 400 000 —1 450 000. Dr. Roman May 1.—4. Em. 950 000. 
Orient 1.—2. Em. 5000. Patria 1.—8. Em. 16 000. Pneumatik 1. bis 
3. Em. 5000—4500. Pozn. Spölfa Drzewna 1.—7. Em. 40 000 bts 
87 000. „Unja“ (früher Ventzki) 1. u. 3. Em. 160 000. Waggon 
Oſtrowo 1.—4. Em. 65 000 —70 000. Wisla, Bydgoszez, 1.—2. Em. 
240 000. Wytwornia Chemiczna 1.—4. Em. 8250-8000. Zjed. 
Browary Grodziskie 1.—4. Em. 40 000—97 000. Tendenz: ruhig. 

„Tartak“, Akt.⸗Geſ. in Wreſchen, Möbel⸗ und Holzbearbeitungs⸗ 
fabrik, teilt mit, daß auf Grund eines Beſchluſſes der General- 
verſammlung vom 6. September und mit Genehmigung des Finanz⸗ 
miniſters vom 5. Oktober d. J. das Kapital um 480 Millionen 
auf insgeſamt 600 Millionen Mark erhöht worden iſt, und zwar 
durch Ausgabe von Aktien der 3. Emiffion. Für jede Aktie der 
früheren Emiſſion von 1000 Mark kann der Bezieher 4 neue Aktien 
und zwar 2 zum Kurſe von 1000 Prozent oder für 10 000 Mark un 
2 zum Kurſe von 8000 Prozent oder für 90 000 Mark für eine Aktie 
erwerben. Die Proflufivfrift zum Erwerb der Aktien läuft am 
10. November d. J. ab. 5 


Miyn Parowy (Dampfmühle), T. A. in Gneſen. Auf Be 
ſchluß der Generalverfammlung wird das Aktienkapital um 40 Mik 
lionen Mkp. nom. auf 100 Millionen Mkp. nom. erhöht, durch 
Ausgabe von Aktien 2. Emiſſion. Die Aktionäre erhalten auf zwei 
Aktien der alten Emiſſion eine junge zum Kurſe von 3000 Prozent. 
Die jungen Aktien find ab 1. 7. 28 dividendenberechtigt. Das 
Bezugsrecht kann bis zum 20. November 1923 bet der Bank 
Ziemſtwa in Poſen und der P. K. O. in Gneſen ausgeübt werden. 
Nach Ablauf dieſes Termins erliſcht das Bezugsrecht. Außerdem 
wird bei den angeführten Inſtituten die Dividende für das ver⸗ 
floſſene Geſchäftsjahr ausgezahlt, und zwar 6 Prozent Dividende 
und 54 Prozent Superdividende. 5 


1 iche Nie 
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„Aas 


Qualitäts - Zigarette 


Kalender der 1 24. 10. 23. Wotynski Sonde 
Handlowo⸗Rolniczu. 26. 10. 28. Warszawski Bk. Stoleczny ee ie 
in Koſtſchin: Sosnowiecka Fabryka Szkla. 29. 10. 28. a inen 
Warſchau; „Lemiesz“ in Krakau, Fabrik von Landw. Maſch 5 
und Pflüge. 31. 10. 23. Zaklady Garbarskie i Fabryka blen I, 
Wickenhagen in Radom; „Polon“ in Lodz 8. A. für Handel in 
Induſtrie; Elektrownia Okregowa w Zagfebin Dabrowskiem 


Sos nowiec. 
Produkten mort. 


n 
Danziger Getreidenotierung lamtlich) vom 28. Oktober. Weist 
1,0—1,45, Roggen 0,90, Gerſte 1,20.—1.30, Hafer 0,80--0,85 Done 

Berliner Produktenbericht vom 23. Oktober. Amtliche 5104 
duktennotierungen per 50 Kg. ab Station. Weizen, märkiſcher rte, 
bis 105 Millionen, Roggen, märkiſcher 94—95 200, Somme 00, 
märkiſche 93—95, Hafer, märkiſcher 72—74, Weizenmehl 2 40, 
Roggenmehl 276295, Weizenkleie 38-40, Roggenkleie 8 
Rapskuchen 60, Torfmelaſſe 30—32. \ 


Materialienmarkt. 


ne 

Häute. Poſen, 23. Oktober. In tauſend Mark: geſalze 
Rinderhaut das fund 120, getrocknete 160, geſalzene Sale. 
das Stück 1100, getrocknete 1600, ungeſchorene geſalzene 755 150 
haut 60, getrocknete 100, geſchorene, geſalzen oder getrockne ein 
das Pfund, ein geſalzenes Pferdefell 2500, getrocknetes 2200, ein 
getrocknetes Ziegenfell 750, geſalzen 600, ein Katzenfell 75, 
Zickleinfell, geſalzen oder getrocknet 1400. en 

Chemikalien. Warſchau, 23. Oktober. Preiſe für ee 3 
loko Fabrik: Ammoniakſoda 2500 000, Kriſtallſoda 1 200 000, 1 
ſches Soda in großen Fäſſern 7000 000, in kleinen 7 600 000; oda 
Verkaufsort Warſchau: Ammopiakſoda 3 100 000, Kriſta inen 
1 500 000, kauſtiſches Soda in großen Fäſſern 7800 600, in Ele 
8 400 000. 


Metalle. Warſchau, 23. Oktober. Der Verband polneſcſar 
Hütten ſetzte für die Zeit vom 22.—28. d. M. folgende Prelg 300, 
1 Kg. Gußeiſen loko Hütte feſt: Nr. 0 — 3750, Nr. 1 — 
Nr. 2 — 31 500, Marteneiſen 30 000. m 

Berliner Metallbörſe vom 24. Oktober. Preis für 1 er ; 
Millionen Mark: Raffinadekupfer (99—993 Prozent) 1500. era 
Originalhüttenweichblei 7000 —7500, Hüttenrohzink (im freien inn, 
kehr) 8250—8750, Remalted Plattenzink 6750—7250, Bankaa fd. 
Straitszinn und Auſtralzinn 56 00058 000, Hüttenzinn (m 00. 
99 Prozent) 53 000 —55 000, Reinnickel (98—99 Prozent) 32 1 9% 
er (Regulus) 7250-7750, Silber in Barren, ca. 900 f. f. 5 
110 * 5 


Viehmarkt. 


Sromberser Schlachthausbericht vom 24. Oktober 192. 
Geſchlachtet wurden am 20. Oktober: 18 Stück Rindvieh, ae, 


78 Schweine, 33 Schafe, 20 Ziegen, 4 Pferde; am 23. 1 
27 Stück Rindvieh, 66 Kälber, 293 Schweine, 48 Schafe, 4 Ziegen, 
2 Pferde. und 
1 wurden den 23. Oktober folgende Engrospreiſe für 1 PT 
notiert: 
Nindfleiſch: ; Schweinefleiſch: 
I. Kl. 68 000 — M. I. Kl. 83 000—87 000 
II. „ 44 000—46 000 M. II. „ 79 000 
III. „ . M. III. „ 73 000— M. 
Kalbfleiſch: Hammelfleiſch: 
I. Kl. 65 000 — M. I. Kl. 70 000 — 
II. „ 55 000— M. II. „ 55 00060 000 N. 
III M. III. M. 


Danziger Schlachtviehmarkt vom 23. Oktober. Die in el 
mark (1 Goldmark = 12 619 047 600) für 50 Kg. notierten “in 
find Schlachthofpreiſe. Die Erzeugerpreiſe (ab Verladeſtation ol⸗ 
eima 21—25 Prozent geringer: Ochſen, ausgemäſtete 28—29, Vo: 
fleiſchige 22—25; Bullen, ausgemäſtete 2728, vollfleiſchige 224616 
Färſen und Kühe, ausgemäſtete 27—29, vollfleiſchige 20—24, m 
genährte 16—19, gering genährte 10—12, Jungvieh 1524; K 


gut gemäſtete 3799, mittlere 25—30: Schafe, Stallmaſtſchafe 20 12 N 


22, vollfleiſchige 14—17, a 1012; Fettſchweine 47 
48, vollfleiſchige 42—44, fleiſchige 36—38. 


} 


r 


Maasberg & Stange 


Bydgoszcz, Pomorska 5 5 
Tolegr.- Ndr.: „Masta | 


Steinkohlen, Hüttenkoks, Holzkohlen 


Jelefon so 


931 


Kalk, Zement. 


gross- Vertrieb und general Vertretungen. 


Bank H. Pfotenhauer 


Kom.-Ges. auf Aktien, Telefon 6551/4, 3562. 
Danzig, Dominikswall 18, 9740 


Erledigung sämtl. Bankaufträg®e- 
ET EEE TEE 
Waſſerſtandsnachrichten. 5 


Der Walleritand der Weichſel betrug am 23. Oktober 1 
ö ET ee ee 
— 2, urze „ 74 
Zi e oh be Cate 


rſchau) — 2,02, Einlage + 2.60, Schiewen, 
2,66, ee 991 22. Oktober 9.2200 Krakow am 22. Sttober 
ei 13 ® ler 0 am 22. Oktober + 2,30, Bloct am 21. O 


Emallle-Lucke : Rostschutzfürb 
elfurben für Industrie u. Rande 


liefern in zuverlässiger Qualität 4 
U 
ub. 


Danziger Lack- u. Farbenwerke A 

anzig-Langfuhr, Friedens er 
10097 Fr. Bogacz, Monopoldrogerie, Dworcowa , 
Telefon 1287. 


Radel-Naterinl 


Zirkulationsöſen ach, 


Achtung! 


Lacken Eackfarben 


n 


1 
9 


Duane er Ye, 


Deutſchtums, hier ſie angefertigt 


. 
Esiſf Ehrenpflicht des werd, ſchnell u. ſauber Zu der am Sonntag, Dännerturnberein Hrom ban. 


Haararbeiten, Repa- 


aller Art ratur dH e nicht auf halbem Wege Podgorna 11, Hof, 15 . ienstag, d. 6. November, abd. 
2 a ſtehen zu laffen! 70 e ee ee N mber: 
Ve desen Perf. plätterin Yon ff e Die eee Gluteſeſtſeſer i 
A. Attmann, L. 2 gane el 44 e Johannes Koenlin mit großem Dante ent. mener nehme ich hier- ee a Außerondl. Nitglienerverfamiin 
O., „ Al. 4 1 en „ zurück. „Gaſtwirt, agesordnung: Erhöhung . 
Bromberg. e 2. 5b. 3 ere. "Sniabectien 4.“ b Lange, Madılop  Mradsein. useless De Woran 


Sonder: Beilage zu Nr. 244 


der 


„deutſchen Nundſchau in Polen“ 


Bromberg, Donnerstag, den 80 Oftober 1923. 


Die Haager Gutachten 


über die Rechtslage | 
der deutſchen Minderheit in Polen. 


I. Das Gutachten über die Anſiedlerfrage 
(vom 10. September 1923). 


I. Das Gutachten über die Staatsangehörigkeit 
der Geburtspolen (vom 15. September 1923). 


9 


Sländiger ünternntionnler Geriitsbor. 


Dias Gutachten 
über die Anſiedlerfrage. 


10. September 1923. 
Aktenzeichen: F. c. VI. 
Liſte III, 2. 


Dritte ordentliche Tagung. 
Anweſend: ) f 
Herr Loder, Präſident, 
„ Weiß, Vizepräſident, 
Lord Finlay 
Herr Nyhol m 
„ Moore 
„de Buſtamante 
„ Altamira Richter, 
„ D dea 
„ Anzilotti 
Düber 
„ Wang, Stellvertretender Richter. 


— r r — 


©) Anm. d. Red.: Die Richter vertreten (der Reihe nach) folgende Stagten: Holland, 
Frankreich, England, Dänemark, Beteimtete Bie den Amerita, Cuba, Spanien, 
apan, Italien, Schweiz und China. 


Rechtsgutachten Nr. 6. 


gefaßt: Völkerbundrat hat am 3. Februar 1923 folgenden Beſchluß 
„Der Völkerbundrat iſt mit gewiſſen Fragen befaßt worden, die ſich auf folgende 
Tatſachen beziehen: f 

a) eine Anzahl von Anſiedlern, die ehemals deutſche Reichsangehörige waren 
und jetzt auf polniſchem, früher zu busch ar, ehörigem Gebiet wohnhaft 
find, haben insbeſondere auf Grund des Artikel 91 des Vertrages von 
Verſailles die polniſche Staatsangehörigkeit erworben. Sie beſitzen ihre Güter 
auf Grund von Rentengutsverträgen; obgleich dieſe Verträge mit der deutſchen 
Anſiedlungskommiſſion vor dem Waffenſtillſtand vom 11. November 1918 
ab leben worden waren, hatte eine Auflaſſung vor dieſem Tage nicht 

attgefunden. Die Polniſche Regierung betrachket ſich auf Grund des 
titel 256 des Vertrages von Verſailles als rechtmäßige Eigentümerin dieſer 
Güter und hält be für berechtigt, die erwähnten Verträge zu annullieren. 
diese Kas che haben die e Behörden gewiſſe een gegen 
4 8 ergriffen, die ihre Vertreibung von den Gütern, die ſie innehaben, 
ur Folge haben; * 

b) die Polnischen Behörden wollen Pachtverträge nicht anerkennen, die vor 

dem 11. November 1918 zwiſchen der Deutſchen Regierung und deutſchen 
Reichsangehörigen, die 1005 polniſche Staatsangehörige geworden ſind, abge⸗ 
ſchloſſen worden ſind. find dies Pachtverträge über deutſches Staats- 
eigentum, das ſpäter auf Grund des Vertrages von Verſailles, insbeſondere 
gemäß Artitel 256, auf den Polniſchen Staat übergegangen iſt. 

Der Völkerbundrat erſucht den Ständigen Internationalen Gerichtshof, ein 

Rechts 8 uta 5 en über folgende Fragen abzugeben: 

1. Betreffen die unter a und b bezeichneten Punkte internationale Verpflich⸗ 
tungen der Art, wie ſie in dem am 28. Susi 1919 in Verſailles unterzeichneten 
Vertrage zwiſchen den Vereinigten Staaten von Amerika, dem Britiſchen 
Reich, Frankreich, eben Japan und Polen vorgeſehen ſind, und gehören 
ſie gemäß dieſem Vertrage zur N des Völkerbundes? 

2. Für den Fall, daß die erſte Frage bejaht wird, erſucht der Rat den Gerichtshof, 
ein Rechtsgutachten über die Frage abzugeben, ob das im Vorſtehenden 
unter a und b bezeichnete Verhalten der Polniſchen Regierung im Einklange 
mit ihren internationalen Verpflichtungen ſteht. 3 

Der Generalſekretär iſt ermächtigt, dem Gerichtshof dieſes Erſuchen mit 
allen die Frage betreffenden Dokumenten zu unterbreiten, ihm die vom Rat 
in dieſer Angelegenheit unternommenen Schritte darzulegen, alle für die 
Prüfung der Frage erforderliche Unterſtützung 90 gewähren und erforder- 
lichenfalls Schritte zu tun, um vor dem Gerichtshof vertreten zu ſein. 

Auf Grund dieſes Beſchluſſes hat der Generalſekretär des Völkerbundes am 

Erſachen 5 a den Ständigen Internationalen Gerichtshof das nachfolgende 
uchen geſandt: 

de Generalſekretär des Völkerbundes beehrt ſich, in Ausführung des vom Rat 

am 3. Februar 1923 angenommenen Beſchluſſes, von dem eine beglaubigte 

Abſchrift beigefügt iſt, und auf Grund der ihm durch dieſen Basen erteilten 

Vollmacht dem Stänbigen Internationalen Gerichtshof einen Antrag des Rates 
zu überreichen, in dem der Gerichtshof gemäß Artikel 14 der Völkerbundſatzung 
erſucht wird, ein Rechtsgutachten über die Fragen abzugeben, die ihm durch den 
erwähnten Beau Ha 3. Februar 1923 überwieſen worden find. 

Der Generalſekretär ilt ferner vom Rat beauftragt, dieſer Mitteilung eine Dar⸗ 
legung der vom Rat in der Angelegenheit unternommenen Schritte nebſt Abſchriften 
oller auf die zur Erörterung ſtehende ER 1 Dokumente, die 
den Mitgliedern des Rates bisher mitgeteilt worden ſind, beizufügen. | 
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Gemäß dem erwähnten Beſchluß des Rates iſt der Generalſekretär bereit, jede 
Unterſtützung zu leiſten, die der Gerichtshof bei der Prüfung der Frage benötigen 
5 8 5 12 erforderlichenfalls dafür Sorge tragen, daß er vor dem Gerichts⸗ 

of vertreten iſt. 
urch Schreiben vom 26. April 1923 teilte der Generalſekretär des Völkerbund⸗ 
rates dem Gerichtshof mit, daß der Völkerbundrat am 18. April beſchloſſen hat, dem 
Gerichtshof einen auf die Auslegung des Punktes b des e vom 3. Februar 
bezüglichen Bericht zu überſenden, der ihm vorgelegt worden iſt, und dem er zugeſtimmt 
hat. Dieſer Bericht lautet folgendermaßen: 

Durch Beſchluß vom 3. Februar 1923 beſchloß der Rat, den Ständigen Inter⸗ 

nationalen Gerichtshof um Abgabe eines Rechtsgutachtens über Polen unkte 
. zu erſuchen, die ſich auf die Frage der deutſchen Minderheiten in Polen beziehen. 
In einem den Mitgliedern des Rats übermittelten Schreiben vom 22. März 
(Dok. C. 272, 1923 V.) drückt die Polniſche Regierung den Wunſch aus, daß Sinn 
und Bedeutung des Punktes b dieſes Beſchluſſes feſtgeſtellt würden, damit dieſer 
Punkt mit der in Artikel 72 des Reglements des Gerichtshofs vorgeſchriebenen 
unbedingten Klarheit zum Ausdruck gebracht würde. b 
Es iſt lediglich die Feſtſtellung begehrt, daß ſich Punkt b ausſchließlich auf den 
all einer beſonderen Klaſſe von Pachtanſtedlern bezieht, nämlich auf diejenigen, 
die auf Grund von vor dem Waffenftillitande Nec, und noch nicht 1 
0 and achtverträgen Stellen innehaben und die ſpäter nach dem Waffen. 
ſtillſtande Rentengutsverträge für dieſe Stellen erhielten. f } 
Da dies offenbar die Abſicht des Rates bei der Faſſung ſeines Beſchluſſes vom 
3. Februar war, erlaube ich mir vorzuſchlagen, daß meine Kollegen ihre Zuſtimmung 
zu der polniſchen mul ung zum Ausdruck bringen. Wenn dieſer Vorſchlag 
angenommen wird, würde der Generalſekretär Abſchriften 4 — vom Rat beſtätigten 
Berichtes der Polniſchen Regierung und dem Ständigen Internationalen Gerichts⸗ 
hof überſenden. Der Wortlaut des 1 Schreibens vom 22. März 1923 
würde dem Gerichtshof ebenfalls mitgeteilt werden. 

Gemäß Artikel 73 des Reglements des Gerichtshofs iſt den Mitgliedern des 
Völkerbundes und den im Anhang der Völkerbundſatzung erwähnten Staaten durch 
den Generalſekretär des Völkerbundes Mitteilung von dem Erſuchen um Abgabe 
eines Rechtsgutachtens gemacht worden. Ferner iſt der Sekretär des Gerichtshofs 
angewieſen worden, die Deutſche Regierung von dem Erſuchen in ntnis zu ſetzen. 
Mit dem Erſuchen iſt eine Anzahl von Schriftſtücken 1) übermittelt worden. 


Anmerkung 1): 
1. Aufzeichnung des Völterbundrats über die in der Angelegenbeit unternommenen 
2. Koe des Generalſekretärs des Völkerbundes an die Mitglieder des Rates vom 
8 i e des Deutſchtumsbundes an den Völkerbund vom 8. No- 
3. Sie, des Generaffetretäc des Völkerbundes an die Mitglieder des Rats vom 
Re Anlage beenden bes, Bolnifden Bölkerbund- Delegierten an en 
CCC 
g e ee , . u, Buben, 1 
5. 4 ae des Völkerbundes an die wunden ee vom 
vember 198 1 Telesramm des Herrn Askenazy an den Generuen f vom 18. Ro- 
6. 3 * . des Völkerbundes an die Mitglieder des Rates vom 
Anlage: Note des Deutſchtumsbundes an den Völkerbundrat vom 12. No. 


vember 1921. ? 
Anfage bierzu: Geſuch der in Polen wohnenden Deutſchen an den Völkerbundrat 
vom 12. November 1921. ; N 
7. en ber 1921. kretärs des Völkerbundes an die Bundesmitglieder vom 
8. 3510 des Öeneralietretäirs des Völkerbundes an die Bundesmitglieder vom 
23. Januar 1922. 1 4 
nlage 1: Bericht der Herren Hymans, Imverigli und Iſhii, Mitglieder der 
Seelen. des Rates zur Unterſuchung gewiſſer Geſuche der deutſchen Minderheiten 
n Polen. : 1795 


— 
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Anlage: Denkſchrift des Deutſchtumsbundes für den Völkerbundrat vom 
7. November 1921. 5 
Weitere Schriftſtücke hat das Sekretariat des Völkerbundrats auf Erſuchen des 
Präſidenten des Gerichtshofs mitgeteilt. 2) 
Ueberdies lag dem Gerichtshof e e von Schriftſtücken vor, die ihm von 
der Amar und der Deutſchen Regierung überſandt worden find. 2) 
er beter, e ferner auf Erſuchen der Polniſchen Regierung die Erklärungen 
ihrer Vertreter, de e be an der Univerſität Krakau Grafen Roſtwo⸗ 
rows ki und bes ehemaligen Kronanwalts von Großbritannien Sir Erneſt Pol ⸗ 
Lo d entgegen genommen. Er hörte ebenſo den Reichsjuſtizminiſter a. D. Herrn 
Schiffer an, den die Deutſche Regierung zu ihrem Vertreter ernannt hat, um 
zu den in den Schriftſtücken enthaltenen Angaben ergänzende Erklärungen abzugeben. 
Durch den am 28. Juni 1919 zu Verſailles unterzeichneten und am 10. Januar 
1920 in Kraft getretenen Friedensvertrag zwiſchen den Alliierten und Aſſoziierten 
Mächten und Deutſchland hat, wie dies die Alliierten und Aſſoziierten Mächte bereits 
getan hatten, Deutſchland die völlige Unabhängigkeit Polens anerkannt und zu ſeinen 
Gunſten auf alle Rechte und Anſprüche auf gewiſſe Gebietsteile verzichtet, die im 
Artikel 87 bezeichnet find und zu denen auch das Gebiet gehört, in dem die dem Gerichts. 
hof jetzt vorliegende Frage entſtanden iſt. f 
Artikel 256 des Vertrages enthält folgende Beſtimmung: 
„Die Mächte, in deren 8 deutſches Gebiet übergeht, erwerben gleichzeitig 
alles Gut und Eigentum des Deutſchen Reichs oder der deutſchen Staaten, das 
in dieſen Gebieten gelegen ie Der Wert dieſer Erwerbungen wird von der 
Reparationskommiſſion feſtgeſ ellt und von dem erwerbenden Staate an dieſe 
. 8 der Deutſchen Regierung auf die Reparationsſchuld gutgeſchrieben 
n. a 
Im Sinne dieſes Artikels gilt das geſamte Eigentum der Krone, des Deutſchen 
Reichs und der 55 5 4 Staaten Due das Privateigentum des vormaligen 
deutſchen Kaiſers und der anderen königlichen Perſonen als zum Gut und Eigentum 
des Deutſchen Reichs und der deutſchen Staaten gehörig.“ 
ac 12 en Aua 1920 wurde in Polen ein Geſetz erlaſſen, das unter anderem folgende 
nthält: 
Artikel 1. In allen Fällen, in denen die Krone, das Deutſche Reich, die deutſchen 
Staaten, Snfiilihe des Reichs, oder der deutſchen Staaten, der frühere deutſche 
Kaiſer oder andere Mitglieder deutſcher regierender Häufer in den Grundbüchern 
der ehemaligen preußiſchen Provinzen als Eigentümer oder dinglich Berechtigte 


Anlage 2: Brief des Polniſchen Völkerbund⸗Delegierten an den Direktor der 
Abteilung für Minderheiten vom 17. Januar 1922. g 
9. Note des Generalſekretärs des Völkerbundes an die Ratsmitglieder vom 13. Febr. 1922. 
vom 28. Fans 192 Polniſchen Völkerbund⸗Delegierten an den Generalſekretär 
Anlage 1 eren Artikel 113 und 115 der polniſchen Verfaſſung. 
10 Per ee ene e eee e en Wat en 8. Wiäcs 1022. 
. a ii a . 5 
415 8 e 10 a der fünften Sikung der ſiebzehnten Tagung des Rates 
vom 28. 5 5 5 
12. Bericht der ner Hymans, Ampermli und Adotei vom 17. Mai 1922. 
13. 5 . 1 9225 elften und zwölften Sitzung der achtzehnten Tagung 
es vom 17. Mai 1922. f ; a 
14. Note 11 8 2 6 neralſekretärs des Völkerbundes an die Bundesmitglieder vom 
i 


27. U N 87 

A lage; Brief des Polniſchen Außenminiſters an den Präſidenten des Völker⸗ 
bundrates vom 3. Juli 1922. 

15. Auszug aus dem Protokoll der ſiebenten Sitzung der neunzehnten Tagung des Rates 


20. Juli 1 > 
16. te des Generalſekretärs des Völkerbundes an die Bundesmitglieder vom 
29. Auguſt 1922 


RN An age; 799 des Herrn Askenazy an den Generalſekretär des Völkerbundes 
a Rn 3 0 die in dem Beſchluß des Völkerbundrates 
17, ge ne Ei des Völterbundes an die Bundesmitglieder vom 

een . Mea 1 de Polniſchen Völkerbund⸗Delegierten an den Generalſekretär 


1801 ote des Generalſekretärs des Völkerbundes an die Ratsmitglieder vom 2. Sep; 


tember 1922. ; 
„Anlage: Den t des tſchtumsb für den Völkerbundrat vom 
3; Auguſt 1922, en DeuH@nisnabunben * 
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eing en ſind oder nach dem 11. November 1918 eingetragen wurden, tragen 
die polniſchen Gerichte in Uebereinſtimmung mit den Beſtimmungen des Vertrages 
von Verfailles vom 28. Juni 1919 an Stelle der vorgenannten 9 er 
ar Perſonen den polnischen Staatsſchatz von Amts wegen in dieſe Bücher ein. 
„ Axtikel 2. eine der in Artikel 1 erwähnten Perſonen oder juriſtiſchen 
Perſonen das fragliche unbewegliche Eigentum nach dem 11. November 1918 
veräußert oder belaſtet hat, oder wenn nach dem 11. November 1918 ein zu Gunſten 
der in Artikel 1 aufgeführten Perſonen eingetragenes dingliches Recht auf ihren 
Antrag oder mit ihrer Zuſtimmung abgetreten, gelöſcht oder einer anderen Ver⸗ 
änderung unterworfen worden iſt, ſo ſtellen die Gerichte die Eintragung im Grund⸗ 
buch ſo wieder her, wie ſie geweſen ſein würde, wenn die in Artikel 1 aufgeführten 
Perſonen den Antrag nicht geſtellt oder ihre Zuſtimmung, die zur Veränderung 
des Grundbuches erforderlich war, nicht gegeben hätten. 
Wenn bei dem Hypothekenamt ein Hypotheken, Grundſchuld⸗ oder Rentenbrief 
eingeht und wenn oder ſobald aus un hervorgeht, daß irgend eine der in Artikel 1 
5 eführten Perſonen Gläubiger der H 22 Grundſchuld oder are ya 
>= oder nach dem 11. November 1918 geweſen i fo trägt das W den polniſchen 
Staatsſchatz als Gläubiger der Hypothek oder Grundſchuld von Amts wegen ein. 
Die Vor 1 — des Abf. 1 dieſes Artikels über die W e e der 2 8 
Grundbucheintragungen gelten rn auch für den Inhalt des Briefes. 
„ Artikel 5. Der gemäß Artikel 1 als Eigentümer eines Grundſtücks eingetragene 
polniſche Staatsſchaß kann verlangen, daß Perſonen von dem Grundſtück entfernt 
werden, die ſich auf Grund eines Vertrages mit einer der in Artikel 1 aufgefü ten 
e nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes noch im Beſitz des Grundſtücks 
f en 


Ausführung dieſes Geſetzes iſt die Polniſche Regierung nach vorheriger 
Kündigung ke die polniſchen Behörden gegen die Grundſtücksinhaber gend ich 
vorgegangen, um ihre Vertreibung zu erlangen. Die Anſiedler widerſprachen den 
ertreibungsmaßnahmen mit der Begründung, daß dieſe Maßnahmen eine Ver⸗ 
lehung erworbener Rechte, die ihnen auf Grund des Geſetzes zuſtänden, 
und deshalb eine Verletzung des polniſchen Minderheitenver⸗ 


trages darſtellen. i - 
a i Klaſſen von Anſiedlern zu unterſcheiden: erſtens ſolche 


ind z we 
An Kehle die ihre Grundſtücke auf Grund von ſogenannten Ren tengutsver⸗ 
trägen 2 2 die ſie mit dem Preußiſchen Staat, vertreten durch die Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion für Weſtpreußen und Poſen, geſchloſſen hatten; zweitens ſiedler, 


e bierau: 1. Rechtslage der Anfiedler nach dem Minderheitenvertrage 
vom 28. Juni 1919. 
„An den Polniſchen Minifterpräfidenten geſtellte Frage der Abgeordneten 


4. Von d die Polni 0 
desen über die Wermeigerung der Auflaſſung für Grab Beſſtzungen. 


! vom T . Ra, 

28. usa aus dem Protokoll der 16. Sitzung der 21. Tagung des Völkerbundrates 
v 2. 2 

24. Note, dep Öcngralielretärs des Volterbundes an die Bundesmitglieder vom 


bundrates vom 7. Dezember 1922. 
nlage heren; Dentſchrift fiber die in dem Bericht Sr. Exsellenz des Herrn 


nlage 2: Telegramm des Deutſchtumsbundes an den Völkerbund vom 

5 nn Brief d 3 Deutſchtumsbundes an den Völkerbundrat vom 18. No · 
N e 3; Brief des Deu bundes an de vom 18, 2 
dente Las, F e ge ri 


— UN — 


die ihre Grundſtücke auf Grund von ſogenannten Pachtverträgen beſitzen, 
die in ähnlicher Weiſe abgeſchloſſen worden find. Auf Grund der Rentengutsver⸗ 
träge würden die Grundſtücke dem Anſiedler dauernd gegen Zahlung einer feſten 
Rente übergeben, wobei lig der Staat unter gewiſſen, im K u ar 
Bedingungen ein Rücktritts⸗ und Wiederkaufsrecht vorbehielt. uf Grund der 
Pachtverträge wurde das Land den Anſiedlern Ei eine beſtimmte Reihe von 1152 
verpachtet. Dieſe Verträge wurden gemäß Ber er, in Preußen erlaſſener Geſetze 
58 5 en. Das erſte dieſer Geſetze vom 26. April 1886 heißt „Geſetz betreffend 
die Beförderung deutſcher Anſiedlungen in den Provinzen BBetpteufen und Poſen“. 
Der preußiſchen Regierung wurde ein Fonds zur Verfügung geſtellt „zur Stärkung 
des deutſchen Elements in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen gegen poloni⸗ 
ierende Beſtrebungen durch Anſiedelung deutſcher Bauern und Arbeiter“. Mi 
em hierdurch bewilligten Fonds wurden von dem Preußiſchen Staat Grundſtücke 
erworben und Anſiedlern übergeben. a 
Die Vertreter Polens haben dem Gerichtshof zwei Muſter von Rentenguts⸗ 
verträgen vorgelegt. Einer von dieſen iſt die ſogenannte „Poſener Faſſung“, der 
andere die ſogenannte „Rattai⸗Faſſung“. Beide Arten von Verträgen übertragen 
im großen und ganzen dieſelben Rechte. Jede der Faſſungen enthält gewiſſe 
„allgemeine Bedingungen“ und gewiſſe „beſondere Bedingungen“. Die Pacht⸗ 
verträge enthalten ebenfalls allgemeine und beſondere Bedingungen. 
Nach dem Beſchluß des Rates bezieht ſich der dem Gerth unterbreitete 
Fall nur auf zwei Klaſſen von Anſiedlern; erſtens auf Anſiedler, die ihre Grundſtücke 
auf Grund von Rentengutsverträgen innehaben, die vor dem 11. November 1918 
abgeſchloſſen ſind und auf die keine ee vor dieſem Tage gefolgt ift; zweitens 
auf Anfiedler, die ihre Grundſtücke auf Grund von Pachtverträgen innehaben, die 
vor dem 11. Novem er 1918 abgeſchloſſen und nach dieſem Tage durch Rentenguts⸗ 
verträge erſetzt worden find. i 
Nach den dem Gerichtshof vorgelegten Schriftſtücken iſt der vorliegende Streitfall 
ur Kenntnis des Völterbundes gebracht worden durch ein vom „Deutſchtums⸗ 
und zur Wahrung der Minderheitsrechte in Pölen“ in Bromberg 
an den Generalſekretär gerichtetes Telegramm vom 8. November 1921, wonach 
mehrere Tauſend deutſchſtämmige Anſiedler familien unter 
Verletzung der Beſtimmungen des Minderheitenvertrages von der polniſchen Regie⸗ 
N Tele ie nn ihre maß 955 dem 1. nr zu e 
i m erjuchte dringend, ſofort Maßnahmen zum utz der age 
ſtehenden Perſonen 2 ergreifen. il 


Anla i . ittei i 15 
Mille 5 ven. hierzu: a) Mitteilung des Landesbezirksamts in Poſen an Herrn Ernſt 


nlage 
Abteilung für Minderbeiten vom 13. Dezember 1922, 


a Gama. 
Anlage 6: Jae der Juri tenkommiſſion vom 26. September 1922. 
25. Note des Generalſekretärs des a lkerbun bes an die Bundesmitglieder vom 
„681. Autor 1923 
nlage: 


2. Je 4 

28. Auszug aus dem Protokoll der 18. Sitzung der 23. Tagung des Rates vom 
3. Februar 1923. 

Anmerkung 2): 


Weitere ergi S u dem Erſuchen alldenten des 
Ständigen en chriftſtücke 3 an den Präſidenten 


Briefe des älidenten der Botſchafterkonferenz an den Deutſchen und an den 

Polniſchen date Vertreter in en 5 ai 

| en Miniſter vom 29. November 1921; 
an den Polniſchen Mi 


2 a e 
o) an den Deu en achat vom 16. De ember 1931 
after vom 18. Februgr 1922 


Pit auer Gerichts vom Jun 8 
ote des e es Völkerbundes an die 7 gr Be * ron 
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Auf Grund eines den Schutz der ee betreffenden Ratsbe Sue 
vom 27. Juni 1921 brachte der Generalſekretär des Völkerbundes unverzüglich dem 
Vertreter Polens beim Sekretariat des Völkerbundes den Inhalt des Telegramms 
zur Kenntnis und teilte ihn ebenfalls den Mitgliedern des Rates mit. 

Herr Hymans, der Präjident des Rates und Vertreter Belgiens, forderte 
entſprechend einem Beſchluß des Rates vom 25. Oktober 1920 den Marquis Im- 
periali, den Vertreter Italiens, und den Grafen i, den Vertreter Japans, 


iHi 
ad die Angelegenheit mit ihm zu prüfen. Das jo ton e Komitee, das aus den 


ertretern von drei im Rate vertretenen Mächten beſtand, prüfte die Angelegenheit 


auf der Grundlage der von dem Vertreter Polens in Genf und von dem Deutſch⸗ 


tumsbund gegebenen Informationen. Es erſtattete am 23. Januar 1922 
einen vorläufigen Bericht, der den Vorschlag enthielt, die Polniſche 
Regierung aufzufordern, alle ee ie in irgendeiner Weiſe die 
Lage der Anſiedler beeinfluſſen könnten, ſolange aufauf teben, bis der 
— 5 7 4 K 8 haben würde, die weiteren Darlegungen der Polniſchen Regierung 
zu en. ; 

In der Folgezeit wurden erneute Erſuchen um Aufſchub dieſer Maßnahmen 
erbeten und zugejagt. Inzwiſchen ſetzte der Rat vermittels hierfür ernannter Kom⸗ 
miſſionen ſeine Prüfung der Angelegenheit fort. Am 17. Mai 1922 nahm der 


Rat auf Grund eines Berichtes der Vertreter rt Italiens und Japans einen 


Beſchluß an, in dem die Polniſche Regierung erſucht wurde, während der weiteren 
Prüfung der Angelegenheit durch den Rat alle adminiſtrativen und gerichtlichen 
Maßnahmen aufzuſchieben, die die normale Lage der deutſchſtämmigen Anſiedler 
beeinträchtigen könnten, die polniſche Staatsangehörige geworden ſeien, oder deren 
polniſche Staatsangehörigkeit von der Löſung der in dem Bericht aufgeworfenen 
Fragen abhinge. in weiterer Aufſchub der Maßnahmen wurde dementſprechend 
des B91 und die Erörterungen zwiſchen der polniſchen Delegation und dem Sekretariat 
es Völterbundes ſofort wieder aufgenommen. Auf einer außerordentlichen Tagung 
des Rates in London im Juli 1922 wurde die Angelegenheit in Gegenwart eines 
Vertreters Polens wiederum geprüft. Weitere Informationen wurden von der 
Polniſchen Regierung und ihrem Vertreter ſowie von den Vertretern der Anſiedler 
gegeben; am 9. September 1922 legte Herr da Gama, der Vertreter Braſiliens, 
dem damals in Genf tagenden Rat einen Bericht vor, in dem empfohlen wurde, 
die in Betracht kommenden Rechtsfragen einer Kommiſſion von Juriſten zu unter⸗ 
breiten. 

Dieſer Vorſchlag wurde vom Rat angenommen, und es wurde demgemäß eine 
Kommiſſion ernannt, die aus Herrn Botella (Spanien), ro mageot 
(Frankreich), Sir Cecil urjt NE Henn) und Herrn van Hamel, 
dem Direktor der Rechtsabteilung des Sekretariats des Völkerbundes, beſtand. 

Die Beſchlüſſe der 17 ſoweit ſie die dem Gerichten jetzt vorliegenden 
Fragen betreffen, lauteten dahin, daß in den Fällen, in denen Rentengutsverträge 
vor dem 11. Nobember 1918 abgeſchloſſen waren, ohne daß ihnen eine Auflaſſung 


6. Note des Generalſekretärs des Völkerbundes an die Bundes mitglieder, in der ein 
eſuch der 0 91099 der deutſchen Staatsdomänenpächter in Polen übermittelt 
Mai f 


wird, vom 921. " 
7. Von der Bereinigung der deutihen Staatsdomänenvächter in Polen an den Oberſten 
elandtes Geſuch f 


Rat in Paris 8 
N 1 n e e 455 ank e des Oberſten Polniſchen Rates 
an die chen in Juni . 5 
Anlage 2: Briefe der Mereinigun der ſtaatlichen Domänenbeliger an die Woje⸗ 
woden von Poſen und Thorn vom 28. Februar und 12. en 1. 
10 a Briefe derſelben Vereinigung an dieſelben Wojewoden vom 
r ri 21. 248 Se 
z e 4: Auszug aus dem Artikel: Die Domäne in der Wojewodschaft Poſen. 
age 5: 9 Fr 23 Ynfieblern, De in mäne in, haften oder anderen 
u den Domänenbeamt en. 1 
d Anlage 6: Anweifungen der polnischen Domänenabteilung an die Taratoren 
und Direktoren. i 
A : Deutich-polnifcher Vertrag vom 17. Oktober 1919. N 
ee e de armer ee en 18- uni 1091. 
Anlage 9: Urteil des Oſtrowoer Diſtri chts vom 10. September 9931 
Anlage 10: Urteil des Oſtrowoer Diſtriktgerichts vom 23. September 1. 


Anmerkung 3): 2 
. Brief des Polni ndten im Yang an den Sekretär des Ständigen Gerichtshofs 
5 — Ma 1099 Geren ſend das Schriftstück: Aufzeichnung über die von dem Sale 
bundrat 8 Schritte in gewiſſen Fragen über den Schuß der Perſonen, 

die zu der deutſchen Minderheit in Polen gehören. 
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vor dieſem Tage gefolgt war, die Vertreibung der Anſiedler von ihren Gütern nicht 
t war. Die Kommiſſion war hierbei der Anſicht, daß verſchiedene 1 55 
fande insbeſondere die d rung in der Feſtlegung det Grenzen und in d 
Fertigſtellung der 1 ſowie die durch den Krieg veru eh ud daß dief . en 
Ls recht . 1 Übertragung 20 0 vollſtändig erfolgte, und 
and, en bie Anſiedler kein Verſchulden trifft, getedhiefweile mi aht A 
ngun ten Pe ngeffihrt werden könne, wenn fie im übrigen die ihnen durch den V 10 
auferlegten Verpflichtungen erfüllten. as die Anſiedler etriftt, die ihre Güter 
auf Grund von Pachtverträgen innehatten, die vor dem 11. November 1918 
an! en und nad nicht abgelaufen waren, war die te der 3 daß 
ag entſprechend ihren Verträgen im Beſitz der Güter zu laſſen ſeien. 
Die Polniſche Regierung beſtritt die Richtigkeit der Schlußfolgerungen 
der Juriſten⸗Kommiſſion und der Rat beſchloß, die Angelegenheit dem Ständigen 
Gerichtshof mit der Bitte um Abgabe eines Rechtsgutachtens zu unterbreiten. 


Die vor dem l 1 1 Fragen zerfallen in zwei Haupt-, 
punkte: Erſtens die u ſt a nd eit des Völkerbundes, 1 
mit der Angelegenheit zu befaſſen und 1 e das Recht der Anfiebler 
ihre Güter weiter zu behalten und zu bewirtſchaften. Wenn, wie Polen behaupt 
hat, 9136 e für die ſtreitige . eit nicht Ante iſt, würde der 
Der e of nicht befugt ſein, über die Rechte der Anſiedler ein Gutachten abzugeben. 
Der Per ichtshof wird deshalb zunächſt die Frage der eee erörtern. I 


I. 


Der Völkerbundrat hat ſich mit der n auf Grund eines fogenannten 
Minderheifenvettraged befa 
Artikel 93 des am 28. Juni 1919 in eiae unterzeichneten Friedensvertrages, 
zu e F Polen n 
damit einverſtanden, daß die Allierten und Aſſoziierten . i 
I "einen 5 ihm zu ſchließenden Vertrag die Beſtimmungen aufnehmen, die ſie 
ür notwendig alten, um die Intereſſen der Bewohner Polens jicher zu ſtellen, 
ie ſich durch Volkstum, Sprache oder Religion von der Mehrheit der Bevölkerung 
unterſcheiden, und Polen nimmt dieſe Beſtimmungen an. 


Der Vertrag, zu deſſen . ſich Polen hierdurch bereit erklärte, wurde 
an demſelben Tage von den Vereinigten Staaten von Amerika, dem Britiſchen Reich, 
Frankreich, Italien und Japan (den Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächten) . 


2. des Polni andten im Haag an den Sekretär des Ständigen Gerichts 

ä 92 (8 vum 94 m nithen @elanbten Stage) 11555 Artitel des Deren Kierski betitelt: 
i 5 Minder eit es Polniſchene Geſandten im N 

a T des W en Gerichts en 1. Juni 1923 (eine Anlage). Anlage: 


zung des A es Herrn 
3. Brief des om a Gejanbien im Hagg an den Sekretär des Ständigen Gerichtshofs 
nom BEN 1 (ei (eine Anlage), Anlage: deter des Deren Wininräht betitelt: „Der 
weck der zwei V ge. 
4. Brief des a. Gefanbten im Hagg an den Sekretär des Ständigen Gerichtshofs 
vom 19. 923 (eine Anla 25 Anlage: Gutachten des Profeſſors Bellot über 
die deutſ — allen in Po 
5. Brief des Polniſchen Kate Ant Me „dag 92 an den Sekretär des Ständigen G tshofs 
Down 27. Juni 1923 a Beate un Bemerkungen des Profeſſors Zoll zu 
Gutachten des alone 


6. Vrlef des 1 eſan 55 im Pk 7 den Sekretär des Ständigen Gerichts 1 5 
gan ws a ten De en Son Anlage: Bemerkungen des Profeſſors Bol 
uta ofeſſ 
5 e . 8 0 8 Geſandten im cg an den Steh des Ständigen Gerichtshofs 
3 (18 Anlagen). Aula lagen: 8 Dokumente über die a 
Fauſtedfung 1 2 feier. preußiſchen Te Polens 

8. Brief des Polniſchen Geſandten im Haag an den Sekretär des Ständigen Gerichtshof 
vom 1. Juli 1923 (eine Anlage). . Gutachten des Herrn Bronislaus Seell⸗ 
machowski über die 2 Anſiedler. 

9. Brief des Polniſchen Geſandten im alas an den Sekretär des Ständigen Gerichtshofs 
vom 4. Juli 1923 (eine Anlage). lage: Gutachten des Herrn Waclaw Komarnicki 
über eine gewiſſe Klaſſe deutſcher Anſiedler in Polen. 

10. W des Polniſchen Geſandten im Haag an den Sekretär des Ständigen Gerichtshofs 

om 5. Juli 1923 (eine Anlage). Anlage: Gutachten 1 255 i des 
Völterbundes von Herrn Kiersti, Lags an deen un „Kurjer 
11. A des W Geſandten im Aale den Sekretär des Sandi en Gerichtsbofs 
eine Anlage). nige; : Poſitiſche und adminiſtrative Verwaltung 
em Br ſchen Polen (Freiburg, Lauſanne 1918). 
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* 
ſeits und Polen anderexſeits unterzeichnet. Dies iſt der Minderheitenvertrag, der 
hier in Frage kommt und auf deſſen Beſtimmungen das Einſchreiten des Völkerbund⸗ 


rates in dieſer Angelegenheit beruht. Die Beſtimmungen des Vertrages werden nur 


ſoweit angeführt werden, als ſie zu der dem b det vorliegenden Sache gehören. 

Die Präambel des Vertrages ſtellt zunächſt feſt, daß die Allierten und Aſſoziierten 
Mächte durch den Erfolg ihrer Waffen der polniſchen Nation die Unabhängigkeit 
wiedergegeben haben, die man ihr ungerechterweiſe genommen hatte; ſie erklärt 


W daß die Alliierten und Aſſoziierten Mächte einerſeits „darauf 10 ſind, 


ie en der Beſtimmungen des Artikel 93 des riedensver⸗ 
trages ſicherzuſtellen“, und daß andererſeits Polen wünſcht, „ſeine Einrichtungen 
den Grund en” Der 2 0 und Gerechtigkeit anzu⸗ 
paſſen und hierfür den Bewohnern des Gebietes, über die es die Souveränität 
ergriffen hat, ſichere Gewähr zu bieten.“ Zu dieſem Zwecke, ſo ſagt die 
Präambel, wurde der Minderheitenvertrag geſchloſſen. 8 

In Artikel 1 dieſes Vertrages verpflichtet ſich Polen die in den 
Artikeln 2 bis 8 enthaltenen Beſtimmungen als „Grundgeſetze“ anzuerkennen 


mit der Wirkung, daß kein Geſetz, keine e e oder amtliche Maßnahme 


mit ihnen in Widerſpruch oder in Gegenſatz zu ihnen ſtehen, und daß kein 
Geſetz, keine Verordnung und keine amtliche Maßnahme gegen ſie Geltung bean⸗ 


\ wol en darf. In Artikel 2 verpflichtet ſich Polen unter anderem, „allen Einwohnern 


olens ohne Unterſchied der Geburt, Staatsangehörigkeit, Sprache, Volkstums oder 

Religion den umfaſſendſten Schutz ihres Lebens und ihrer Freiheit 

zu gewähren.“ 

Aale 1 des Artikels 7 ſieht vor: 

„Alle polniſchen Staatsangehörigen find vor dem Geſetz gleich und genießen 
dieſelben bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte ohne Unterſchied 
des Vollstums, der Sprache oder der Religion.“ 

Der erſte Satz von Artikel 8 enthält folgende Zuſatzbeſtimmung: 0 
„Die polniſchen Staatsangehörigen, die zu einer völliſchen, religibſen oder ſprach⸗ 
lichen Minderheit gehören, genießen die gleiche Behandlung und die glei- 
chen rechtlichen und tatſächlichen Sicherheiten wie die anderen 

polniſchen Staatsangehörigen.“ RT 

Ohne weitere Bellimmungen anzuführen, will der Gerichtshof ſogleich zu den 
Beſtimmungen des Artikels 12 des Vertrages übergehen, der folgendermaßen lautet: 

„Polen iſt damit einverſtanden, daß, in ſoweit die Beſtimmungen in den vor⸗ 
hergehenden Artikeln Perſonen betreffen, die zu völkiſchen, religiöſen oder ſprach⸗ 


13. Brief des Polniſchen Geſandten im 


14. 


und 5 dieſes Geſetzes. 

15. Brief des Polniſchen Geſandten im Haag an den Sekretär des Ständigen e 
vom 21. Juli 1923 (eine Brian), nlage: Rechtsgutachten des Herrn Limburg 
über die Frage der deutſchen Minderbeiten in Polen. l 

16. Brief des Polniſchen Leue im Haag an den Sekretär des Ständigen Gerichtshofs 
vom 2. Auguſt 1923 (eine Anlage, vier Anlagen Hubi Anlage: e 
der Prokuratorſa Generalna der Polniſchen Republik über die Frage gewiſſer 
deutſcher Anſiedler in Polen. ö 

lagen hierzu: r 3 
a) Geſetze und Ausführungsbeſtimmungen für die Anſiedlungskommiſſion. 
b) Muſter eines Rentengutsvertrages. 
00 Pachtverträge. 5 
d) Muſter der antivolniſchen Klauſeln. 5 

17. Karte der Provinzen Poſen und Weſtpreußen über die Anſiedlungsgüter und 
Anſiedlungen ſowie die ſtagtlichen Domänen und Forſten. ö 

18. en des preußiſchen Landwirtſchaftsminiſters an den Präſidenten der 
Anſiedlungskommiſſion über die Beſchleunigung der Auflaſſung für die Anſiedlungen. 

19. e preußiſchen Finanzminiſters an die Regierung in Poſen über dieſelbe 

gelegenheit. 

20. Bericht der Konzeſſionskommiſſion in Transvaal vom 19. April 1901. a 

21. a) Brief der Deutſchen Geſandtſchaft im Haag an den Sekretär des Ständigen ze. 

ofs vom 28. Juni 1923 (zwei Anlagen). Anlage 1: Denkſchrift der Deutſchen 

gierung über die Frage der deutſchen Anſiedler und Pächter in Polen (in 


zn. © 


lichen Minderheiten gehören, dieſe Beſtimmungen Verpflichtungen von inter- 
nationalem Intereſſe begründen und dem 1 des Bblterbundes unterſtellt 
werden. Sie können nicht ohne Zuſtimmung der Mehrheit des Völkerbundrates 
abgeändert werden. Die Vereinigten Staaten, das Britiſche an Frankreich, 
Italien und 2 verpflichten ſich, ihre Zuſtimmung ſolchen Aenderungen der 
erwähnten Arkikel nicht zu verſagen, die von einer Mehrheit des Völkerbundrates 
formgerecht angenommen worden ſind. i 
Polen 17 damit n bob jedes Mitglied des Völkerbundrates das 
Recht hat, die Aufmerkſamkeit des Rates auf jede Verletzung oder Gefahr 
einer Verletzung irgend einer dieſer Verpflichtungen Fe lenken, daß 
der Rat daraufhin alle Maßnahmen zu treffen und alle Anweiſun⸗ 
gen zu geben hat, die nach Lage des Falles zweckmäßig und wirkſam erſcheinen. 
Polen iſt ferner damit einverſtanden ah, wenn eine Meinungsverſchiebenheit 
über Rechts und Tatfragen hinſichtlich dieſer Artikel zwiſchen der Polnif 
Regierung und irgend einer der Alliierten und 8 üchte oder 
irgend einer anderen, dem Völkerbundrat angehörenden Macht entſteht, dieſe 
N als Streitfrage von internationale 
Charakter im Sinne von Artikel 14 der Völkerbundſatzung anzuſehen ft.‘ 
Die Polniſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß jede derartige Skeet 
auf Verlangen des anderen Teiles vor den Ständigen Internatio⸗ 
nalen Gerichtshof gebracht wird. Die Entſcheidung des Ständigen Ge⸗ 
richtshofs iſt endgültig und hat dieſelbe Kraft und Geltung, wie eine 
dung, die gemäß Artikel 13 der Völkerbundſatzung gefällt wird.“ N 
Es ift zu betonen, daß durch den Artikel 12 die Beſtimmungen der vorhergehenden 
Artikel, — ſie ser betreffen, die zu völliſchen, religiöſen oder sprachlichen 
Minderheiten gehören, „Verpflichtungen von internationalem 
„ egründen und „unter die Garantie des Völker ⸗ 
undes fler ellt ſind; ferner, daß Polen damit einverſtanden iſt, daß „jedes Mit⸗ 
— des Völkerbundrates das Recht haben ſoll, die Aufmerkſamkeit des R auf „lebe 
ii oder Gefahr einer Verletzung irgend einer dieſer Verpflichtungen“ zu le | 
13 die dem Gerichtshof jetzt vorliegende Sache zuerft zur Kenntnis des Völker⸗ 
bundes n wurde fie vom Sekretariat des Völkerbundes und vom Rate ent⸗ 
van dem Ten behandelt, das für ſolche Fälle vom Rate feſtgeſetzt iſt; 
RA wurde die Aufmerkſamkeit des Rates wiederholt durch min ⸗ 
deſtens drei ſeiner Mitglieder in der Eigenſchaft als V ihrer 
Staaten auf die Angelegenheit gelenkt. Abſatz 2 des Artikel 12 ſieht vor, daß jedes 
Mitglied des Rates berechtigt iſt, deſſen Aufmerkſamkeit auf jede Verletzung oder 
Gefahr einer Verletzung irgend einer der erwähnten Vekpflichtungen zu lenken und 
daß der Rat daraufhin in der 7 gewiſſe Maßnahmen treffen kann. Der 
Gerichtshof hält es nicht für erforderlich, zu prüfen, wie oder durch wen das 
Mitglied oder die Mitglieder veranlaßt worden ſein mögen, die Sache zur Kenntnis 
des Rates zu bringen. Nach den Beſtimmungen der Völkerbundsſatzungen 16 5 die 
Mitglieder des Rates Vertreter der Staaten, von denen ſie ernannt ſind. Staaten 
können nur durch und vermittels ihrer Beauftragten und Vertreter handeln. Was 
das Verfahren des Rates in Minderheitenangelegenheiten betrifft, ſo iſt es Sache 
des Rates, es zu regeln. Andererſeits kann unmöglich geſagt werden, daß die 
Aufmerkſamkeit des Rates auf die vorliegende Angelegenheit nicht von einem ſeiner 
Mitglieder gemäß der Beſtimmung des Artikel 12 3 worden wäre. Der Bericht 
des Herrn da Gama beginnt mit der Feſtſtellung, daß die Aufmerkſamkeit des 
Rates durch einen Bericht von dreien ſeiner Mitglieder auf die Angelegenheit gelenkt 
wurde und es iſt ohne Bedeutung, daß dieſe Mitglieder auch Mitglieder eines Komitees 
waren, das auf Grund des ne luſſes vom 25. Oktober 1920 gebildet war, um 
dem Rat die Erfüllung ſeiner Pflichten in Minderheitenangelegenheiten zu erleichtern. 
erner kann der Rat, nachdem feine- Aufmerkſamkeit auf die Angelegenheit 
gelenkt worden iſt, wie bereits dargelegt, ſofort dazu jchreiten, „alle Maßnah- 
men zu tre fen und alle Anweiſungen zu geben, die nach 


| 


deutſcher Sprache). Anlage 2: Ausführungen über die Lehre der Stagtenſukzeſſion, 
drei Gutachten der Herren Sir Thomas Barclay, Dr. A. Struycken und Dr. E. Kauf⸗ 
mann (in deutſcher Sprache) SEE ON . 

b) Brief der Deutſchen Geſandtſchaft im Haag an den Sekretär des Ständigen e 
hofs vom 21. Juli 1923 (Anlagen). Anlage 1: Vransöjtise Ueberſetzung der oben 
erwähnten Denkſchrift der Deutſchen Regierung. Anlage 2: Franzöſiſche Ueber 
ſetzung der unter 21a Anlage 2 erwähnten Gutachten und des Gutachtens des 
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en polniſchen Einwohnern (in deutſcher Sprache) von Dr. L. Bernhard. ge 4: 
Die Fmere Kolonifation in Preußen uſw. (in deutſcher Sprache) von Dr. F. Toennies. 


Lage des Falles zweckmäßig und wirkſam erſcheinen.“ 
Es iſt klar, daß dieſe Beſtimmung dem Nat geſtattet, von der Befugnis in Artikel 14 
der Völkerbundſatzung Gebrauch zu machen und von dem Ständigen Gerichtshof 
ein Gutachten über . einzuholen, deren Klärung er für ſein weiteres 
Verhalten für . hält. N ' 

Sn Im rag auf die Befugnis des Rates, in Ausübung feiner Tätigkeit gemäß 
Abſaß 2 des Artikel 12 des Minderheitenvertrages die vorliegende Angelegenheit 
dem Ständigen Gerichtshof zur Erſtattung eines Gutachtens vorzulegen, hält es der 
Gerichtshof nicht für age ee auf job 3 des Artikel 12 einzugehen, in dem 
rl olen damit einverſtanden erklärt, daß jede Meinungsverſchiedenheit hinſichtlich 

er ſich aus den vorhergehenden Artikeln des Vertrages ergebenden Rechts⸗ oder 

Tatfragen durch irgend eine von gewiſſen Mächten zur endgültigen Entſcheidung 
als Streitfrage von internationalem Charakter dem ſtändigen Gerichtshof vorgelegt 
werden kann. Abſatz 3 ergänzt nach ſeinem eigenen Wortlaut den Abſatz 2, 

kann aber in keiner Weiſe an ſeine Stelle treten und die Tatſache, daß eine vom Rale 
gemäß Abſatz 2 vor den Ständigen . gebrachte Ts e auch von einer ein- 

elnen Macht als eine internationale Streitfrage gemä ſatz 3 vor den ſtändigen 
erichtshof hätte gebracht werden können, kann nicht als Hinderungsgrund für den 

Rat angeſehen werden, ſeine Pflichten gemäß ben 2 zu erfüllen. Die Tragweite 

des Abſatz 3 kann unter dem Geſichtspunkte der Natur der Fragen, auf die er ſich 
2 ebenſo groß ſein, wie die des Abſatz 2. Wenn ſich der Gerichtshof weigern 
würde, ſich mit einer Frage, die ihm gemäß einem der beiden Abſätze unterbreitet 

wird, zu befaſſen, und zwar mit der Begründung, daß dieſe Frage ihm auf anderem 
Wege auf Grund des anderen Abſatzes hätte unterbreitet werden können oder ſpäter 
noch unterbreitet werden könnte, jo würde das Ergebnis fein, daß beide Abſätze 
präktiſch unwirkſam gemacht werden. Bei dem vorliegenden Tatbeſtand 
iſt es nicht nötig, zu entſcheiden, ob das e Ratsmitgliedes gemäß Abſatz 2 
erforderlich iſt, damit der Rat ſelbſt Schritte tun kann. 

Was die Kompetenzfrage anlangt, ſo bleibt noch eine weitere Frage zu prüfen, 
ob nämlich im vorliegenden Falle eine Verletzung oder die Gefahr 
einer Verletzung irgend einer Verpflichtung, auf die ſich Artikel 12 bezieht, 
vorliegt. Während nach den Beſtimmungen des Minderheitenvertrages in erſter 
Linie der Völkerbundrat feſtſtellen muß, ob eine Verletzung oder die Gefahr einer 
Verletzung vorliegt, iſt der Gerichtshof der Anſicht, daß die 105 im vorliegenden 

Falle dargelegten Tatſachen das Vorliegen dieſer Bedingung klar er w Ane n. 
Wie bereits dargelegt tft, ſieht Artikel 7 des Vertrages vor, daß alle polniſchen 
Staatsangehörigen vor dem Geſetz gleich ſind und dieſelben bürgerlichen und 

ſtaatsbürgerlichen Rechte ohne Rückſicht 5 Volkstum, Sprache oder Religion genießen 
ſollen. Der Ausdruck „bürgerliche Rechte“ in dem Vertrage umfaßt 2 auch 

Rechte, die durch einen Vertrag über den Beſitz oder den Gebrauch von unbe⸗ 

weglichem oder beweglichem Eigentum erworben ſind. 

. Artikel 8 des Vertrages verbürgt den völkiſchen Minderheiten dieſelbe Behandlung 
und dieſelben „rechtlichen und tatſächlichen“ Sicherheiten, wie fie die anderen pol- 
niſchen Staatsangehörigen genießen. Die Tatſache, daß in dem Text des Geſetzes 
vom 14. Juli 1920 keine Sonderbehandlung eines Volkstums zum 
Ausdruck gebracht iſt, und daß das Geſetz in einigen Einzelfällen auch auf nicht ⸗ 
deutſche polniſche Staatsangehörige anwendbar iſt, die ihre Güter von deutſch⸗ 

ſtämmigen Anſiedlern erworben haben, iſt ohne weſentliche Bedeutung. 
Artikel 8 iſt gerade für ſolche Klagen, wie die vorliegende, beſtimmt. Es muß — 
hinaus über eine deutliche rechtliche Gleichheit in dem Sinne, daß die Worte 
des Geſetzes vermeiden, eine unterſchiedliche Behandlung aufzuſtellen —, tat⸗ 

ſfächlich Gleichheit beſtehen. (There must be equality in fact as well as osten- 
sible legal equality in the sence of the absence of discrimination in the words of 

‘the law.) (Il faut qu'il y ait égalité de fait et non seulement égalité formelle en 
droit en ce sens que les termes de la loi évitent d’stablir un traitement differentiel.) 

Artikel 5 des Geſetzes vom 14. Juli 1920 ſieht vor, daß von den in Frage kom⸗ 
menden Gütern alle Perſonen vertrieben werden ſollen, die dieſe Güter auf Grund 

eines Vertrages mit einem Eigentümer innehaben, an deſſen Stelle der polni che 
Staatsſchatz gemäß Artikel 1 des Geſetzes getreten iſt; aus Artikel 1 geht hervor, daß 
zu denjenigen, an deren Stelle der polniſche Staatsſchatz getreten iſt, die deutſchen 
Staaten gehören. Der en e und grundlegende Punkt im vorliegenden 

Falle iſt die Tatſache, daß die Perſonen, deren Rechte jetzt ſtrittig jind, im 
ganzen deut ſtäm mige Perſonen ſind, die ſich auf den fraglichen Gütern 

nach Maßgabe preußiſchen Geſetzes von 1886 und der folgenden geſetzgeberiſchen 
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Maßnahmen of: Grund von Verträgen mit dem Preußiſchen Staat niedergelaſſen 
haben. Gerade aus dieſem Grunde behauptet Polen, daß die in Be⸗ 
tracht kommenden Verträge als ungültig zu behandeln ſind. Obwohl daher das 
Geſetz nicht ausdrücklich erklärt, daß die Perſonen, die von den Gütern 
vertrieben werden ſollen, Deutſchſtämmige find, jo ergibt jih doch gerade 
aus den Beſtimmungen bes Weich, da ſich um die Deutſchſtämmigen handelt. 
au Tatſache geht auch klar aus den dem Gerichtshof vorliegenden Beweiſen hervor. 
Es trifft zweifellos zu, wie Polen ausgeführt hat, daß die Perſonen, deren Rechte 
ind ſind, auf den Gütern in Verfolg einer Deutſchtumspolitik angeſiedelt worden 
ind, die in der Gejehgebung klar zum Ausdruck kommt, auf Grund deren die Ver⸗ 
träge geſchloſſen wurden. 4 
Die Durchführung des Geſetzes vom 14. Juli 1920 würde bewirken, daß 


das vernichtet wird, was früher geſchaffen wurde, nämlich inſofern, als 


das an die Anſiedler geſtellte Verlangen, ihr Heim zu verlaſſen, eine Ent⸗ 


deutſchung zur Folge haben würde. Eine ſolche Maßnahme iſt aber, 
obwohl ſie begreiflich ſein mag, gerade das, was der Min der⸗ 
heiten vertrag ſeiner Abſicht nach verhüten ſollte. Die 
Abſicht des Vertrages war zweifellos, eine gefährliche Duelle von Bedrückungen, 
Beſchuldigungen und Konflikten zu beſeitigen, zu verhindern, daß Raſſen⸗ und 
Glaubenshaß ſich ausbreiten, ſowie die bei ſeinem Abſchluß erworbene 
Mechtslage dadurch zu ſchützen, daß er die in dieſem Zeitpunkt vorhandenen 
Minderheiten unter den unparteiiſchen Schutz des Völkerbundes ſtellte⸗ 5 
Der Gerichtshof hat noch einen anderen Geſichtspunkt zu prüfen. Polen beh tet, 
daß ſein Vorgehen gegen die Anſiedler in Ausübung der ihm im Friedensvertrag, 
insbeſondere in Artikel 256 übertragenen Rechte erfolgt ſei und daß die Aus⸗ 
legung dieſes e nicht zur Zuſtändigkeit des Völkerbundrats gehöre, wenn er 
auf Grund des Minderheitenvertrages tätig werde. Der Gerichtshof vermag vi j 
Anſicht nicht zu teilen. Der Hauptzweck des Minderheitenvertrages iſt, die 
Achtung vor den Rechten der Minderheiten zu ſichern und zu verhindern, daß 
irgend eine Maßnahme der Polniſchen aa ae | ſie 8 unter N 2 teb= 
lich behandelt. Es ift ohne Bedeutung, ob die Rechte, deren Verletzung be 
wird, aus einer geſetzgeberiſchen, gerichtlichen oder Verwaltungsmaßnahme oder 
aus einer internationalen Verpflichtung hergeleitet werden. Wenn der Völker⸗ 
bundrat nicht mehr zuſtändig Ei ſollte, ſobald die ihm vorgelegte Angelegenheit 
die Auslegung einer ſolchen internationalen Verpflichtung in ſich Leni ſo würde 
der Minderheitenvertrag in großem Umfange ſeiner Bedeutung beraubt ſein. Die 
von Polen vorgebrachten Gründe für eine einſchränkende Auslegung des Vertrages 
eben dem Gerichtshof keine Bere Higung, ihn ſo auszulegen. In Artikel 93 
des Friedensvertrages erklärt ſich Polen damit einverſtanden, in einem beſonderen 
Vertrage für den Schutz der Intereſſen ſeiner völkiſchen, ſprachlichen und religiöſen 
Minderheiten zu forgen. Dieſe Schutzpflicht wäre vollſtändig unbeſtimmt und iltu⸗ 
ſoriſch, wenn der Minderheitenvertrag nicht mehr anwendbar ſein ſollte, ſobald die 
beanſtandeten Maßnahmen die Prüfung einer nicht ausdrücklich auf die Min erheiten⸗ 
frage bezüglichen Beſtimmung des Friedensvertrages erforderlich macht. Damit 
er zugeſicherte Schutz beſtimmt und wirkſam iſt, iſt es weſentlich, daß der auf Grund 
des Minderheitenabkommens tätig werdende Völkerbund zuſtändig iſt, meidenter 
auch die Geſetze oder Verträge zu prüfen und 7 9 N auf denen die Rechte 
beruhen, deren Verletzung behauptet wird. Obwohl die Polniſche Regierung dieſe 
Angelegenheit als unter Artikel 256 des Friedensvertrages fallend vorgebracht hat, 
iſt der Gerichtshof der Anſicht, daß die Auslegung der verſchiedenen Beſtimmungen 
des Friedensvertrages und der mit ihm zuſammenhängenden anderen internationalen 
Abkommen als eine für die Entſcheidung der Fragen aus dem Minderheitenvertrage 
weſentliche Vorfrage angeſehen werden muß. 


Tr 


Bevor der Gerichtshof in die Prüfung der beiden Punkte a und b der zweiten ihm 
unterbreiteten Frage eintritt, hält er es für erforderlich, zuvor eine beiden Punkten 
gemeinſame Frage zu behandeln, nämlich die, ob und in welchem Umfange das 
Datum des Waffenſtillſtandes (11. November 1918) die Gültigkeit der zur Erörterung 

ſtehenden Verträge berührt. j 

Gemäß Artikel 2, 3, 7 und 8 des polnischen Geſetzes vom 14. Juli 1920 hängt 

die Gültigkeit gie Rechtshandlungen über Eigentum des Deutſchen Reiches 
0 deutſcher Staaten, das innerhalb des an Polen abgetretenen Gebietes liegt, 


auptet 


\ 


> 


a 


davon ab, ob dieſe Rechtshandlungen vor oder nach dem 11, November 
1918 ſtattgefunden haben; dieſes Datum erſcheint auch in den Fragen, die dem Geri ts⸗ 
hof unterbreitet worden ſind. Dieſe Datumsfrage erhebt ſich gegenüber einer Be⸗ 
ſtimmung des Waffenſtillſtandsvertrages und ihrer Ergänzung durch das in Spaa 
am 1. Dezember 1918 unterzeichnete Schlußprotokoll, ſowie gegenüber gewiſſen 
Beſtimmungen des Verſailler Vertrages. . 

Nach Anſicht des Gerichtshofes hat das Datum des 11. November 1918 hin⸗ 
ſichtlich der Rechte der Anſiedler nicht den ausſchlaggebenden Cha⸗ 
rakter, den das polniſche Geſetz von 1920 ihm zuſchreibt. 

Artikel 19, 19004 des Waffen ene ba enthält folgende Beſtimmung: 

„Während der Dauer des Waffenſtillſtandes darf der Feind keine er 

Werte beiſeite ſchaffen, die den Verbündeten als Pfand für die Bezahlung der 
Reparationen dienen können.“ 

In dem am 1. Dezember 1918 in Spaa unterzeichneten Protokoll, das ſich 
auf die Ausführung des dritten und der folgenden Abſätze des Artikel 19 des Waffen⸗ 
ſtillſtandsvertrages bezieht, iſt beſtimmt, daß, ſolange der Waffenſtillſtand dauert, 
„die Deutſche Regierung keine Maßnahmen treffen ſoll, die unter irgend einer Form 
den Wert ihres Afentlichen oder 7 Eigentums mindern könnte, das den Ver⸗ 
bündeten als gemeinſames Pfand für die Bezahlung der Reparationen dient, auf 
die ſie Anſpruch haben“, insbeſondere ſoll die Deutſche Regierung nicht Eiſenbahnen, 
Kanäle, Bergwerke, Forſten ſowie koloniale, induſtrielle oder Handelsunterneh⸗ 
belaf en, die ihr gehören oder an denen ſie beteiligt iſt, veräußern, verleihen oder 

elaſten. 

Dieſe Beſtimmungen werden in der 9 Beweisführung mit Artikel 256 
des Verſailler Vertrages verknüpft, der vorſieht, daß die Mächte, denen deutſches 
Gebiet abgetreten wird, alles darin belegene Gut und Eigentum, das dem Deutſchen 
Reiche oder deutſchen Staaten gehört, erwerben, und daß der Wert dieſer Erwer⸗ 
bungen von der Reparationskommiſſion feſtgeſtellt und von dem erwerbenden Staate 
an dieſe Kommiſſion zugunſten der Deutſchen e und auf die Repa⸗ 
rationsſchuld gutgeſchrieben werden ſoll. Artikel 92 des Vertrages beſtimmt, daß von 
den finanziellen Laſten Deutſchlands und Preußens, die von Polen übernommen 
werden, der Teil der deutſchen oder preußiſchen Staatsſchuld ausgenommen wird, 
der nach der Entſcheidung der Reparationskommiſſion „auf die von der Deutſchen 
oder an eat Regierung für die deutſche Beſiedelung Polens getroffenen Ve. 
nahmen entfällt“; ferner ſoll die Reparationskommiſſion nach Artikel 2 6 bei Feſt⸗ 


bed ee d Wertes Des an Polen fallenden gun und andere bes Deutſchen Reiches 
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er deutſchen Staaten, Gebäude, Forſten und anderes Staatseigentum i 
nehmen, „das dem ehemaligen Königreich Polen gehörte“; dieſes Eigentum io 
Polen „frei und ledig von allen Laſten“ erhalten. tet 

Hinſichtlich der letzten Beſtimmung iſt nur zu beachten, daß niemals behaup 4 
worden ift, daß die hier in Frage kommenden Güter „Eigentum“ des ehe- 

maligen Königreichs Polen geweſen wären. ie. x 

Die Zeit, zu der die früher unter deutſcher Souveränität ſtehenden Gebiet 
unter polniſche Souveränität gekommen ſind, wird klar durch die Beſtimmungen 
des Waffenſtillſtandes bezeichnet, ebenſo durch die des Minderheitenvertrages und 

des Friedensvertrages. g 

Nach Artikel 12 des Waffenſtillſtands vertrages, der zu den 

„Beſtimmungen über die Oſtgrenzen Deutſchlands“ gehört, mußten die deutſchen 

Truppen, die ſich damals in Gebieten befanden, die vor dem Kriege zu Rußland 

gehörten, in die Grenzen Deutſchlands, wie ſie am 1. Auguſt 1914 beſtanden, 

zurückkehren. Es wurde alſo nicht verlangt, daß ſie aus den Gebieten zurückgezogen 
würden, die ſpäter an Pplen übergingen. 

Andererſeits lautet Abſatz 3 der Präambel des Minderheitenvertrag es 
folgendermaßen: 

„Da der Polniſche Staat, der jetzt tatſächlich die Souveränität über die in der 
Mehrheit von Polen bewohnten Teile des ehemaligen Ruſſiſchen Reichs ausübt, 
ſchon als ſouveräner und unabhängiger Staat von den Alliierten und Aſſoziierten 
nn anerkannt iſt“ 

und Abſatz 4 folgendermaßen: 8 2 

„Da nach dem Friedensvertrage zwiſchen den Alliierten und Aſſoziierten Mächten 
und Deutſchland, zu deſſen Signataren Polen gehört, gewiſſe Teile des ehemaligen 
Deutſchen Reiches dem polniſchen Gebiet einverleibt werden ſollen.“ 

Dieſe Erklärung, die mit den zur Wiederherſtellung der Unabhängigkeit der 

eee führenden geſchichtlichen Ereigniſſen übereinſtimmt, ſtellt nur die 
aßſache feſt, die auch nicht beſtritten wird, daß am 28. Juni 1919, als der 


Friedensvertrag und der Minderheitenvertrag unterzeichnet wurden, Polen zwar 
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als de facto ſouverän über Teile N Page chen Reiches anerkannt 
wurde, daß aber die Abtretung und Beſetzung der deutſchen Gebiete er ſt 
durch das Inkrafttreten des Friedensvertrages durchgeführt 
werden ſollte, und daß die Deutſche Regierung ebenſo wie auch der Preußiſche Staat 
weiterhin als zuſtändig angeſehen werden mußte, während jener Zeit alle Handlungen 
vorzunehmen, die im Rahmen einer normalen Verwaltung des Landes lagen. Auf 
Grund der beſonderen und ausdrücklichen N des Vertrages wurden 
frühere Daten nur für Elſaß⸗Lothringen fe ee . 

Die Frage, ob und in welchem Umfange die Beſtimmungen des a a 
andsvertrages und des Protokolls von Spaa auf Rechtsgeſchäfte über die hier 
n Frage kommenden Güter Anwendung finden, wird nachſtehend zuſammen mit 
den Punkten a und b der zweiten Frage unterſucht werden. 


a III. 
Die zweite Frage, die dem Gerichtshof vorliegt, betrifft gewiſſe Maßnahmen 
Polens mit Bezug auf gewiſſe Verträge . den Anſiedlern und N 
e W Bevor hierauf eine Antwort er 
aß in den von Deutſchland an Polen 8 Gebieten no 


ch 
des Uuchfanges der Rechte und 1 0 die aus dieſen Verträgen entſpringen, 
deutſches Recht zugrunde gelegt wer 


Muſter ſolcher Verträge liegen dem Gerichtshof vor. Der Vertrag 0 daß der 


2. auf Grund der beſonderen und allgemeinen Bedingungen, die Beſtandteile 
des Vertrages ſind, ſind dem Käufer gewiſſe Verpflichtungen auferlegt und 
dem Preußiſchen Staate gewiſſe Rechte vorbehalten, unter ihnen ein Rück ⸗ 
tritts⸗ und das Wiederkaufsrecht für beſtimmte bezeichnete Fälle. 
Aber vorbehaltlich abweichender Beſtimmungen in dieſen beſonderen und 
allgemeinen Bedingungen, gelten für dieſe Rentengutsverträge die gewöhnlichen 
Beſtimmungen über Kaufverträge. 

Nach deutſchem Recht iſt die Uebertragung von Grundeigentum beſonderen 
hen unterworfen. Zum Beiſpiel genügt ſogar ein a an und für 
ſich, ſelbſt wenn ihm eine Beſitznahme ſeitens des Käufers folgt, nicht, um dem Käufer 
das Eigentum zu übertragen. Um einen igentumsübergang zu erwirken, 
iſt die ae e und die Eintragung in das Grundbuch notwendig. 
Die Auflaſſung beſteht in einem Austauſch von Erklärungen über die Eigentums⸗ 
übertragung, die beide Vertragſchließende fcb g vor dem Grundbuchamt (88 873, 
925 B. G. B.) abgeben. Hieraus ergibt ſich, daß Anſiedler, die Sade RE 
abgeſchloſſen hatten, wenn keine Auflaſſung vor dem 11. November 1918 erfolgt 
war, das Eigentum an ihren Stellen vor dieſem Tage nicht erworben hatten; aber 
es Tolgt hieraus durchaus nicht, daß ſie deshalb kein Recht auf das Grundſtück 
erworben hatten. 4 

Es iſt behauptet worden, daß vor der Auflaſſung die eventuellen Rechte der 
Anſiedler nur unvollendete und unvollſtändige ſind, die gerichtlich nicht geltend gemacht 
werden können. Das Gericht kann ſich dieſer Auffaſſung nicht anſchließen. 

Eine Prüfung des Rentengutsvertrages ergibt, daß er ein gültiger und gerichtlich 
geltend zu machender Vertrag über den Eigentumserwerb von Grundſtücken iſt. 

Die erſte Beſtimmung lautet wie folgt: 


„Der Landwirt erwirbt die im Teilungsplane des Anſiedlungsgutes 
8 unter 8. . . . . . nachgewieſene Anſiedlerſtelle in der Größe von 
ungefähr ...... ‚ beitehend aus den Flurſtücken — nebſt den zugeteilten 


Gebäuden — zu Eigentum gegen Rente unter den ihm bekannt gemachten, dieſem 
Vertrage als Anlage beigefügten, einen weſentlichen Beſtandteil des Vertrages 
bildenden allgemeinen und den hierunter folgenden beſonderen Bedingungen.“ 
Dies beſagt ganz deutlich, daß der Käufer das betreffende Grundſtück zu den 
beſonderen und allgemeinen Bedingungen zu Eigentum gegen Rente erwirbt. 


beſtimmt $1, daß der 
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Die beſonderen Bedingungen enthalten folgende Beſtimmungen: 

„Der Käufer hat eine bare 1 zu leiſten. Die Rente wird feſtgeſetzt. 
Die Stelle iſt dem Käufer bei Leiſtung der Anzahlung zu übergeben. Wenn die 
Anzahlung unterbleibt, kann der Staat von dem Vertrage zurücktreten. Die Rechte 
. re können nur mit Zuſtimmung der Regierung auf Dritte übertragen 

werden.“ N 
Es erübrigt ſich, die anderen beſonderen Bedingungen anzuführen. 

Es iſt deutlich, daß die beſonderen Bedingungen nichts enthalten, was den 

beſchrän er 1 1 auf die Stelle bei Einhaltung der Beſtimmungen des Vertrages 

ränken könnte. Ars N 

Die allgemeinen Bedingungen bedürfen einer Prüfung. In dem Vertrags⸗ 
vordruck, der dem N vom Generalſekretär des Völkerbundes vorgelegt wurde, 
äufer innerhalb eines Jahres eine „leiſtungsfähige wirtſchaft⸗ 
liche Anſiedlung“ auf der Stelle zu errichten hat und es wird hinzugefügt, daß der 
Staat zu beurteilen hat, ob dieſe Verpflichtung erfüllt worden iſt. 
$ 2 ſpricht dem Staat das Recht zu, vom Vertrage zurückzutreten, wenn 
der Käufer innerhalb von ſechs Monaten die Bebauung noch nicht begonnen oder 
fie innerhalb zweier Jahre noch nicht vollendet hat. Der Staat kann ebenfalls zurück⸗ 
treten, wenn gewiſſe näher bezeichnete Vertragsbrüche ſeitens des Käufers vorliegen, 
ran auch, wenn der Anipruc des Käufers gegen den Staat auf Uebertragung 
es Eigentums an der Stelle von einem Gläubiger gepfändet wird. 
Sz ſchreibt vor, daß die Stelle aufgelaſſen werden muß, nachdem 
der Käufer ſeine in den vorhergehenden Paragraphen näher beſtimmten Verpflich⸗ 
tungen erfüllt und der Staat die nötigen . für das Grundbuchamt beſchafft hat. 
ale a kann nicht jo verſtanden werden, als gäbe jie dem Staat 
ein willkürliches Recht, die Auflaſſung zu verweigern, wenn der Käufer die Bedingungen 
des Vertrages tatſächlich erfüllt hat. In dieſem Falle kann die Auflaſſung ae 
erzwungen werden; und ſelbſt wenn ſich Schwierigkeiten ergeben ſollten, die Regierung 
zur Auflaſſung zu zwingen, ſo hätte doch der Staat keinerlei Recht, den Käufer, 
a die. 175 beſitzt und den Bedingungen des Vertrages nachgekommen iſt, von 
r zu vertreiben. 0 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß im gewöhnlichen Laufe der Dinge der Staat die 
Ynftaffung veranlaſſen würde, wenn der Käufer die Hebeln Bedingungen erfüllt 
hat, und daß er nichts dabei zu gewinnen hat, wenn er die Auflaſſung verzögert, da 
er ja doch in dieſem Falle keinerlei Recht zu einer en etzung haben würde. 

$ 6 unterfagt teilweiſe Veräußerung der Stelle und den Verkauf der ganzen Stelle 

außer an Perſonen, die der Staat genehmigt hat. 

$ 7 ſchreibt vor, daß der Käufer perſönlich auf der Stelle leben und die Wirtſchaft 

ſelbſt führen muß. Die dritte lane ieſer Beſtimmung ſagt, daß der Staat na 

12jährigem Beſiz — vom Zeitpunkt der Uebernahme an gerechnet — gegen einen 
Beſitz⸗ oder Eigentumswechſel nur dann Einſpruch erheben wird, wenn zu befürchten 
it, daß dieſer Wechſel die Erfüllung der Abſicht des Geſetzes von 1886 gefährden könnte. 

Die dem Gerichtshof in bezug auf die $$ 6 und 7 von der Polniſchen Regierung 

vorgetragenen Einwendungen ſind offenbar den vor 1 5 Fall ohne 
Bedeutung; dieſelbe Bemerkung muß auch hinſichtlich des $ 9 der allgemeinen 
Bedingungen gemacht werden, der ein Wiederkaufsrecht des Staates für beſtimmte 
Fälle vo eth 


30 11 enthält 2 Beſtimmung: „Mit der 4 7 N erlangt der Käufer 
das Recht, die Stelle als Nießbrauch er zu nutzen.“ Das 0 Recht Dir 
den Nießbraucher einer Sache in dem Beſitz und in dem Recht, die Früchte der Sache 


zu ziehen. Nach anderen Vertragsvordrucken, die dem Gericht vorgelegen haben 
und in denen der Käufer nicht als Nießbraucher bezeichnet iſt, erwirbt er, ſobald ihm 
der Beſitz übertragen iſt, das Recht, die Stelle zu „Eigenbeſitz“ zu haben. 

Weiter bedarf von dem Inhalt des Rentengutsvertrages nichts der Erwähnung. 
Der Gerichtshof hält es für klar, daß der Käufer auch ſchon vor der Auflaſſung Rechte 
auf die Stelle hatte. Er entrichtete für den Erwerb dieſes Rechtes eine Gegenleiſtun 
in Geld und Arbeit, und dieſes Recht war durch das Geſetz anerkannt und gerichtli 
ea bn 95 7 Käufer erwarb ein „jus ad rem“ und er erhielt durch die Auflaſſung 
ein „us in re“. } 

Die Tatſache, daß ein politiſcher Beweggrund das Anſiedlungsſyſtem 
veranlaßt hat, kann rechtmäßig erworbene Privatrechbe nicht beein⸗ 
trächtigen. Es iſt ja auch ſelbſtverſtändlich, daß ein ſolches e nur von 
Erfolg gekrönt jein konnte, wenn die Anſiedler Sicherheit hatten für den Beſitz, 
für den ſie Geld und Arbeit entrichtet hatten. 

Der Erwerber des Rentengutes 19 ſowohl vor als auch nach der Auflaſſung 
nichtuurein Recht auf den Beſitz, ſondern er iſt ſogar verpflichtet, dieſes t- 


auszuüben. Der $ 7 der allgemeinen Bedingungen verpflichtet den Ku 
und ſeine Nachfolger, ſelbſt auf der Stelle zu wohnen und bie 
Ba, Sie dürfen ohne Zuſtimmung des Staates das Gut nicht verpachten oder 

. bewirtſchaften Iaf Außerdem wichtige Beſchränkungen 
des Rechts * Weiterverkauf vorgeſehen. Dieſe Verpflichtungen legen dem Käu 
außer der Rentenzahlung eine erhebliche Laſt auf, und nehmen ihm Si das 8 
Möglichkeit einer Verwendung des Gutes zu | wen Zwecken. Dies En 
auch vollſtändig den niedrigen Satz der Rente. f 
f Was das Recht des Käufers auf die 7 auf Grund eines 
Kaufvertrages anbetrifft, jo beſagt $ 433 des Bürgerlichen Geſetzbuches: 

- „Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer Sache verpflichtet, dem Käufer 

die Sache zu übergeben und das Eigentum an der Sache a e 

Unter gewöhnlichen Ver Een hat daher der Käufer es 
ein unzweifelhaftes Recht, das S geltend gemacht werden kar 
vom Verkäufer die Auflaſſung zu verlangen, die nötig iſt, um den 
Eigentumsübergang zu vervollſtändigen. Ein vom Erwerber eines Rentengutes 
erſtrittenes rechtskräfliges Urteil erſetzt die Auflaſſungserklärung des Verkäufers 
($ 894 der deutſchen Zivilprozeßordnung). 

Die Tatſache, daß im vorliegenden Falle eine der een Parteien 
der Staat iſt, ändert an der Rechtslage durchaus nichts, da nach deutſchem Recht 
der Staat in ſeinen privatrechtlichen Beziehungen den allgemeinen Beſtimmungen 
des Privatre 9 unterworfen iſt und vor den Gerichten klagen oder verkla 
werden kann ($ 4 des Einführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung]. Der Anſpruch, 
den der Käufer eines Rentengutes gegen den Staat auf entumsübertragun 
hat, wird auch durch $ 2 Nr. 5 1 1 der allgemeinen Bedingungen impllcite 
anerkannt. Der Staat darf auch nach Anſicht des Gerichtshofes die Erfüllung dieſes 
Anſpruchs nicht willkürlich ablehnen. § 157 des Bürgerlichen Geſetzbuchs be t: 

Nr ſo auszulegen wie Treu und Glauben mit t die 
Verkehrsſitte es erfordern.“ Dieſe Beſtimmung findet auf alle Arten von en 
Anwendung und die Anrufung der Gerichte it immer zuläſſig, wenn fie nicht aus. 
drücklich ausgeſchloſſen wurde.“ F ; 


IV 


Nachdem der Gerichtshof die Natur und den Umfang der Rechte ge 
die ſich aus den Rentengutsverträgen ergeben, unter beſonderer Verteilte 
der Zeit vor der Auflaſſung, — er nunmehr unterſuchen, ob der Wechſel der 
Souveränität und des Eigentums an den Staatsgütern in den betreffenden Gebieten 
Rückwirkungen auf dieſe Verträge gehabt hat, und gegebenenfalls 

Der Vertreter Polens hat bezüglich der Rentengutsverträge, bei denen 
Auflaſſung vor dem 11. November 1918 erfolgt war, folgendes erklärt: 

„Die Gruppe von Anſiedlern, die nach dem Geſetz vom 14. Juli 1920 nicht 
der Vertreibung unterliegen, umfaßt 17 240 Anſiedler, die 262 942 Morgen Land 
auf Grund von Rentengutsverträgen innehaben, bei denen die Preußiſche Re. 

ierung vor dem 11. November 1918 die b lh und Eintragung ins Grund. 
uch gewährt hatte. Alle dieſe Anſiedler find na olkstum Sprache — 
Das Geſetz vom 14. Juli 1920 ir et auf fie keine Anwendung. Ihr Eigentums. 
titel wird von der Polniſchen Regierung nach Maßgabe der Beſtimmungen der 
Rentengutsverträge anerkannt.“ 

Dieſe Anerkennung beſagt, daß der Srigaber des Rentengutes durch die Auf. 
laffung rechtmäßiger Eigentümer geworden, daß alſo das Eigentumsrecht des preus 
ßiſchen Staates erloſchen iſt und daher nicht auf Grund des Artikels 256 des Friedens. 
vertrages auf Polen übergehen konnte. 

Bei Rentengutsverträgen, bei denen noch keine Auflaſſung ſtattgefunden hatte 
und daher der Preußiſche Staat noch als Eigentümer im Grundbuch eingetragen 
war, er Polen auf Grund des Artikels 1 des Geſetzes vom 14. Juli 1920 im Grund. 
buch den polniſchen Staatsſchatz anſtelle des Preußiſchen Staates als Eigentümer 
eintragen laſſen. 0 f 

Es iſt bereits gezeigt worden, daß der Käufer auf Grund des Rentengutsver⸗ 
trages ſchon vor der Auflaſſung wohlerworbene und gerichtli 
ver er bare Rechte gegen den Verkäufer hat. Die Hauptfrage, welcher 
der erichtshof nun gegenüberſteht, iſt folgende: Iſt der Anſiedler, der mit dem 
Preußiſchen Staat einen Rentengutsvertrag geſchloſſen hatte, berechtigt, nach 
dem Uebergange der Souveränität und der Staatsgüter 
auf den polniſchen Staat von der Polniſchen Regierung als der neuen 
Eigentümerin die Erfüllung des Vertrages, einſchließlich der Vornahme der Auf⸗ 
5 zu verlangen? 


(ft Im 
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Es ſind drei Anſichten W worden: 

Die erſte Anſicht geht dahin, daß die Verträge rein „perſönlicher“ 
Natur ſeien und daher nur für die urſprünglichen Parteien, d. h. für den Preußiſchen 
Staat und den Anſiedler gelten, ſo daß die Verpflichtungen des Preußiſchen Staates 
nicht als auf Polen übergegangen anzuſehen ſeien. Die Gründe für die Ablehnung 
dieſer Anſicht ergeben ſich ſowohl aus dem, was bereits über die rechtliche Natur der 
aus dem Rentengutsvertrag fließenden Rechte ausgeführt worden iſt, als auch aus 
den folgenden Ausführungen über die Wirkung des Souveränitätswechſels auf private 

echte. a 
1 che dense unannehmbar iſt die zweite Anſicht, daß die Rentengutsverträge 
durch die Gebietsabtretung automati | ch nichtig geworden ſeien. Private 
Rechte, die auf Grund des geltenden Rechts erworben ſind, fallen nicht durch einen 
Wechſel der Souveränität fort. Niemand leugnet, daß das beutſche bürgerliche Recht 
materiell und formell in dem fraglichen Gebiet ohne Unterbrechung wirkſam geblieben 

Man kann unmöglich behaupten, daß zwar die Geſeße 
weiter gelten, daß aber die auf Grund dieſer Geſetze 
erworbenen privaten Rechte erloſchen ſind. Solche 8 
tung hat in keinem Rechtsgrundſatz eine Stütze und widerſpräche der ſo gut wie all⸗ 
gemein anerkannten Lehre und 1 75 

Es bleibt die dritte Anſicht übrig, nach der die erworbenen privaten Rechte 
von dem neuen Souverän des Landes anerkannt werden müſſen. 

Die allgemeine Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen ein Staat kraft 
einer ſouveränen geſetzgebenden Gewalt private Rechte ändern oder aufheben kann, 
braucht hier nicht erörtert zu werden. 

: er Gerichtshof hat es hier mit Privatrechten zu tun, die auf ausdrücklichen 
Geſetzes⸗ und Bertra aß ſelbſt die en beruhen, und es genügt für die Zwecke dieſes 
Gutachtens zu ſagen, daß ſelbſt Bienen, die den Grundſatz der Staaten- 
ucceſſion als allgemeinen Satz des internationalen Rechts leugnen, nicht ſo 
weit gehen zu behaupten, daß Privatrechte, Ne bob derjenigen, die Privat⸗ 
erſonen vom Staat als Grundeigentümer erworben haben, gegenüber dem Nach⸗ 
folger in der Souveränität nicht geltend gemacht werden könnten. g 

Im Minderheiten vertrag hat Polen ſich verpflichtet, daß alle pol⸗ 
niſchen Staatsangehörigen die gleichen bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
1 19 die gleiche Behandlung und die gleichen rechtlichen und tatſächlichen 
Sicherheiten den je: Die von den polniſchen Behörden auf Grund des 
Geſetzes vom 14. Juli 1920, insbeſondere auf Grund des Artikels 5, durchgeführten 
Maßnahmen ſtellen 1e eine virtuelle Annullierung der Rechte 
dar, welche die Anſiedler kraft ihrer Verträge erworben haben und demgemäß eine 
Verletzung der Verpflichtung bezüglich der bürgerlichen Rechte. Sie ſtehen im Wider⸗ 

ruch zu dem Grundſatz der Gleichheit, indem ſie die Anſiedler einer ihre Inter⸗ 

eſſen verletzenden Ausnahmebehandlung unterwerfen, der die anderen Bürger, 
die Kauf⸗ oder Pachtverträge geſchloſſen haben, nicht unterworfen find. 
Der Gerichtshof muß nun noch prüfen, ob der Schuß, der durch den Minder⸗ 
heitenvertrag in bezug auf bürgerliche Rechte zugeſichert worden iſt, durch irgend 
eine der Beſeimmungen des Friedensvertrages berührt 
wird, ſowie ob die weitere Gültigkeit der Verträge durch irgend eine der Vertrags⸗ 
klauſeln beeinträchtigt wird. 

Polen hat ſich auf Artikel 91, Abſatz 2 des Friedensvertrages berufen, der 
beſtimmt, ur deutſche 5 oder ihre Nachkommen, die ſich nach dem 
1. Januar 1908 in den abgetretenen Gebieten niedergelaſſen haben, die polniſche 
Staatsangehörigkeit nur mit beſonderer e des polniſchen Staates erwerben. 
Polen beruft ſich ferner auf Artikel 255, Abſatz 2 desſelben Vertrages, der beſtimmt, 
daß Polen bei der Uebernahme eines Teiles der Schulden des Deutſchen Reiches 
und des ene Staates nicht verpflichtet iſt, denjenigen Anteil der Schuld, 
deſſen Urſprung die Reparationskommiſſion auf Maßnahmen der Deutſchen und 
Preußiſchen Regierung zur deutſchen Beſiedelung Polens zurückführt, zu übernehmen. 
De ᷣͤ — ———— nom Polen behauptet, — 
dieſe Beſtimmungen eine Abſicht der Entdeutſchung bezeugen un 
daß man deshalb von Polen nicht verlangen dürfe, daß es irgendwelche Verpflich⸗ 
kungen erfülle oder irgendwelche Rechte anerkenne, die ſich aus Verträgen ergeben, 
die der frühere Souverän bei ſeiner Deutſchtumspolitik in bezug auf Eigentum 
geſchloſſen 1 das nach Artikel 256 des Vertrages auf den Polniſchen Staat über⸗ 

angen iſt. 
ge Sie in Frage ſtehenden Beſtimmungen ſind Sondervorjihriften, 


die ſich lediglich auf eine beſondere umſchriebene Art des Erwerbs der Staatsan⸗ 


gehörigkeit bezw. auf die Verteilung der Staatsſchulden beziehen. Sie ſtehen in 


feinem menge mit dem Schutz von Privatrechten; ihre Ausdehnung hierau 
würde nicht nur mit den Beſtimmungen des am zus Tage geſchloſſenen Minder⸗ 
heitenvertrages, ſondern auch mit anderen Beſtimmungen des Friedens vertrages 
unvereinbar ſein, welche unmittelbar die Frage der privaten Rechte regeln. 

Ferner behauptet Polen, daß es das Eigentum der deutſchen Staaten frei 
von Laſten erworben Habe; weil der Friedensvertrag nicht ausdrücklich von ihm 
verlange, daß es die Verpflichtungen erfüllt, die jene Staaten mit Bezug auf ſolches 
Eigentum einge — — waren. Wie bereits dargelegt iſt, iſt der Gerichtshof der 
Anſicht, daß für die Erhaltung der hier in Frage 9 ae Rechte und a Ane 
keine ertragsbeſtimmung erforderlich 15 Na nficht des 
Gerichtshofes kann man deshalb nicht aus dem Schweigen des Friedensvertrages 
einen Schluß ziehen, der mit dem Ergebnis der vorſtehenden Feſtſtellungen in Wider, 
ſpruch ſteht. Andererſeits wird jedoch die Stellungnahme des Gerichtshofs in een 
auf den Schutz der hier in Frage ſtehenden Privatrechte offenbar durch die Beſtim⸗ 
mungen jenes Vertrages geſtützt. 

Der Friedensvertrag . zwar nicht ausdrücklich und förmlich den Grundſatz 
aus, daß im Falle eines Wechſels der hin Fa Privatrechte anzuerkennen ſind; 
dieſer Grundſaätz wird jedoch in dem Vertrage klar anerkannt. Nach Artikel 75 
bleiben Verträge zwiſchen Elſaß⸗Lothringen und den . deutſchen Behörden 
grundſätzlich in Kraft und wenn ſie von Frankreich im allgemeinen 4 . . 
BERN werden, jo muß unter gewiſſen Bedingungen eine angemeſſene Entſchä⸗ 

sung Rt werden. Wenn dieſe Regel in Elſaß⸗Lothringen gilt, das nach 
Artikel 51 des Vertrages vom 11. November 1918 ab wieder unter die zanzöft e 
Souveränität zurückfiel, fo wäre es kaum zu verſtehen, daß es die Abſicht des 
Vertrages ſein könnte, in bezug auf ähnliche Rechte in Gebieten, deren Staatshoheit 
nur durch Abtretung erworben wurde, willkürliche Vollmachten zu verleihen. 
erner wird in $ 2 der Anlage zu Abſchnitt V (Verträge, Verjährung, Urteile) von 
eil X beſtimmt, daß folgende Verträge zwiſchen früheren Feinden in Kraft bleiben: 
a) Verträge zum Zwecke der Uebertragung von Eigentum, Gu 
tern oder von beweglichen oder unbeweglichen Werten, wenn das Eigentum 
übertragen oder der Gegenſtand ausgehändigt worden ift, bevor die Parteien 
einde wurden; \ 

b) Pachtverträge, Mietverträge und Mietverſprechen (über Liegen. 

chaften und Häuſer); 

e) Verträge über Hypotheken, Verpfändungen und Sicherſtellungen; 

d) Bang ionen, betreffend Bergwerke und Gruben, Steinbrüche oder Lager. 

en; 


a 7 
e) Verträge zwiſchen Privaten einerſeits und Staaten, 
Provinzen, Gemeinden oder anderen ähnlichen Verwaltungskörperſchaften 
andererſeits, ſowie Konzeſſionen, die von derartigen Staaten, leben e 
Gemeinden oder anderen ähnlichen e verliehen find, 

Wenn ſolche Verträge 4 5 zwiſchen Feinden in Kraft bleiben, ſo ſcheint 
es unmöglich, daß der Vertrag die Annullierung von Verträgen zwiſchen 
einem Staat und ſeinen neuerworbenen Staatsange, 
hörigen beabſichtigt haben ſollte. 

Um die Annullierung dieſer Verträge zu ee ſind gewiſſe weitere 
Erwägungen angeführt worden, die ſich auf die in den Rentengutsverträgen ent⸗ 
haltenen Bedingungen 1 

unächſt iſt der Gerichtshof auf ihren gemiſchten, 9151 privaten 
und öffentlichen Charakter hingewieſen worden. Aber der politiſche Be⸗ 
weggrund, der urſprünglich mit den Rentengutsverträgen verbunden war, 
beraubt fie in keiner Weiſe ihres Charakters als privatrechtliche Ber, 
träge, und die wenigen Beſtimmungen mit ausgeſprochen politiſchem Charakter, 
die ſie enthalten, können unwirkſam werden, ohne im eringſten die normale Aus. 
führung ihrer weſentlichen Beſtimmungen zu beeinträchtigen. 

Zweitens kann man die Annullierung der Verträge in keiner Weiſe mit der 
Entwertung begründen, die ſeit ihrem Abſchluß die Währung erfahren 
hat, in welcher die vereinbarte Rente zu zahlen iſt. Es iſt nicht Sache des Gerichts, 
hofes, zu prüfen, ob und in welcher Weiſe das Mißverhältnis zwiſchen dem Wert der 

Stelle und der Entwertung der Rente auf geſetzlichem Wege beſeitigt werden kann. 
Ein ähnliches Mißverhältnis iſt in zahlreichen anderen mehr oder weniger ähnlichen 
Fällen eingetreten, und es wäre mit dem Grundſatz der Gleichheit unverträgli 5 
wenn man nur im Falle der Rentengutsverträge zulaſſen wollte, daß dieſes Miß⸗ 
verhältnis den Vertrag ungültig machte. 

Es bleibt nun noch zu prüfen, ob eine ae na Sy: 11. November 1918 
eine Verletzung des Artikels 19 der affenſtillſtands, 


. 
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. er K 
bedingungen und der Ziffer 1 des in Spaa am 1. Dezember 1918 unterzeich⸗ 
neten Schlußprotokolls PR Selbſt bei der Annahme, daß unter irgendeinem 
Geſichtspunkt das Datum des Waffenſtillſtandes, der am 11. November 1918 ab⸗ 
geſchloſſen wurde, der Stichtag für die Feſtſtellung der Gültigkeit der in Rede ſtehenden 
Verträge war, iſt zu bemerken, daß eine Auflaſſung, die doch nur die Dur 4 h- 
rung eines vom Preußiſchen Staat bereits abgeſchloſſenen Veräußerungsvertrages 
war, nicht als eine „Beſeitigung“ („removal“, „distraction“) öffentlicher Werte im 
Sinne des Waffenſtillſtandsvertrages angeſehen werden kann und auch nicht als 
eine Verminderung des Wertes des öffentlichen oder privaten Staatsbeſitzes im Sinne 
des Protokolls von Spaa. Die Anſiedler waren bereits im recht ⸗ 
mäßigen Beſitz der Grundſtücke, in denen ſie ihr Geld angelegt hatten 
und auf die ſie bereits klagbare Rechte erworben hatten; auch war es dem Preußiſchen 
Staate nicht verboten, Rechtshandlungen im Rahmen der gewöhnlichen Verwaltung 
auszuführen, die durch vorher an me Verträge gefordert werden, insbeſondere, 
wenn die Verzögerung in der Ausführung —. — Handlungen auf die durch den 
Krieg geſchaffenen ſchwierigen Verhältniſſe zu zuführen war. 


i A V. * rk 
Punkt b in Frage 2 bezieht ſich auf Pachtv e, die vor dem 11. November 
1918 abgeſchloſſen waren. Gemäß dem Beſchluß de Völkerbundrates vom 18. April 
1923, der dem Gerichtshof von dem Generalſekretär des Völkerbundes am 28. April 

übermittelt worden iſt, bezieht ſich dieſer Punkt „ausſchließlich auf den Fall einer 
beſonderen Gruppe von em, nämlich auf diejenigen, die auf Grund von vor 
dem mie gelb offenen und noch nicht abgelaufenen Pachtverträgen 
Stellen innehaben und die ſpäter nach dem Waffenſtillſtand Rentengutsverträge 
für dieſe Stellen erhielten.“ a 
. ach dem Pachtvertrag wird die Stelle dem Inhaber übergeben, zuerſt ohne 

Gebäude, für die der Staat ſich verpflichtet, erforderlichenfalls zu ſorgen; aber der 

Anſiedler iſt verpflichtet, eine Barſumme zu hinterlegen 1. als Sicherheit für den 
Staat und 2. für den Erwerb eines Inventars. Er muß außerdem einen Prozentſatz 
der Baukoſten als Sicherheit für die Inſtandhaltung der Gebäude zahlen. Die Pacht 


iſt zu zahlen 1. für das Land und 2. für die Benutzung der Gebäude. Die Frau des 


Anſiedlers iſt, wenn ſie den Vertrag gemeinſam mit ihm unterſchreibt, als Allein ⸗ 
uldnerin haftbar. Der Pächter muß einen Viehbeſtand von einem beſtimmten 
ert halten. Er iſt verpflichtet, jeden Teil des Grundſtücks zurückzugeben, der „für 

die Erfüllung für die privatrechtlichen Verpflichtungen des Staates“ erforderlich 
toerden könnte. Bei Ablauf des Vertrages hat er unter Umſtänden Anrecht auf eine 
Entſchädigung, beſonders iſt auch die Tatſache zu beachten, daß eine beſondere 
Beſtimmung bes Vertrages die Möglichkeit erörtert, daß er die Stelle entweder 

während oder bei Ablauf des ene auf Grund eines Rentengutsvertrages 
übernimmt, wofür die 1 eſtimmungen vorgeſehen ſind: 1. die Sicherheit 
für den Pachtvertrag und die Sicherheit 125 die Inſtandhaltung der Gebäude werden 
als Barzahlung auf den Kaufpreis für die Gebäude angerechnet, 2. ein Betrag in 
Höhe das entrichteten er für zwei Jahre wird als Bar, 9 r den Kauf⸗ 
reis der Gebäude angerechnet und 3. wird für die Zahlung des R aufgeldes für 
ie Gebäude unter Eintragung einer Hypothek über dieſen Betra Senke gewährt. 
Das Recht des Pächters kann auch gegen Dritte gerichtli geltend gemacht 
werden. Artikel 571 des deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuches beſtimmt: „Wird das 
vermietete Grundſtück nach der Ueberlaſſung an den Mieter von dem Vermieter 
an einen Dritten veräußert, fo tritt der Erwerber an Stelle des Vermieters in die 

125 während der Dauer ſeines Eigentums aus dem Mietsverhältnis ergebenden 
echte und Verpflichtungen ein.“ 5 

Was oben zur Widerlegung der Behauptung geſagt worden iſt, daß die Renten⸗ 
gutsverträge von Polen nicht anerkannt zu werden brauchten wegen des rein „perjön- 
ichen“ Charakters der Rechte, wegen der „politiſchen“ Natur der Verträge und 
wegen des Mißverhältniſſes zwiſchen der Rente und dem Wert des Grundſtücks, 
indet in gleicher Weiſe auch auf die Gründe gegen die Anerkennung der Pachtverträge 

2 nwendung und braucht 1 75 wiederholt zu werden. 

Offenſichtlich wird durch die Pachtverträge eine gewiſſe Sicherheit 
des Beſitzes gewährleiſtet, die notwendigerweiſe von der Erfüllung der Vertrags⸗ 
bedingungen abhängt. Den Pächter knüpfen perſönliche e an das Grund- 
ſtück; er kann vernünftigerweiſe mit einem ſtändigen as rechnen und e3 wird fein 
Heim, dem er feine Arbeit und auch einen Teil jeines Arbeitsertrages zugute kommen 
läßt. Auf der anderen Seite findet der Staat ſeine Entſchädigung in der Bebauung, 
Verbeſſerung und Ertragsſteigerung des Grundſtücks, das auf dieſe Weiſe zum 
Wohlſtand und Gedeihen des Staates beiträgt. 


r 


Aus dieſen Gründen iſt der Gerichtshof der Meinung hei die Pachtver⸗ 
träge durch den nebergang der Souveränität nicht berührt werden und 
daß ſie in Kraft bleiben, bis ſie abgelaufen oder rechtmäßig durch 
Rentengutsverträge er ſetzt worden ſind. 

Wenn der Inhaber eines Pachtvertrages durch den Ertrag ſeiner Arb 
genug erworben hatte, um ſich die Ausgaben geſtatten zu können, die dem Inhaber 
eines Rentengutsvertrages oblagen, jo erſetzte er gewöhnlich den Pacht. 
vertrag durch einen Rentengutsvertrag, der ihm dauernden Beſitz gewährleiſtete. 
Dieſe Möglichkeit wird auch in den Bedingungen des Pachtvertrages berüchſchtigt. 
Die dem Gerichtshof unterbreitete Frage bezieht ſich auf die Rechte derjenigen Inhaber 


von Pachtverträgen, die ihre Pachtverträge durch Rentengutsverträge erſetzt hatt 
Die 55 Iniſche Re gierun 9 hat A auf den Standpunkt geſtellt, 2 hierdurch 
der Pachtvertrag er loſch, daß aber der Rentengutsvertrag, um deſſentwillen 


der Pachtvertrag aufgegeben wurde, nichtig ſei. Es iſt unmöglich, ſolche B 

Hanptung’aufrecht zu erhalten. Wenn der Mentee rag als ni tig zu betrachten 
wäre, jo wäre der Käufer nach allen Grundſätzen der Billigkeit 
berechtigt, zu fordern, daß fein Pachtvertrag wieder hergeſtellt würde. Nach Anſi t 


des Gerichtshofes beſtand jedoch der Rentengutsvertrag zu Recht. Seine Gülti I N 


wird, wie bereits in dieſem Gutachten dargelegt worden iſt, durch keine der 


wendungen entkräftet, die ihm gegenüber erhoben worden ſind. Der Erſatz des Pacht. 
vertrages durch den Rentengutsvertrag war eine vernünftige und zweckmäßige 


Handlung im ordentlichen Rahmen der Verwaltung eines Grundſtücks. 
In Punkt b der zweiten Frage wird nach der Erklärung des Völkerbundratez 


eine Feſtſtellung gewünſcht, ob der von Polen eingenommene 


Standpunkt, daß Rentengutsverträge ungültig ſeien, die den Inhabern von 
Pachtverträgen nach dem 11. November 1918 bewilligt wurden, mit den inter, 
nationalen Verpflichtungen Polens im Einklang ſteht. 


® 
Gerichtshof iſt der Meinung, daß die Stellungnahme der Bolhijhen Regierung 


nicht gerechtfertigt iſt. Da der Preußiſche Staat die Ausübung ſeiner Verwaltungs, 
und Beſi achte in dem abgetretenen ER beibehielt und fortſetzte, bis dieſes Gebiet 
auf Grund des Friedensvertrages auf Polen überging, fo iſt der einzige Grund 
mit dem die Stellungnahme Polens gerechtfertigt werden könnte, nach Anſicht dez 
Gerichtshofes der, daß man ſagt, die Bewilligung des Rentengutsvertrages ſei durch 
die Beſtimmung des Protokolls von Spaa verboten, durch die die Deutſche Regierung 
je verpflichtete, während der Dauer des Waffenſtillſtandes keine Maßnahmen 
reffen, die den Wert ihres öffentlichen oder privaten Staatsbeſitzes vermindern 
könnten, der für die Alliierten ein gemeinſames Pfand für die Zahlung von Nepa, 
rationen darſtellte. a 5 

Der Gerichtshof meint, daß es im Hinblick auf den Zuſammenhang, der, wie 
gezeigt, een en Pachtverträgen und den Rentengutsverträgen beſteht, eine 
unzuläſſige Ausdehnung des in dem Protokoll enthaltenen Verbots 
ſein würde, wenn man annehmen wollte, daß es den 88 Staat verhinderte 
vor dem Uebergang des Gebiets auf Polen dem Inhaber eines vor dem Waffen! 
ſtillſtande bewilligten Pachtvertrages einen Rentengutsvertrag zu bewilligen. 


Aus dieſen Gründen iſt der Gerichtshof der Anſicht, daß die in a und b des 
Beſchluſſes des Völkerbundrates vom 3. Februar 1923 erwähnten Punkte inter: 


nationale Verpflichtungen von der Art betreffen, wie ſie der am 28. Juni 1919 


in Berſailles unterzeichnete Vertrag zwiſchen den Vereinigten Staaten von Amerika, 
dem Britiſchen Reich, Frankreich, Italien, Japan und Polen im Auge hat, und 
daß dieſe Punkte zur Zuſtändigkeit des Völkerbundes gehör 
wie ſie ſich aus dieſem Vertrag ergibt, daß die unter a und b des erwähnten 
Beſchluſſes bezeichnete Haftung der Polniſchen Regierung nicht 
im Einklang mit ihren internationalen Berpflichtungen 
ſte ht. | 

Ausgefertigt in franzöſiſcher und engliſcher Sprache, wobei der 
engliſche Wortlaut maßgebend iſt, im Friedens palaſt im Haag am zehnten September 
i in zwei Exemplaren, von denen eines in den 
Werben 160 Gerichtshofes niedergelegt, das andere dem Völkerbundrat überſandt 
werden ſoll. 


gez. Loder, gez. Hammarskiöld, 
Präſident. 1 Sekretär. 
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Ständiger önternafionnlet Helle 


ſſiadſſſnfaisani U IT 11] 


II. 
Das Gutachten 


über die 


Staatsangehörigkeit der „Geburtspolen“. 


15. September 1923. 
Aktenzeichen: F. e. VIII. 
Liſte III, 4. 


Dritte ordentliche Tagung. 


Anweſend:“) Herr Loder, Präſident, 
„ Weiß, Vizepräſident, 
Lord Finlay 
Herr Nyhol m 
„ de Buſt amante 
„ Altamira Richter, 
„ D da 
„ Anziletti 
„ Huber 
„ Wang, Stellvertretender Richter. 


„ 4 


ö ns b. Ned. Die Richter vertreten (der Reih ch) folgende S Holland 
6 eihe nach) folg r 
a, Ben Franktei enstand, Dänemark, Cuba, Spanien, Japan, Italien, S and Ge. 


Rechtsgutachten Nr. 7. 


— 


Der Völkerbundrat hat am 7. Juli 1923 folgenden Beſchluß gefaßt: 
Der Völkerbundrat iſt mit nachſtehender Frage befaßt worden: 2 
Die Poln ache e Regierung hat angeordnet, gewiſſe Perſonen, die 
früher deutſche Reichsanhörige waren, fo zu behandeln, als ob ſie die polniſche Staats, 


angehörigkeit nicht erworben hätten und die deutſche Reichsangehörigkeit weiter 


beſäßen, was dieſe en in Polen der Behandlung als nicht⸗polniſche Staats. 
angehörige, insbeſondere als deutſche Reichsangehörige ausſetzt. 

nerſeits iſt auf Grund der Tatſache, daß dieſe Perſonen in dem jetzt zu Polen 
gehörenden Gebiet von Eltern geboren find, die zur zeit der Geburt dort 
wohnhaft waren, behauptet worden, daß ſie nach Artikel 4 Abſatz 1 des 
zwiſchen den Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächten und Polen am 28. Juni 1919 
geſchloſſenen Vertrages von Rechts wegen die polniſche Staatsangehönigkeit beſitzen 
und infolgedeſſen alle Rechte und Sicherheiten genießen, welche die Beſtimmungen 


des erwähnten Vertrages den e Staatsangehörigen, die zu einer völtiſchen, 


religiöſen oder ſprachlichen Minderheit gehören, gewähren. { } 

Andererſeits hält ſich die Polniſche Regierung für berechtigt, die 
polniſche Staatsangehörigkeit dieſer Perſonen nicht anzuer, 
kennen, wenn ihre Eltern nicht ſowohl zur Zeit der Geburt der Perſon, als auch 
am Tage des Inkrafttretens des erwähnten Vertrages, am 10. Januar 1920 
in dem bezeichneten Gebiete wohnhaft waren. Infolgedeſſen könnten dieſe Perſonen 
nicht die im Vertrage gewährten Sicherheiten genießen. h 

Der Völkerbund erſucht den Ständigen Internationalen Gerichtshof, möglichſt 
er der jetzigen Tagung ſein Rechtsgutachten über folgende Fragen 
abzugeben: 

1. Gehört die Frage nach der Rechtslage, die ſich aus der Handhabung d 
Artikel 4 des zwiſchen den Alliierten und Aſſoziierten Hauptmächten und 
Polen am 28. Juni 1919 geſchloſſenen Vertrages durch Polen für die erwähnten 
Perſonen, ſoweit ſie zu völtiſchen und ſprachlichen Minderheiten gehören 
ergibt, nach den Beſtimmungen dieſes Vertrages zur Zuſtändigkeit des 
Völkerbundes? 


2. Bezieht ſich im Falle der Bejahung der Frage zu 1. Artikel 4 des erwähnten 


Vertrages nur auf den 1 der Eltern zur Zeit der Geburt der fraglichen 
Perſon, oder verlangt er auch den Wohnſitz der Eltern zur Zeit des In kraft⸗ 
tretens des Vertrages?“ 

Der Generalſekretär des Völkerbundes wird ermächtigt, dies Erſuchen nebſt 
allen auf die Frage bezüglichen Schriftſtücken dem Gerichtshof zu unterbreiten, ihm 
die vom Völkerbundrat in der Angelegenheit unternommenen Schritte darzulegen 
jede notwendige Hilfe bei der Prüfung der N enheit zu leiſten und gegebenen! 
falls alles Erforderliche zu tun, um vor dem Gerichtshof vertreten zu ſein. 

Am 11. Juli 1923 hat der Generalſekretär des Völkerbundez 
an den Ständigen Internationalen Gerichtshof folgendes Erſuchen gerichtet. 

„Zur Ausführung des Beſchluſſes des Völkerbundrates vom 7. Juli 1923 und 
auf Grund der Vollmacht des Völkerbundrates hat der Generalſekretär des Völker. 
bundes die Ehre, dem Ständigen Internationalen Gerichtshof ein Erſuchen zu unter, 
breiten, auf Grund deſſen der Gerichtshof gebeten wird, gemäß Artikel 14 
der ölkerbundſatzung dem Rat ein Gutachten über die Fragen zu 
erſtatten, die dur u vom 7. Juli 1923 dem Gerichtshof überwieſen worden ind 

Der Generalſekretär beehrt . ferner dieſem Erſuchen eine Aufzeichnung ber 
die vom Rate in der Angelegenheit unternommenen Schritte, ſowie ein E emplar 
der Schriftſtücke beizufügen, die ſich auf die in Betracht kommenden Punkte beziehen 
und die den Mitgliedern des Rates bisher mitgeteilt worden find und ſich noch n cht 
im Beſitz des Gerichtshofs befinden. 2 

Der Generalſekretär wird ſich zur Verfügung des Gerichtshofs halten, um bei 
der 2 der Angelegenheit jede erforderliche Sl zu leiſten, und er wi 
gegebenenfalls alles Erforderliche tun, um vor dem Gerichtshof vertreten zu ſein. “ 
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ch 
das Rechtsgutachten den Mitgliedern des Völkerbundes durch Vermittlung des 
eneralſekretärs ſowie den in dem Anhange zur Völlerbundſatzung aufgeführten 
Staaten Kenntnis gegeben worden. Außerdem iſt der Sekretär des Ständigen 
Gerichtshofs beauftragt worden, der Deutſchen Regierung von dem Erſuchen 
ntni 
Nen. Der Generalſekretär überſandte mit dem 721 en ſowie ſpäter eine Reihe von 
S uifenöden, a Be auf die Frage beziehen. G 10 zeitig nahm der 72g die geng 
an 
ant das Rechtsgutachten in der Angelegenheit der deutſchen Anſtedler in Polen 
überſandt hatte, eine Angelegenheit, die den Gegenſtand des am 10. September 1923 


Die Rumäniſche Regierung, die am 6. Auguſt von dem General- 
etretür des Völkerbundes von dem Grfuchen des Rates um das Rechtsgutachten 
benachrichtigt worden war, hat dem Gerichtshof erſt am 25. Auguſt mitgeteilt, daß 
fie den unſch habe, im Laufe der Verhandlungen gehört 

u werden. er Gerichtshof iſt auf Grund des freien Ermeſſens, das ihm bei 
der Erſtattung von Rechtsgutachten zuſteht, dieſem Wunſch ſofort na 9 gekommen 
und hat für die Anhörung des Rumäniſchen Vertreters eine Friſt bis zum 3. Sep⸗ 
tember feſtgeſetzt. Dieſe ar it von Rumänien als zu kurz erachtet worden, es war 
edoch nicht möglich, ſie über den feſtgeſetzten Zeitpunkt hinaus zu verlängern, da 
Kr Gerichtshof ſeine Arbeiten ſchleunigſt beenden mußte und der Völkerbundrat 
den Wunf d hatte, daß die Frage möglichſt während der laufenden Tagung 

edigt würde. ! 5 
erled us den dem Gerichtshof vorgelegten Schriftstücken 1) ergibt ſich, daß, während 
pie Frage der deutſchen Anſiedler in Polen durch ein am 8. November 1921 an den 
Nensralſetretär des Völkerbundes gerichtetes Telegramm des Deutſchtums⸗ 
bundes zur Wahrung der Minderheitsrechte in Polen, Sitz Bromberg, zur Kenntnis 
des Völkerbundes gebracht worden iſt, die Frage der Auslegung des Artikels 4 des 
am 28. Juni 1919 in Verſailles unterzeichneten Vertrages zwiſchen den Alliierten 
und Aſſoziierten Hauptmächten und Polen zum erſten Mal in der Eing a be 


Ammerkung 1): | 
Site Ber Schriftſtücke, die durch den Generalſekretär des Völkerbundes dem Ständigen 
ichtsbof übermittelt worden ſind, oder auf die er Bezug genommen hat. 

1 au 3 ar te über die in der Angelegenheit unternommenen 
2. Note des Generalſekretärs des Völkerbundes an die Mitglieder des Völkerbundrates 


5 923. 

wunde gan 2. des Braſilianiſchen Vertreters an den Generalſekretär des Völker 

un x > 
g. aa 198. orat von dem Braſilianiſchen Vertreter vorgelegter Bericht vom 
4. Note des Generalfetretärs des Völkerbundes an die Mitglieder des Völkerbundrats 

om 27. x 

a Anlage: Brief des Polniſchen Völkerbund⸗Delegierten an den Generalſekretär 
des Völkerbundes vom 26. Juni 1923. g 
Protokoll der fünften Sitzung der 25. Tagung des Völkerbundrats. 

otokoll der 12. Sitzung der 25. . es Völkerbundrats. 

on dem Völkerbundrat am 17. Mat 1922 angenommener Bericht der Vertreter 
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orden find. 

Ergänzende Denkſchrift des Deutſchtumsbundes vom 1. Auguft 1922. 
12 . Braſilianiſchen Vertreters und von dem Volterbuüntral am 9. September 
( a 


nommener Beſchluß. 
13. Bericht des Braſilianiſchen Vertreters und von dem Völkerbundrat am 30. September 


1922 angenommener Beſchluß. 
14. Note des Polnischen Außenminiſters an den Vorſitzenden des Völkerbundrats vom 


ex 1922. 
18, Here Des de eg Bestretersund von dem Billerbunbeat am z. Behrunr 1929 
angenommener Beſchluß. N 
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erwähnt worden iſt, die der genannte Deutſchtums bund am 12. No c die 


ber 1921 an den Völkerbund 83 at. Dieſe Eingabe behandelte a er N 


Anſiedlerfrage, und der Völkerbundrat hat ſich infolgedeſſen mit beiden Fragen 
zeitig beſchäftigt. er RN cht 
Die Eingabe wurde dem Vertreter Polens beim Sekretariat zur Kenntnis Hatz d er 
und ſie wurde entſprechend einem Beſchluſſe des Völkerbundrates über den S utz il 
Minderheiten vom 27. Juni 1921 den Mitgliedern des Völkerbundrates mitgetdete 
Gemäß dem durch Bag vom 25. Oktober 1920 geregelten Verfahren bil ten 
der Rat zur Prüfung der durch den Deutſchtumsbund zu ſeiner Kenntnis elangz er 
Fragen ein aus Dreien feiner Mitglieder beſtehendes Komitee. Auf Grund IN, 
von dem Vertreter Polens in Genf und von dem Deutſchtumsbund gegebenen 22 
formationen arbeitete dies Komitee einen Bericht aus, der vom Rat am 17. Mai 1 
gebilligt wurde. In dem Beſchluß, der dieſe Billigung enthält, ex j.ichte der 1 
die Polniſche Regierung, alle gerichtlichen und Verwaltungsmaßnahmen aufden 
ſchieben, welche die normale Lage der deutſchſtämmigen Anſiedler beeinträchtie⸗ 
könnten, deren polniſche Staatsangehörigkeit von der Löſung der in dem Komi 
bericht aufgeworfenen Auslegungsfragen abhinge. nd 
Später find zu dem Völkerbundrat von dem Deutſchtumsbund in Polen nat 
von der Polniſchen Regierung ergänzende Informationen 
und am 9. September 1922 hat der Vertreter Braſiliens dem damals in der 
ammelten Rat einen Bericht vorgelegt, in dem empfohlen wurde, die Frage site 
uslegung des Artikels 4 des polniſchen Minderheitenvertrages einer Juriſten konte 
miſſion zu unterbreiten. Der Völkerbundrat billigte dieſe Anregung und Erne 
eine Kommiſſion, die aus den Herren Botella (Spanien), From Serre. 
(Frankreich), Sir Cecil Hurſt (Großbritannſen) und van Hamel (Setzer 
tariat des Völkerbundes) zuſammengeſetzt war. Durch Beſchluß vom 30. Septepern 
entſchied der Rat, den Vertreter der Polniſchen Regierung aufzuforde 1 
den von der Kommiſſion erſtatteten Bericht mit möglichſter Beſchleunigung den 
Kenntnis ſeiner Regierung zu bringen. Dieſe Regierung teilte dem räjibenz 4 
des Rates mit, daß ſie ſich der in dem Bericht angenommenen Auslegung de lrtike 5 
des e Minderheitenvertrages nicht anzuſchließen verm 9e des 
ſie fügte hinzu, daß dieſer Artikel nach ihrer Anſicht nicht zu den der Garantie 
Völkerbundes unterliegenden Artikeln gehöre. age 
Als der Völkerbund am 3. Februar 1923 beſchloß, dem Gerichtshof die Fe 
der 5 Anſiedler zur Erſtattung eines Gutachtens zu überweiſen, erklärt 55 
gleichzeitig, daß es mit Rückſicht darauf, daß die Auslegung des Artikels 4 des hen 
niſchen Minderheitenvertrages zurzeit Gegenſtand von Verhandlungen zei en 
deutſchen und polniſchen Delegationen in Dresden fei, vielleicht aus prakti 15 5 
Gründen zweckmäßig wäre, dieſe Frage dem Gerichtshof im Augenblick nicht 1 0 6 
legen, ſondern vielmehr das Ergebnis der ſchwebenden Ver o dem 
lungen abzuwarten; dabei behielt ſich jedoch der Völkerbund die ihm nach 
Minderheitenvertrage zuſtehenden Rechte in vollem Umfange vor. vor⸗ 
Da über den Forkſchritt der Dresdener Verhandlungen keine Nachrichten "or 
7 forderte der Vertreter Braſiliens beim Völkerbundrat den Gene en 
ſekretär am 21. April auf, die Polniſche Regierung zu erſuchen, alle zu einer ne 
Aue der Angelegenheit durch den Rat erforderlichen Informationen zu Ser. 
er Generalſekretär entſprach 2 Aufforderung, und der polniſche es 
treter beim Völkerbund teilte ihm darauf am 26. Juni mit, daß in den Deen ⸗ 
dener Beſprechungen die Grundlagen für eine Ver gung 
digung über die Auslegung des Artikels 4 gelegt ſeien und daß dieſe Verſtänd 5 die 
der DR ng durch die beiden eg unterliege. Denen 4 bes 175 der⸗ 
Polniſche Regierung den Rat, die Frage der Auslegung des Artikels 4 des Minde 
heitenvertrages nicht auf die Tagesordnun, gu ſetzen. a des 
Nachdem jedoch die Frage trotzdem auf die Tagesordnung der 25. Sitzung or 
Rates geſetzt war und nachdem der Deutſche Konſul in Genf dem Gerne 
ſekretär am 6. Juli mitgeteilt hatte, daß die Jeutſche Regierung geſchloß 
Möglichkeft ſähe, ſie durch unmittelbare Verhandlungen alsbald zu löſen, being 
der Völterbundrat, dem Gerichtshof die beiden folgenden Fragen zur Erſta 
eines Rechtsgutachtens zu unterbreiten: iſchen 
1. It der Bolterbund zuständig, die Frage des Artikels 4 des Vertrages zug 
„ Aſſoziierten Hauptmächten und Polen vom 28. Jun 
andeln ’ 
7 0 8 des Jade Völkerbund auftänbig it welches it die richtige Aus 
eſes Artikels “ 
Auf Aufforderung des Rates erklärte ſich deſſen Präfident bereit, den She 
gültigen Wortlaut des an den Gerichtshof zu richtenden Erſuch 


Ei Nach der polnif 


1 
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zuſtenen. Dieſer Wortlaut iſt am Anfang des Gutachtens wiedergegeben. Die 

dene aſſung, die der zweiten Frage gegeben worden iſt, lenkt die Aafmerkſamkelt 

des Gerichtshofes auf die Fier die ſich aus den Worten geboren von 
ort wohnenden Eltern“ in Artikel 4 ergibt. 5 


2 
unächſt iſt die Frage zu löſen, ob die in dem Erſuchen bezeichnete Angelegenheit 

zur e e e des Völkerbundes gehört. 
leg, Polen beſtreitet, daß der Völkerbund zuſtändig ſei, ſich mit der Frage der Aus⸗ 
rung des Artikels 4 des polniſchen Minderheitenvertrages im Hinblick auf gewiſſe 
dieklonen, die früher deutſche Reichsangehörige waren, und feiner Anwendung auf 
ner e Berlonen durch Polen zu befaſſen; es behauptet, * Nie die durch den Vertrag 
Ve fene Garantie des Völkerbundes nicht auf die Beſtimmungen der Artikel 

b des Vertrages erſtreckt. 0 j 
tre Die pol nich e Theſe ift die folgende: Artikel 12 des Minderheitenver⸗ 
ages beginnt: 
N „Polen erklärt ſich damit einverftanden, daß, ſoweit die Beſtimmungen 
er vorhergehenden Artikel Perſonen betreffen, die völkiſchen, religiöſen oder 
Pera en Minderheiten gl ören, dieſe Beſtimmungen Verpflichtungen 
von internationalem Intereſſe begründen und unter die Garantie des 
B ölkerbundes geitellt werden. Sie können ohne Zuſtimmung der Mehrheit 

es Völkerbundrates nicht geändert werden.“ 

Die Garantie des Völkerbundes erſtreckt ſich alſo auf die n Artikel 
bet ertrages nur inſoweit, als die Beſtimmungen dieſer Artikel Perſonen 
beſtelſen, die völkiſchen, religiöfen oder ſprachlichen Minderheiten angehören. Polen 
im reitet nun, daß die in Artikel 4 bezeichneten en eh einer Minderheit 
tor Sinne des Vertrages angehören. Der erfte Abſatz des Artikels 4 lautet 

gendermaßen: - 

55 Polen erkennt als polniſche Staatsangehörige von Rechts wegen und ohne 

aß irgendeine Förmlichkeit zu erfüllen ift, die den deutſcher, n 
' ungari cher oder ruſſiſcher S ebiet 

on dort wohnhaften Eltern geboren ſind, auch wenn ſie ſelbſt 

zur Zeit des 8 dieſes Vertrages dort nicht wohnhaf ſind.“ 
chen Theſe müſſen Perſonen, um zu einer Minderheit 
ſein. Sinne des Vertrages zu gehören, olniſche Staatsangehörige 

Nun könnten aber die bezeichneten Perſonen — im vorliegenden Falle deutſch⸗ 

anmige Perſonen — nicht als polniſche Staatsangehörige angeſehen werden, 
Ein ih gerade darum handele, feſtzuſtellen, ob fie nach dem fraglichen Artikel DEI 
genſchafk beſäßen oder nicht. Sie könnten höchſtens als Anwärter auf bie 
Füge örigkeit au einer Minderheit F werden, ſo daß ſich die Zuſtändigkeit 
ſonen ge wie ſie in Artikel 12 des Vertrages beftimmt ſei, auf dieſe Per⸗ 
erſtrecke. 
elt Die erſte Frage, die zu ſtellen iſt, geht alſo dahin, was unter einer Minder ⸗ 
Inder im vorliegenden Falle einer deut en Minderheit — im Sinne des polniſchen 
8 erheitenvertrages zu verſtehen iſt. Zur en dieſer Ferhe muß man 


aatsangehörigkeit an, die auf dem erwähnten 


die Umſtände vergegenwärtigen, unter denen der Mi eitenvertrag 
ant lol en worden iſt, und welche aba zwiſchen dieſem Vertrage und dem 
leichen Tage unterzeichneten Friedensvertrage beſtehen. 
St rch dieſen Friedensvertrag iſt die e igkeit des neuen Polniſchen 
gates endgültig anerkannt worden. Gleichzeitig hat Polen geroif e Verpflichtungen 
denüber den Alliierten und Aifoziierten Hauptmächten, den Mitſignataren des 
auf Grusbertra es und des Minderheitenvertrages, übernommen. o hat Polen 
Grund des Artitels 93 des n olgende Verpflichtung übernommen: 
Vgl. die ben 188 des Artikels 93 im Gutachten über die Anſiedler. «) 
hei n derſelben Weiſe erklärt Polen in der räambel des Minder 


eine Erreichten gen den Grenbifben der Fleſchen und gerechligkent 
nrichtungen den Gru er Gle nd Gerechti an en 
und allen e % Gebiete, über die es bie Souverän 


ergriffen hat, hierfür eine ſichere Gewähr zu geben.“ 


—— 


Bete, J. Anmerkung d. Red. Artikel 93 des Friedensvertrages hat in feinem hier in 
dabrpfet kommenden 1. Abſatz folgenden Wortlaut! „Polen iſt damit . 
trag 17 Aliterten und Aſſoziſerten Hauntmächte in einem mit ihm zu ſchließenden Ver⸗ 
G... Sprüihe über Keller 

olen er e ur prache oder 0 
on der Mehrheit der Bevölkerung unterſcheiden, und Polen nimmt diefe Gehen e a 


— 27 — 


Es muß hervorgehoben werden, daß dieſe beiden Beſtimmungen, die den Au 


Ben des Landes bilden, fie erweitern 
vielmehr die Begriffe der Minderheit und 


ergriffen hat, und andererſeits von Fa, ſprechen, die ſich von der Mehr 
drud „Bevölkerung“ ſcheint ſich alſo auf alle polniſchſtämmig en 
Bewohner der mit Polen verbundenen Gebiete zu beziehen; andererſeits ſcheint der 


Ausdruck „Minderheit“ ſich auf diejenigen Bewohner zu beziehen, die ſich von 
ölkerung durch 8 Sprache oder Seelen — Seen d. h. unter 


8 Artikels 2 des Min nu 


heiten vertrages beſtätigt, durch den ſich die Polniſche Regierung verpflicht ell 
er 


allen Bewohnern den umfaſſendſten Schutz ihres Lebens und ihrer Frei 
late der Geburt, der e eee beige . daß 


alle Bewohner Polens die darin aufgezählten Rechte genießen jollen. 
Der Wortlaut des Artikels 12, der den Umfang der Auftänbigteit des Völker- 
d feſtſtellt, ſtimmt völlig mit dem weiteren 8 er Minderheit überein 


er ſich 
völtiſchen, religiöſen oder ſprachlichen Minderheiten angehören, ohne d ab 15 


der politiſchen Zugehörigkeit dieſer Perſonen eine Bedeu 


beimißt. 
In übrigen find die fogenannten Minderheitenberträge im allgemeinen und 
beſonders der polniſche Vertrag mit neu errichteten Staaten oder mit Stage 


politifehen ugehörigfeit nicht klar beſtimmt war. Eine der erſten ch . 
itstums, der Sprache 


ober der Neligion ihre Gtaatsangehörigteit gemillen Gruppen oder 
em ein 


Perſonen trotz des engen Bandes — das ſie mit dem 
anderen dieſer Staaten Wager 8 
Zufall, daß die Vertr 


icheint ſich die Tatſache, daß = Beſtimmungen bisweilen nur die in den Jau 


der 3 zu erklären, die Garantie e [ler bunde 1 
dieſe Grundſätze auszudehnen, ohne Rückſicht auf die unter 
ſchiede und Uebereinſtimmungen dieſer verſchiedenen Verträge ab⸗ 


vertrag aufgenommen worden find, von Polen als Grundgeſetze an 
erkannt worden, denen 1 kein Geſetz, keine Veror dne 


t, zu beſtimmen, welche Perſonen als ſeine 
ft es nicht minder w A dieſer Grund, 
er oben erwähnten vertrag 


Die Einhaltung der Beſtim en über den Erwerb der polniſchen Staats, 
angehörigteit durch Polen, der * Holen durch die Uniergeichun 5 Friedk 
ſtellt ein Intereſſe erſten Ran s f die 
ämmigen Perſonen dar, die j an keit 
28 erufen können, um die polniſche Etaatsangehör 

Im Hindlic auf die Bedeutung dieſes Intereſſes haben die ellliterten und 
1 Hauptmächte hierfür ei n % ft 9 er 910 ei ähr ſchaffen wing; 
aus dieſen Gedankengängen heraus haben ſie in den 3 ee dies 
vezügliche Vorſchriften aufgenommen und haben damit ihre Abſicht betont, 


prache oder Religion unterſcheiden. Der Aus’ 


ebiet verknüpfte. Es iſt offenbar 5 ; 
en 0 
erſeits 


läge ganz oder teilweiſe wiederholen, 1 
des 3 
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Sutereije an dem in Artikel 12 gewährten Schutz teilnehmen zu laſſen. Die Tat: 
wache ſeloſt, daß die Artikel 3 bis 6 in den D SEETRDHEITAR aufgenommen 
orden ſind, ſcheint demnach anzuzeigen, daß, ſoweit dieſe Artikel für die deutſch⸗ 
bangen erjonen ein Recht auf die polniſche Staatsangehörigkeit begründen, 
es Recht unter die Garantie des Völkerbundes geitellt iſt, 
E15 ber . die ganz dazu beſtimmt iſt, den 
didnt der deutſchſtämmigen Perſonen zu übernehmen, 
d e der von Deutſchland nicht mit unterzeichnete Min⸗ 
erheiten vertrag betrifft. 
N Da ſich demnach der Minderheitenvertrag im allgemeinen und 2 Artikel 4 
W beſonderen ausſchließlich weder auf Minderheitsſtaatsangehörige noch auf 
ei uderheitsbewohner bezieht, und da Polen ſich in Artikel 12 des Vertrages damit 
0 erſtanden erklärt hat, daß die vorhergehenden Artikel inſoweit unter die 
volrantie des Völterbundes 5 ind, als ſie Perſonen betreffen, die zu einer 
es Küchen oder ſprachlichen Minderheit gehören, iſt es al ſo klar, daß 
w auch mit der Ausdehnung dieſes Schutzes auf die An⸗ 
1 der Artikel 3 bis 6 einverſtanden war. 
N Wenn dem anders wäre, würde das Wort und der Geltungsumfang des 
Gertrages bedeutend vermindert ſein. Der Gerichtshof hat aber bereits in ſeinem 
dratachten über die Frage der deutſchen Anſiedler in Polen die Anſicht zum Aus⸗ 
truck gebracht, daß eine Auslegung des Minderheitenvers 
Shi e 8, die ihn eines großen Teils jeines Wertes be⸗ 
wäre en würde, nicht zuläſſig ſein kann. Im vorliegenden Falle 
fr eine ſolche Auslegung um ſo weniger zuläſſig, als jie 3 ar im Wider⸗ 
| Tuh zu dem Wortlaute des Vertrages jtehen würde, der in Artikel 12 
defeat, daß die dieſem Artikel vorhergehenden Beſtimmungen, und infolge⸗ 
ſen auch die des Artikels 4, unter die Garantie des Völkerbundes geſtellt ſind. 


II. 
Der Völterbundrat hat in zweiter Linie den Gerichtshof erfucht, ihm ſeine Rechts ⸗ 
yulicht über den Sinn en in dem die bereits . Fü e in 
kel 4, Abſatz 1 des Minderheitenvertrages zwiſchen den Alliierten und Aſſoziierten 
dodimächten und Polen vom 28. Juni 1919 insbeſondere die Worte „stant 
miciliés“ auszulegen une 2 
tun Die Polniſche Regierung behauptet, daß, wenn der Vertrag ihr eine Verpflich⸗ 
reich z auferlegt, die polniſche Staatsangehörigkeit von Perſonen deutſcher, öſter⸗ 
under, ungariſcher oder ruſſiſcher Stäatsangehörigteit anzuertennen, die auf 
find ehr polniſchem Gebiet von Dort wohnhaften Eltern geboren 
mige dies ſo zu verſtehen ſei, daß von den auf dieſem Gebiet geborenen deutſchſtäm⸗ 
ö desen Perſonen ſich nur diejenigen als polniſche eee betrachten dürfen, 
(den Eltern dort ſowohl zur Zeit des Inkrafttretens des Vertrages 
Januar 1920) als auch zur Zeit der Geburt wohnhaft waren. 
fm ne derartige Auffaſſung ſteht im Widerſpruch mit dem Wortlaut der Bes 
zed nafuler, die ſie auszulegen beanſprucht, und ſie findet keine Stütze in den Prä⸗ 
e len der internationalen Praxis. 
bie ; enn man jagt, daß die polniſche Staatsangehörigkeit den Perſonen zufteht, 
worde dem an Polen abgetretenen Gebiet von „dort wohnhaften“ Eltern „geboren“ 
Dies en find, jo geht man damit n von dem Tag der Geburt 
nister erſonen aus und ſtellt eine enge Verbindung, einen gewollten Synchro⸗ 
Riesen zwiſchen der Tatſache der Geburt und des Wabrliſen der Eltern her. 
webe aber etwas dem Wortlaut hinzufügen und über ihn hinausgehen, 
man außerdem die Aufrechterhaltung oder die Wiederherſtellung dieſes Wohn⸗ 
eren am Tage des Inkrafttretens des Vertrages verlangen wollte. Die Individuen, 
hätten Eltern an dieſem Zeitpunkt, und nur an ihm, ihren 7 in dem neuen Polen 
Man , würden nicht von 1 eboren — die do hren Wohnſitz hatten; 
ſoll d at auch niemals die Abficht achabt, Artitel 4 auf ſie anzuwenden. arum 
Gebiene Umſtand, daß die Eltern zu einem früheren e Sagfe in dem abgetretenen 
et wohnhaft waren, den natürlichen Sinn der Worte verändern? 
den Der Ver rag hatte die Wahl zwiſchen zwei Syſtemen, die in verſchie⸗ 
f hand ormen und Verbindungen immer befolgt worden ſind, wenn es ſich darum 
Augeblte, die Wirkung feſtzuſtellen, die eine Gebietöveränderung auf die Staats ⸗ 
Der dörigteit der Einwohner des annektierten oder abgetretenen Gebiets ausübt. 
ausg. Fertrag hat ſich gleichzeitig für das Wohnſitzprinzip und für das Geburtsprinzip 
gesprochen, er hat Diele beiden Syſteme verbunden. 
de zn ſeinem Artikel 3, der dem Artikel 91 des Friedensvertrag 
von Berjailles entſpricht, erklärt er einerſeits zu Polen vorbehaltlich eines indi⸗ 
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viduellen Optionsrechtes alle deutſchen enen, die in den in Polen 


einverleibten Gebieten wohn 31 ſind. : 
In jeinem Artikel 4 erkennt er andererjeit die gleiche Staatsangehörigkeit 

denen zu, die in dieſen Gebieten geboren ſind, d. h. der Geburtsbevölkerung, 

daß e ah daß ſie von dort w babe Eltern geboren ſind u 


daß ſie nicht binnen zwei Jahren auf die erworbene e rag ee verzichte 
er 


Durch die Formulierung der Beſtimmung über den Wohnſitz tern haben 
Verfaſſer des Vertrages die Rolle des Zufalls ſoweit wie möglich einſchränken 
wollen. Eine Geburt in einer Familie, die in dem Gebiet ihre regelmäßige un 
ſtändige Niederlaſſung hat, wie der Wohnſitzbegriff es foren 
Ereignis, das bei einem vorübergehenden Aufenthalt oder in einer Sommerfr 
eintritt. Eine ſolche 1 er Eltern ſcha V 
Geburtsland ein moraliſches Band, das es rechtfertigt, daß ihm die 
taatsangehörigkeit dieſes Landes zuerkannt wird. Es Pe das materielle 


Band, das bereits durch die Tatſache der Geburt geſchaffen iſt und a dies Band. 


Barüber hinaus verlangen, daß die Eltern ihren Wohnſitz in den ab⸗ 
etretenen Gebieten zur Zeit des V ben Minder⸗ 
eiten vertrages erneuert oder behalten haben, hieße eine überflüſ⸗ 
ige Vorausſetzung aufſtellen, die ſich in keinem der bisher 

geſchloſſenen Annexions verträge findet. Der Wohnſitz der Eltern 
am Tage des Inkrafttretens des Vertrages betrifft und berührt in keiner Weiſe die 
Perſonen, deren Staatsangehörigkeit feſtzuſtellen iſt. Viele von ihnen haben ameifellon 
da3 Mannesalter hat fil einige ſind vielleicht ſogar an der Grenze des menſch ichen 
Lebens, jedenfalls hat ſich die Mehrzahl eine unabhängige Exiſtenz und ein eigenes 
Heim gegründet. Was hat es unter lasse Umſtänden für einen Zweck, feſtzuſtellen, 
ob die Eltern, deren Wohnung x verla Ger haben und deren Geſchick ſie nicht mehr 
teilen, in den in Polen einverleibten Gebieten an einem auf dieſe Einverleibung 
folgenden Tage wohnhaft waren oder nicht. Dieſe Feſtſtellung wäre völlig will⸗ 
kürlich; ſie hätte nur dann einen Sinn, wenn der Wohnſitz der Eltern in den frag” 
lichen Gebieten auch den der Kinder einſchließen oder eine Vermutung für deren 
Polen fore als Folge dieſes Wohnſitzes ſtärkere und dauerndere Verbindung mit 
olen, 
hat der Artikel 4, Abſatz 1 ſelbſt durch ſeinen ausdrücklichen Wortlaut ausſchalten 
wollen, indem er erklärt, es jet nicht notwendig, daß die Perſonen, von denen er 
N zur Zeit des Jaft ind. des 8 ſelbſt in den mit Polen verbun⸗ 
enen Gebieken wohnhaft ſind. Dieſe Löſung des Vertrages erſcheint auch gere t⸗ 
8 im Hinblick auf die zahlreichen Perſonen, die infolge der Kriegsereigniſſe ihren 
a. in dem ih olniſchen Gebiet haben verlaſſen müſſen. 

Und ferner: Wie iſt die Lage derjenigen Perſonen, deren Eltern vor dem 10. Ja 
nuar 1920 geſtorben ſind oder ihren Wohnſitz in der Zeit zwiſchen dieſem Tage un 
dem der Geburt ins Ausland verlegt haben? Würde dieſer Tod oder dieſe Ver ⸗ 
legung die Kinder, die dafür in keiner Weiſe berantmortli 
ind, hindern, ſich auf Artikel 4 zu berufen, wenn ſie ein Intereſſe daran haben. Die 

ejahung a a allein vereinbar mit der Theſe, die den Wohnſitz der Eltern in olen 
zur Zeit des Inkrafttretens des Vertrages als eine notwendige und unerlä liche 
Vorausſetzung erachtet. Sie würde ausreichen, um dieſe T e ſe 
zu verurteilen. \ 


gt es endlich noch notwendig, zu bemerken, daß die Annahme des pel iſchen 
Stan ig⸗ 


punktes keineswegs den gleichzeitigen Beſitz mehrerer Staatsa eh 
keiten unmöglich machen wende auf die d ger dieses 81 paeerır unte 
a auf die hierin liegende Gefahr e 55 haben? Die Annahme dieſe n 
tandpunktes würde ohne Zweifel zur Folge haben, daß dieſe Gefahr verringet; 
wird, indem die Anzahl der Perſonen verkleinert wird, die auf Gr des Artike 3 


polniſche Staatsangehörige werden. Aber die Quelle doppelter Staatzangep n 5 


würde ee N werden. Nur ein internationales Abt ch 
men zwiſchen den beteiligten Mächten könnte dieſen wünſchenswerten Erfolg h 


e 
ie Aufgabe des Gerichtshofes iſt klar umſchrieben. Er hat einen Text ue 
ſich, der an Klarheit nichts zu en übrig 15 und iſt berpfüchtes ihn ſo, pie 
er it, anzuwenden, ohne daß er ſich zu fragen braucht, ob es vorteilhaft geweſ 
wäre, wenn er durch andere Beſtimmungen ergänzt oder erſetzt worden mare 
Der Minderheitenvertrag (Artikel 4, Abſatz 1) erkennt die polnijche Sta 5 
angehörigkeit von Rechts wegen den Perſonen zu, die in dem Gebiet des neu 
Staates „von dort wohnhaften Eltern‘ geboren worde 


n 
Dieſe Worte Naben II auf den Wohnſitz der Eltern zur Zeit der und es 


burt des gi nur auf dieſen Zeitpunkt. Es iſt erforderlich 


„ it kei älliges 
ſt kein zuf iche 
ftzwiſchen dem Kind und jeinent 


rem neuen Vaterlande, bedeuten würde. Aber gerade eine ſolche Annahme 


22 
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enügt, daß am Tage der Geburt die Eltern in dem ſpäter polniſch gewordenen 
ebiet ihren Wohnſitz hatten, d. h. eine ernſthafte dauernde Niederlaſſung mit 
der Abſicht, fie beizu Balten, Dem Erwerb der Na Staatsangehörigkeit 
eine weitere Sandes ang hinzuzufügen, die in dem Ver⸗ 
trage vom 28. Juni 1919 nicht vorgeſehen iſt, hieße nicht mehr den Vertrag aus⸗ 
egen, ſondern hieße ihn neu machen. 0 
Aus vorſtehenden Gründen * 
ift der Gerichtshof der Anſicht, 
daß die Rechtslage der Perſonen, um die es ſich in dem Beſchluß des Völkerbund⸗ 
rates vom 7. Juli 1923 handelt, und die ſich aus der Anwendung des Artikels 4 
des Vertrages zwiſchen den Alliierten und Aſſozlierten Hauptmächten und Polen 
vom 28. Juni 1919 durch Polen ergibt, zur Zuſtändig keit des Völker⸗ 
bundes nach Maßgabe dieſes Vertrages gehört: ur 
Daß Artitel 4 des erwähnten Vertrages ſich allein auf den Wohnſitz 
der Eltern zur Zeit der Geburt des Individuums bezieht. 


* % 
Dieſes Gutachten iſt in franzöſiſcher und in engliſcher Sprache 
age faßt, der franzöſiſche Wortlaut iſt ase f 

So gei ehen im Friedenspalaſt im Haag am fünfzehnten September neun⸗ 
. ertdreiundzwanzig in zwei Exemplaren, deren eines im Archiv des Gerichts⸗ 
ofes niedergelegt und deren anderes dem Völkerbundrat übermittelt werden wird. 


Der Präſident: 0 Der Sekretär: 
(gez.) Loder. (gez.) A. Hammerskjöld. 


Der Richter Moore“) hat an den Beratungen über dieſes Gutachten teil ⸗ 
genommen, war aber genötigt, den Haag vor der endgültigen Redaktion zu verlaſſen. 

hat erklärt, daß er den Schlußfolgerungen des Gutachtens zuſtimmt. 

Lord Finlay“) ſtimmt zwar den Schlußfolgerungen des Geri 3 
Ger die ihm vorgelegten beiden Fragen zu, wünſcht jedoch, nachſtehende 
re Jolle ce —.— die Frage der Zuſtändigkeit des Völkerbundes in vorlie⸗ 

em Falle abzugeben. 

ei \ (Paraphiert) L. 


A. H. 


— > 


Hemerlungen des Lord Finlau über die Zuſtändigleitsfrage. 


Ich trete dem Ergebnis bei, zu dem der Gerichtshof hinſichtlich der beiden Fragen 
lar t iſt, möchte aber einige Bemerkungen hinzufügen, was die von ihm zur 
8 egründung ſeiner Anſicht über die erſte Frage, nämlich die der Zuſtändigkeit 
angeführten Gründe betrifft. 1 
Ta ie Sachlage kann im vorliegenden Falle folgende ſein, und ſie iſt auch in der 

t jo dargeſtellt worden: 

d m vorliegenden Falle mag die 0 aſſung der Polniſchen Regi ’ 
ns te polniſche Staatsangehörigkeit der beteiligten Perſonen, die Jagen 18 ſein 
eh, bevor fie eine N im Sinne des Minderheitenvertrages darſtellen können, 

ine Auslegung des Artikels 4 des Vertrages in fi) ſchließt, und fie berührt daher 
ue, Hauptfrage ſelbſt. Es ift zu beachten, daß diejenigen, die bei richtiger Auslegung 
Föter Artikel 4 fallen, von Rechts wegen und ohne daß es der Erfüllun irgendeiner 
wirdnlichkeit bedarf, polniſche Staatsangehörige werden. Wie weiter unten dargelegt 
rd, iſt der Gerichtshof der Anſicht, daß die in dem Erſuchen des Rats bezeichneten 
min jonen unter den Artikel fallen. Sie ſind polniſche Staatsangehörige; fie 
et eine Lünftige Minderheit, wie der polniſche Vertreter behauptet, ſondern 
beſtehende Minderheit, und als jolche 5 im Sinne des Artikels 12 durch 
5 e Nächtanerkennung des Staatsangehörigkei 1 77 in ſo weitgehendem Maße 
rührt, daß, felbſt wenn man die Richtigkeit der polniſchen 
ſolchch t S auf aſſung vorausſetzt, die den Begriff der Minderheit auf 
& che aus polniſchen Staatsangehörigen beſchränkt, der Gerichtshof zu demſelben 
rgebnis gelangt, wie ſchon hinſichtlich der Zuständigkeit des Völkerbundes. 


— * 
*) Anmerkung d. Red.: Der Richter Maoxe iſt der Vertreter der Vereinigten 
Staaten von Kmerika, Lord Finlay der eter Örobbritannie 


Die vorliegende Angelegenheit gehört zu einer großen Klaſſe von Fällen, bei 
denen die Entſcheidung über die Neſch 38 eit und über die materielle Frage von 


Artikel 4 dieſes Vertrages erkennt als polniſche Staatsangehörige ipso fac to 
die Perſonen deutſcher — und anderer in dieſem Artikel näher bezeichneter — Ab⸗ 
ſtammung an, die auf polniſchem Gebiet von dort wohnhaften Eltern geboren, iind, 
wenn dieje Perſonen auch ſelbſt zur Zeit des Inkrafttretens des Vertrages nicht dor 
wohnhaft waren. 


— 


Es iſt zugegeben, daß es eine deutſche Minderheit in Polen gibt. Bezieht 


ſich dieſer Artikel auf deutſchſtämmige Perſonen, die einer ſolchen Minderheit in 
Polen angehören? Das iſt offenbar der Fall. Der Artikel gibt ihnen ipso facto un 
ohne Erfüllung irgendeiner Förmlichkeit die polnische Staatsangehörigkeit unte 
der Vorausſetzung, daß 17 von Eltern geboren ſind, die zur Jet der Geburt in Polen 
wohnhaft waren. Es iſt klar, daß ſich Artikel 4 auf die tglieber der deutſchen 
Minderheit in Polen bezieht und für ſie eine erhebliche Bedeutung haben kann. 
Er gibt ihnen unter beſtimmten e die polniſche Staatsangehöri keit, ul 
die Vorenthaltung des Rechtes auf die polniſche Staatsangehörigkeit in dem Fall; 


daß dieſe Bedingungen erfüllt find, bedeutet eine Verletzungdes Vertrages 


zum Nachteil dieſer Perſonen. . 

Man hat folgende Frage aufgeworfen: Mit welcher Perſonengeſamtheit muß 
man eine vorhandene Gruppe von Perſonen vergleichen, um feſtzuſtellen 
ob dieſe Gruppe eine Minderheit im Sinne des Artikels 12 bildet? Nach meiner Anſi it 
muß die Beſtimmung in der Mehrzahl der Fälle durch einen Vergleich mit der Geſamtget 
der polniſchen Staatsangehörigen erfolgen, von denen 15 65 ruppe einen Teil bildet. 

Hierbei muß man zunächſt auf Artikel 93 des Friedensvertrages zurückgehen, 
der folgende Beſtimmung enthält: achte 

„Polen iſt damit einverſtanden, daß die Alliierten und Aſſoziierten Hauptmäch 
in einen mit ihm zu ſchließenden Vertrag die Beſtimmungen „ die ſie zun 
Schutz der Intereſſen der nationalen, ſprachlichen und religiöſen Minderheiten in 
Polen für notwendig erachten und genehmigt damit dieſe Beſtimmungen.“ 

i => 1 iſt in dem am gleichen Tage wie der Friedensvoertraß 
unse neten Minderheitenvertrag zur Ausführung gekommen, und auf Gru of 
der Beſtimmungen des Minderheitenvertrages muß die dem Ständigen Gerichts hg 
unterbreitete Frage gelöſt werden. Man hätte natürlich auf Grund des Artikels 


einen Vertrag mit weiteren oder N Beſtimmungen abfaſſen können; dies 11 


aber hier ohne Bedeutung, und die dem Er dle unterbreitete Frage muß au 
Grund des Minderheitenvertrages, ſo wie er vorliegt, entſchieden werden. 5 
In Artikel 2 des Minderheitenvertrages verpflichtet fc olen, alles 
Einwohnern vollen und ganzen Schuß des Lebens und der Freiheit ohne Unterſchi 
der Geburt, der Nationalität, der Sprache, der Raſſe oder der Religion zu gewagten 
Dieſe Beſtimmung iſt wohlbeachtet zu Gunſten aller Bewo ner Pol it 
25 es iſt auch natürlich, daß allen Bewohnern Schutz des Lebens und der Fur den 


agel 
ichert wird. Andererſeits iſt jedoch in den Artikeln 7, 8und 9, die für 


zuge 


2 Fall bedeutſam jind, ein anderes Syſtem angenommen worden. Ges et 


rtikel 7 fieht vor, daß alle polniſchen Staatsangehörigen vor dem 


leich ſein und dieſelben bürgerlichen und politiſchen Rechte ohne Unterſchied der 
9 5 


aſſe, der Sprache oder der Religion genießen ſollen. 


ET 4 c ˙ͤ 
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* 
daß die Vall Regierung in Städten und Bezirken, wo ein beträchtlicher Teil 
I niſcher Staatsa 
ieſer 


ejer polniſchen Staatsangehörigen in den Volksſchulen Unterricht in ihrer Sprache 
Set . Der zweite % 1 Slädben und 


die völtiſchen, Glaubens⸗ oder Sprachenminderheiten angehören, dieſe Minder⸗ 


ch 
polniſchen Staats angehörigen zugeſicherk; hinſichtlich dieſer Rechte 
debeben Ra Hehe in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle die Fragen wegen 
ungere 
Fan eintritt, in dem der Schutz des Lebens und der Freiheit irgendeiner unbeliebten 
nberheit von Bewohnern verweigert wird, einer Minderheit, die in dieſem alle 


F ſt Den 
Frage dieſer Art hinſichtlich ie Artikel, wie die Artikel 7, 8 und 9 und hinſichtlich 
der Rechte auftauchen, die ſie allen polniſchen Staatsangehörigen mit Einſchluß 
er deutſchen und anderer Minderheiten gewähren. 
im Die Gebiete, innerhalb derer die Perſonengeſamtheit ermittelt werden muß, 
Gegenſatz zu ber eine Minderheit vorhanden ſein könnte, können ſehr verſchieden 
ſein. Bisweilen wird man Polen in ſeiner Geſamtheit nehmen müſſen. Bei Fragen, 
Belche die örtliche Verwaltung betreffen, kann es ſich um mehr oder weniger große 
8 ezirke handeln. Für die vorliegende An e beeinflußt 12 die Frage 
Munde wählenden Grenzen in keiner Weiſe unſere egeiffebejtimmung der betreffenden 
‚Minderheit. Welche Grenzen man auch innerhalb des Teiles Polens, mit dem wir 
tun haben, wählen würde, es würde ſich immer darin eine beceſche völkiſche oder 
hicachliche Minderheit im Gegenſatz zu den anderen polniſchen Staatsangehörigen, 
2 dr: Abſtammung find, oder zu anderen . 1 
4 Die Ein wendung, wonach Perjonen, die die Bedingungen des Artikels 4 
S lien, nur Anwärter auf die polniſche Nationalität find, aber nicht polnische 
aatsangehörige werden, bevor fie nicht als ſolche von der Polniſchen Regierung 
Veertannt ſind, hält einer Eulen nicht ſtan d. Nach den ausdrücklichen 
amſtimmungen des Artikels 4 find dieſe Perſonen ipso facto polniſche Staats- 
dagehörige. Wenn die polniſche Geſetzgebung für die tatſächliche Ausübung der Rechte 
ah polniſchen Staatsangehörigen von dieſen eine Regiſtrierung oder irgend eine 
licbere Förmlichkeit verlangt, jo iſt die Polniſche Regierung verpflichtet, die erforder⸗ 
gen Maßnahmen hierzu zu treffen, und fie würde ſich ganz gewiß auf eine unrecht⸗ 
An ige Weigerung dieſen Maßnahmen gegenüber nicht berufen können, um ihre 
t zu rechtfertigen, Dan e Perſonen nicht polniſche Staatsangehörige find. 
po er Ständige Gerichtshof hätte nach meiner Anſicht ſeine Antwort auf die 
i Behauptung in der Zuſtändigkeitsfrage nicht allein auf den Geſichts⸗ 
zunkt ſtützen jollen, wonach die Minderheit im Sinne des Artikels 12 nur eine Minder⸗ 
8 im Vergleich mit der Geſamtheit der Bewohner ſein kann; der Gerichtshof 
tte gleichzeitig darauf hinweisen follen, daß die polniſche Behaup⸗ 
ſelbſt g aus den vorſtehend e Gründen unzutreffend iſt, und zwar 
a ſt in dem Falle, daß man den sariff der Minderheit dahin auslegt, daß es ſich 
m eine Minderheit im Vergleich zu der gjamt eit der Staat3angehörigen 
Bande, Die Geſichtspunkte, in denen der Gerichtshof und ich verſchiedener Meinung 
und find jedoch meiner Anſicht nach erfreulicherweiſe nur theoretiſcher Natur, 
d das ebnis iſt das gleiche, ob man ſich nun dem einen oder dem anderen 
ieſer Geſichtspunkte anſchließt. d (les) Fin lab. 
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